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1. Uebersicht Ober die Verhandlungen - Resume des deliberatlons 

x 179/97.035 nTransplantatlonsmedlzln. Verfassungsbe­
stimmung 
Botschaft vom 23. April 1997 zu elner Verfassungsbestimmung 
Ober die Transplantationsmedizin (BBl 1997111 653) 

NR/SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 

Siehe Geschäft 97.3544 Mo. SGK-NR (97.035) Minderheit Goll 

Bundesbeschluss betreffend eine Verfassungsbestimmung Ober 
die Transplantationsmedizin 

02.12.1997 Nationalrat. Beschluss abweichend vom Entwurf 
des Bundesrates. 
15.06.1998 Ständerat. Zustimmung. 
26.06.1998 Nationalrat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
26.06.1998 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 1998 3473 

x 179/97.035 n Medeclne de la transplantatlon. Artlcle cons­
tlMlonnel 

Message du 23 avril 1997 relatif a un article constitutionnel sur 
la medecine de la transplantation (FF 1997 III 613) 

CN/CE Commission de la securfte socla/e et de /a sante publique 
Voir objet 97.3544 Mo. CSSS-CN (97.035) Minorite Goll 

Arrete federal concemant un article constitutionnel sur la mede­
cine de la transplantation 

02.12.1997 Conseil national. Declslon modifiant le projet du 
Conseil federal. 
15.06.1998 Consell des Etats. Adhesion. 
26.06.1998 Conseil natlonal. L'arrete est adopte en votation 
finale. 
26.06.1998 Conseil des Etats. L'arrete est adopte en votation 
finale. 
Feuille federale 1998 3059 
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97.035 Transplantationsmedizin. Verfassungsbestimmung 

Medecine de la transplantation. Article constitutionnel 

Botschaft: 23.04.1997 (8811997111, 653 / FF 1997111, 613) 

Ausgangslage 

Die Transplantation von Organen, Geweben und Zellen ist in der Humanmedizin zu einer geläufigen 
Technik geworden. Bei vielen kranken Menschen kann heute durch eine Transplantation das Leben 
gerettet oder die Krankheit weitgehend geheilt oder gelindert und damit die Lebensqualität 
entscheidend verbessert werden. Neue technische Entwicklungen haben in den letzten Jahren weitere 
Möglichkeiten eröffnet; zugleich hat jedoch der Mangel an verfügbaren Organen neue Probleme 
geschaffen. 
Mit zwei von beiden Kammern überwiesenen Motionen fordern die eidgenössischen Räte eine 
umfassende Regelung des Umgangs mit Transplantaten in der Schweiz. Die Motion Onken verlangt, 
den Handel mit menschlichen Organen in der Schweiz zu verbieten; die Motion Huber fordert die 
Schaffung der verfassungs- und gesetzesmässigen Grundlagen zur Bewältigung der vielfältigen 
rechtlichen und organisatorischen Probleme der Transplantationsmedizin. 
Die rechtlichen Voraussetzungen fOr die Spende, Entnahme und Übertragung von Organen, Geweben 
und Zellen sind derzeit in der Schweiz - im Gegensatz zu den meisten anderen europäischen Staaten 
- auf Stufe Bunde nicht spezialgesetzlich geregelt, sondern bestimmen sich nach allgemeinen Regeln 
und Grundsätzen, teilweise nach kantonalen Regelungen sowie nach privaten Richtlinien und 
Empfehlungen. Mit dem Bundesbeschluss vom 22. März 1996 über die Kontrolle von Blut, 
Blutprodukten und Transplantaten ist am 1. August 1996 im Bereich des Infektionsschutzes und des 
Handels mit Transplantaten eine erste Regelung in Kraft getreten. 
Der Bund verfügt bereits heute in Teilbereichen über verfassungsmässige Kompetenzen, um den 
Bereich der Transplantationsmedizin zu regeln. Kompetenzlücken bestehen im wesentlichen fOr eine 
Regelung der eigentlichen Organisation des Transplantationswesens in der Schweiz, der Zuteilung der 
verfügbaren Organe und der nicht gewerbsmässigen oder der an öffentlichen Einrichtungen 
betriebenen Transplantationsmedizin. Für eine umfassende Regelung des Umgangs mit 
Transplantaten in der Schweiz muss deshalb eine Verfassungsgrundlage geschaffen werden. · 
Der vom Bundesrat vorgeschlagene neue Artikel 24decies der Bundesverfassung gibt dem Bund die 
Kompetenz zum Erlass von Vorschriften auf dem Gebiet der Transplantation von Organen, Geweben 
und Zellen (Abs. 1 ). Dabei soll der Bund fOr den Schutz von Menschenwürde, Persönlichkeit und 
Gesundheit sorgen. Erfasst sind dabei sowohl menschliche als auch tierische Organe, Gewebe und 
Zellen. Der Bund kann damit namentlich auch die Xenotransplantation, d.h. die Übertragung tierischer 
Organe auf den Menschen regeln. 
In Absatz 2 des Verfassungsartikels werden dem Bund zwei wichtige Gesetzgebungsaufträge erteilt. 
Aufgrund dieser Bestimmung soll der Bund die Unentgeltlichkeit der Spende vorsehen und fOr eine 
gerechte Zuteilung von Organen sorgen. 

Verhandlungen 

NR 02.12.1997 
SR 15.06.1998 
NR/ SR 26.06.1998 

AB2410 
AB626 
Schlussabstimmung (158:11 / 42:0) 

Im Nationalrat wehrte sich von Feiten (S, BS) vergeblich mit einem Nichteintretensantrag gegen den 
neuen Verfassungsartikel. Die Antragsstellerin argumentierte, die neue Verfassungsbestimmung 
strebe auf Kosten der Patientenrechte nichts anderes als ein lückenloses, zentralistisches 
Transplantationsmedizinsystem an, das "die freie Zirkulation der Körperteile" ermögliphen solle. Es 
gehe nicht an, die Organbeschaffung zum Staatsziel zu erklären und die menschlichen Körperteile zu 
"vergesellschaften•. Zudem, so von Feiten, sei fOr den Erlass eines Transplantationsmedizingesetzes 
eine ausreichende Verfassungsgrundtage vorhanden. Der Antrag wurde mit 126 zu 18 Stimmen 
abgelehnt. 
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Die Mehrheit des Rates war gemeinsam mit Bundesrätin Dreifuss der Ansicht. dass eine 
Vereinheitlichung der heute zahlreichen kantonalen und privaten Regelungen unbedingt angezeigt sei. 
Kommissionssprecher Philipona (R, FR) sprach von einem unbefriedigendem "Patchwork", das es zu 
beseitigen gelte. Der Rat legte auf Antrag der Kommissionsmehrheit in einem dritten Abschnitt explizit 
fest, dass die Spende von menschlichen Organen, Geweben und Zellen unentgeltlich und der Handel 
mit menschlichen Organen verboten ist 
Einiges zu diskutieren gab im Rat die Xenotransplantation. Ein Minderheitsantrag seitens der SP und 
der Granen, der fOr die Xenotransplantation ein Moratorium bis 201 0 festschreiben wollte, um Zeit fOr 
eine eingehende Beschäftigung mit den Risiken und Chancen dieses Verfahrens zu gewinnen, 
scheiterte mit 96 zu 52 Stimmen. Die Mehrheit war der Ansicht, dass ein Moratorium den 
Forschungsplatz Schweiz empfindlich beeinträchtigen würde und dass das Thema 
Xenotransplantation auf Gesetzesstufe geregelt werden soll. 
Ebenfalls abgelehnt wurde ein Antrag von links-grüner Seite, der die Freiwilligkeit der Organspende 
explizit in der Verfassung verankern wollte. Die Diskussion um das sogenannte Widerspruchsmodell 
bei Organentnahmen habe gezeigt, dass das Selbstbestimmungsrecht nicht in jedem Fall garantiert 
sei. Vor allem von bürgerlicher Seite wurde dagegen erfolgreich vorgebracht, dass die Freiwilligkeit 
per Definition in den Begriffen "Spende" und "Persönlichkeitsschutz" enthalten sei und deshalb nicht 
explizit festgeschrieben werden müsse. 
Die Diskussion im Rat lässt erwarten, dass die Erarbeitung eines entsprechenden Gesetzesartikels 
nicht einfach sein wird. Unter anderem wird es darum gehen, die fOr die Organentnahme wesentliche 
Bestimmung des Todeszeitpunktes festzulegen und damit die Begriffe Sterben und Tod 
gesetzgeberisch zu erfassen. 
Im Ständerat war das Eintreten auf die Vorlage unbestritten und die Fassung des Nationalrates wurde 
ohne Gegenstimme unterstützt. 
Zu reden gab in der kleinen Kammer vor allem die Frage, ob der Bund in einem zusätzlichen Absatz 
verpflichtet werden sollte • wie das ein Antrag Brunner (S, GE) verlangte - durch Information der 
Bevölkerung die Bereitschaft zur Organspende zu·fördem. Brunner begründete ihr Begehren mit der 
im europäischen Vergleich sehr geringen Spendefreudigkeit der Schweizer und Schweizerinnen, was 
möglichweise auf ein Informationsmanko zurückzufahren sei. So wüssten die wenigsten, dass die 
Stiftung Swisstransplant Spenderausweise ausstelle. Die Antragsstellerin fand im Rat jedoch keine 
Unterstotzung. Cottier (C, FR) argumentierte, es wäre nicht sinnvoll, den Bund jetzt noch mit neuen 
Aufgaben zu betrauen und dann jedes Jahr Kredite dafür sprechen zu müssen. Im Obrigen verbiete der 
Verfassungsartikel dem Bund ja nicht, hier tätig zu werden. Auf die Versicherung von Bundesrätin 
Dreifuss, das Gesetz werde die mangelnde Sensibilisierung der Bevölkerung berücksichtigen, zog 
Brunner ihren Antrag zurück. ' 
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97.035 Medecine de la transplantation. Article constitutionnel 

Transplantationsmedizin. Verfassungsbestimmung 

Message: 23.04.1997 (FF 1997 III, 613 / BBI 1997 III, 653) 

Situation initiale 

La transplantation d'organes de tissus et de cellules est de nos jours une operation medicale de 
routine. cette technique permet de sauver la vie de nombreux malades ou encore de guerir ou 
d'ameliorer ainsi considerablement la qualite de leur vie. Ces demieres annees, des innovations 
techniques ont ouvert de nouvelles perspectives, alors que dans le mame temps la penurie d'organes 
a engendre de nouveaux problemes. 
Deux motions transmises au Conseil federal demandent une reglementation exhaustive de la 
transplantation d'organes en Suisse. La motion Onken exige l'interdiction du commerce des organes 
d'origine humaine et la motion Huber la creation des dispositions constitutionnelles et legislatives 
necessaires pour regler les multiples problemes juridiques et organisationnels lies ä la medecine de la 
transplantation. 
Contrairement ä la plupart des autres pays europeens, la Suisse ne possede pas au niveau national 
de dispositions legales specifiques regissant le don, le prelevement et la greffe d'organes, de tissus et 
de cellules. Ces domaines sont regis par des regles et des principes generaux et en partie par des 
legislations cantonales et par des directives et des recommandations emanant des milieux prives. 
Avec l'arrate federal du 22 mars 1996 sur le contrOle du sang, des produits sanguins et des 
transplants, est entree en vigueur, le 1 er aoat 1996, la taute premiere reglementation federale en 
matiere de protection contre les infections et de commerce des transplants. 
La Confederation dispose aujourd'hui deja de competences constitutionnelles partielles lui permettant 
de legiferer en matiere de medecine de la transplantation. Des lacunes subsistent principalement en 
ce qui conceme l'organisation de la transplantation, l'attribution des organes disponibles et la 
medecine de la transplantation pratiquee ä titre non lucratif ou par des institutions publiques. Une 
disposition constitutionnelle est donc necessaire pour regler de maniere exhaustive le domaine de la 
transplantation Suisse. 
Le nouvel article 24decies de la constitution qui vous est propose attribue a la Confederation la 
competence d'edicter des prescriptions dans le domaine de la transplantation d'organes, de tissus et 
de cellules (al. 1er). Ce faisant, la Confederation devra veiller a proteger la dignite de ratre.humain, la 
personnalite et la sante. Cet article constitutionnel s'applique aux organes, tissus et cellules d'origine 
humaine et d'origine animale. 
La Conf~~eration sera donc aussi habilitee a regler la xenotransplantation, c'est-a-dire la greffe 
d'organes d'origine animale sur l'homme. L'alinea 2 donne a la Confederation deux mandats legislatifs 
importants: prevoir la gratuite du don et veiller ä ce que les organes soient attribues de maniere 
equitable. 

Dellberations 

CN 
CE 
CN/CE 

02.12.1997 
15.06.1998 
26.06.1998 

BO 2410 
BO626 
Votations finales (158:11 / 42:0) 

Au Conseil national, Margrith von Feiten (S, BS), opposee au nouvel article constitutionnel, a depose 
en vain une proposition de non-entree en matiere. Selen eile, la disposition constitutionnelle en 
question ne visait rien d'autre qu'une medecine de la transplantation centralisee et systematique, 
autorisant la "libre circulation des parties du corps", au detriment des droits du patient, alors qu'il n'y 
avait pas lieu de concevoir le prelevement d'organes comme un objectif etatique et de „socialiser" les 
differentes parties du corps humain. La conseillere nationale estimait par ailleurs qu'une base 
constitutionnelle suffisante existait deja pour l'edlction d'une loi sur la medecine de la transplantation. 
La proposition von Feiten a ete balayee par 126 voix contre 18. 
A l'instar de la conseillere federal Ruth Dreifuss, la majorite du conseil a juge quant a elle qu'une 
harmonisation des nombreuses reglementations cantonales et privees s'imposait de taute urgence, 
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Jean-Nicolas Philipona (R, FR), rapporteur de la commission, evoquant a ce propos un „patchwork" 
insatisfaisant auquel il convenait de remedier. Le conseil a ensuite rajoute, sur proposition de la 
majorite de la commission, un troisieme alinea prevoyant de maniere explicite la gratuite du don 
d'organes, de tissus et de cellules ainsi que l'interdiction du commerce d'organes humains. 
Les avis divergeaient au sein du conseil quant a la xenotransplantation. Une proposition de minorite 
du PS et des Verts demandant qu'un moratoire en la matiere soit prononce jusqu'en 201 o, ceci afin de 
permettre la realisation d'etudes approfondies sur les risques et les chances offerts par ce procede, a 
neanmoins echoue par 96 voix contre 52. La majorite du conseil estimait pour sa part qu'un moratoire 
affecterait dans une large mesure la recherche en Suisse et que le sujet de la xenotransplantation 
devait ~tre reglemente au niveau legislatif. 
Une proposition de la tendance rose-verte visant a inscrire de maniere explicite dans la constitution le 
caractere volontaire du don d'organes, le debat autour du „modele contradictoire" au sujet des 
prelevements d'organes ayant demontre que le droit a disposer de soi-m&me n'etait pas garanti dans 
tous les cas, n'a pas obtenu davantage de succes aupres du Conseil national: En effet, certains 
representants des partis bourgeois ont pu demontrer de maniere plausible que le caractere volontaire 
du don d'organes etait par definition deja suggere dans les termes „don" et „protection de la 
personnalite", ce qui rendait inutile. toute mention explicite dans la constitution. 
Si l'on se refere au debat mene jusqu'ici au sein du Conseil national, des difficultes ne manqueront 
pas de se poser lors ·de l'elaboratlon d'un article de loi correspondant En l'occurrence,. il s'agira 
notamment de determiner le moment de la mort, un facteur essentiel pour le preleveo,ent d'organes, 
ce qui equivaut a definir les notions de vie et de mort sur le plan legislatif. 
Le Conseil des Etats est entre en matiere a l'unanimite sur le projet et a adhere sans oppositlon a la 
version du Conseil national. 
La Chambre haute s'est avant tout preoccupee de la question de savoir s'il y avait lieu - comme le · 
suggerait une proposition Brunner (S, GE) - de completer l'article constitutionnel par un alinea 
supplementaire donnant mandat a la Confederation de promouvoir le don d'organes en informant la 
population en consequence. Christiane Brunner a justifie sa position en soulignant que les Suisses 
manifestaient davantage de reticence a l'egard du don d'organes que les ressortissants d'autres pays 
europeens, ce qui pouvait s'expliquer selon elle par un manque d'inforrnation en la matiere. C'est ainsi 
qu'en Suisse tres peu de personnes savent que la fondation Swisstransplant etablit des cartes de 
donneurs d'organes. La proposition Brunner n'a cependant pas trouve d'echo aupres des membres du 
Conseil des Etats, dont Anton Cottier (C, FR), qui jugeait peu opportun pour le Parlement de charger 
la Confederation de nouvelles taches et de devoir ensuite accorder chaque annee des credits a cet 
effet. Par ailleurs, d'apres lui, le projet d'article constitutionnel n'interdisait pas a la Confederation 
d'exercer une action dans ce domaine. L'assurance, donnee par la conseillere federale Ruth Dreifuss, 
que la loi tiendrait campte du faible degre de sensibilisation du public a cette question, a finalement 
incite Christiane Brunner a retirer sa proposition. 
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97.035 

Transplantationsmedizin. 
Verfassungsbestimmung 
Medecine de la transplantation. 
Article constitutionnel 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 23. April 1997 (BBI III 653) 
Message et projet d'arr~te du 23 avrll 1997 (FF 111 613) 
Kategorie III, Art. 68 GRN-Categorie III, art. 68 RCN 

Antrag der Kommission 
Eintreten 

Antrag von Feiten 
Nichteintreten 

Proposition de la commlsslon 
Entrer an matlere 

Proposition von Feiten 
Ne pas entrer en matlere 

Phlllpona Jean-Nlcolas (R, FR), rapporteur: Pour parvenlr 
aux reussltes qua connatt Ja chlrurgle de transplantatlon a la 
fin du XXe slecle, le chemln a ete long et dlfflclle, ponctue de 
percees slgnlflcatives, mals surtout de frequents echecs qul 
falsaient altemer espolr et desespolr. 
Les speciallstes ont coutume de conslderer Ja transplantatlon 
d'un rein d'un jumeau dans l'organlsme de son frere, Inter-

ventlon reallsee a Boston en 1959, comme la premlere ope­
ration de ce genre couronnee de succes. Mals c'est sans 
doute l'interventlon pratlquee Je 3 decembre 1967 par le doc­
teur Bamard, a Cape Town en Afrlque du Sud, qul frappera 
Je plus l'lmaglnatlon tant des medeclns que du publlc. Ce 
Jour-la, Je docteur Bamard reallse la premiere greffe cardia­
que en transplantant dans l'organlsme d'un patlent de 54 ans 
le coeur d'une Jeune femme de 24 ans decedee dans un ac­
cident de Ja clrculation. Le patient du docteur Barnard dece­
dera dlx-hult Jours plus tard, mals entre-temps, Ja nouvelle a 
falt le tour du monde et provoque un engouement extraordi­
nalre. 
A la sulte de cette premlere, des dizalnes de centres medl­
caux dans le monde entler vont a leur tour se lancer dans 
l'aventure. Mals la volonte de demontrer le mame savolr-falre 
ne sufflt pas, et les resultats sont souvent decevants. Les 
problemes de rejet et d'lnfectlon postoperatolre sont d'une 
teile ampleur que, peu a peu, l'enthouslasme s'etelnt. C'est 
une decouverte reallsee a Bäle qul permettra de reprendre 
espolr. Des 1976, Je docteur Jean-Frany0ls Borel presente 
dans une publlcatlon sclentlflque las proprletes lmmunosup­
pressives d'une molecule qu'll denomme «clclosporlne». Las 
etudes cllniques ne tardent pas a confirmer l'efflcacite de la 
substance, qul est utlllsee ensuite dans le monde entler. 
Aujourd'hui, Ja transplantatlon d'organes, blen qu'elle raste 
une lnterventlon parfols complexe et dellcate, est presque 
devenue une operatlon de routine. Las taux de reussite sont 
tres lmportants et las lndlcatlons de plus en plus etendues. 
On transplante des nouveau-nes aussi blen qua des patlents 
äges de 55 ans ou plus. On a cesse an outre de parler en ter­
mes d'esperance de vle apres une transplantatlon, comme sl 
la transplantatlon ne pouvalt constituer qu'une remlsslon pro­
vlsolre. Au contralre, alle est per9ue comme un nouveau de­
part dont Je potential n'est pas, en sol, llmite. 
Les dlfflcultes resident desormals dans la grave penurie d'or­
ganes a laquelle las equlpes medlcales de transplantatlon 
sont confrontees. Afln d'amellorer cette sltuation, la fondatlon 
Swlsstransplant, dont le servlce sulsse de coordinatlon 
dresse Ja liste des patlents en attente, organlse des campa­
gnes d'lnformatlon du publlc afln d'encourager plus de per­
sonnes a porter le.certlflcat de donneur d'organes. 
La penurle d'organes n'est pourtant pas la seule dlfflculte a 
resoudre. Outre les obstacles d'ordre medlcal qul subsistent 
encore, les problemes rellgleux, phllosophlques, ethlques ou 
psychologlques qul surglssent en matlere de transplantatlon 
sont nombreux et souvent dlfflclles a resoudre. 
La premlere des questions qul devralt atre soulevee est par­
fols occultee par les dlscusslons portant d'emblee sur des 
aspects purement concrets. Cette premlere questlon est 
pourtant essentielle: comment se determlner quant au prln­
cipe mame de toute transplantatlon d'organe? Ses partisans 
la conslderent en general comme un acta de solldarlte en­
vers la soclete auquel chacun devralt consentlr. Ceux qul s'y 
opposent y volent une vlolation lnsoutenabie de l'lntegrlte 
corporelle qul marlte un respect absolu, mame apres le de­
ces. 
Dans l'acceptatlon ou Je refus Individual de la transplantatlon, 
Ja ralson n'a pas toujours sa place. Les cholx operes repo­
sent souvent sur des a priori. Le symbollsme de certalns or­
ganes humalns peut alnsl jouer un röle non negllgeable. Le 
don d'un coeur, par exemple, consldere dans le langage fl­
gure comme Je siege des sentiments, considere aussi 
comme l'organe vital par excellence, a sans doute une portee 
emotlonnelle partlculiere. Parfols, les cholx sont plutöt dlctes 
par des conslderatlons phllosophlques. On peut alnsl s'lnter­
roger sur l'opportunlte d'accepter l'lntroductlon dans l'orga­
nlsme humaln d'un ou de plusleurs organes provenant d'un 
autre lndivldu, volre d'orlglne anlmale, et modlfles genetlque­
ment. 
Les cholx peuvent egalement dependre de crlteres de nature 
ethlque. Dans ce domalne, II est surtout question de dlgnlte 
humalne. II s'aglt alors d'empacher tout traflc. II faut aussl 
conserver au don d'organes un caractere gratult et velller a 
une Juste repartltlon des organes entre las patients qul en ont 
besoln, selon des crlteres preetablls. 
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La definltion de la mort se trouve, quant a alle, aux conflns de 
la rellglon, de la philosophle et de l'ethique. 
A cette liste de dlfflcultes soulevees par la transplantatlon 
d'organes, II taut encore ajouter les questlons de nature jurl­
dique. Or, comme beaucoup d'autres developpements re­
cents de la sclence medicale, la transplantatlon d'organes a 
quelque peu pris de vitesse le droit. Si des reponses ont pu 
etre apportees a certains problemes, d'autres restent encore 
a resoudre. Contralrement a ce qul vaut dans la plupart des 
autres pays europeens, les conditlons Juridlques de la mede­
clne de transplantation ne sont pas reglees a l'echelle fede­
rale, ou alors de manlere lnsufflsante. Actuellement, le preh1-
vement et la transplantatlon d'organes sont regles par des dl­
rectlves cantonales, alnsl que par les dlrectlves et recom­
mandatlons de l'Academle suisse des sclences medlcales 
quJ, pour leur part, s'appulent sur les princlpes du Conseil de 
l'Europe et de l'OMS. La Confederatlon ne dlspose de com­
petences leglslatlves que dans des domalnes partlels. 
Cette sltuatlon a condult a diverses Interventions au Conseil 
des Etats. En 1993, la motion Onken (93.3573) fnvltalt le 
Conseil federal a prendre les mesures legislatives necessal­
res pour faire echec au redoutable commerce d'organes. 
Quanta la motion Huber (94.3052), alle demande au Consell 
federal d'elaborer un drolt federal approprie sur les plans 
constltutionnel et leglslatlf, afln de prendre en compte les 
multiples aspects lies a la transplantatlon d'organes. Une 
meme requete a d'allleurs aussl ete formulee par la Confe­
rence des dlrecteurs cantonaux des affalres sanltalres. 
II taut blen constater que la sltuatlon actuelle n'est pas satls­
falsante, puisqu'II s'agit d'un veritable patchwork leglslatlf des 
cantons. 20 cantons dlsposent d'une legislatlon partielle, tan­
dls que 4 n'ont elabore aucune reglementatlon. II n'est donc 
pas etonnant que, dans une etude sur ce sujet, le professeur 
Borghl conclue qu'actuellement le droft cantonal en la ma­
tlere a un caractere lncomplet, disparate, contradfctolre, volre 
parfols lnconstltutlonnel. 
C'est donc assez loglque que la commlsslon solt entree en 
matlere sans opposltion sur le projet d'artlcle constltutionnel. 
Mals tres rapidement, de !arges dlscussions ont eu lieu en 
commlsslon en ce qul concerne la xenotransplantatlon. Par 
ce terme, on vlse les procedures medlcales conslstant a pre­
lever des organes sur les anlmaux et a les lmplanter dans 
des organlsmes humalns. Relevons qua d'un polnt de vue 
fonctlonnel, mals aussl sous rangle de la dlmenslon, II appa­
ratt que les organes de porcs sont plus appropries pour ce 
genre d'lnterventions que les organes provenant des prlma­
tes superleurs tels que chlmpanzes ou baboulns, pourtant 
genetiquement blen plus proches de l'homme. En falt, la 
xenotransplantatlon se trouve encore au stade experimental. 
De serieuses lncertltudes subslstent, llees en partlculler au 
comportement physlologlque des xenotransplants, encore 
mal connu, alnsl qu'aux traltements lmmunologlques tnten­
slfs que necesslteralt ce genre de transplantatlon. 
L'artlcle constltutlonnel propose conceme donc toutes les 
transplantatlons. II n'y a pas necesslte de prevolr un mora­
tolre pour une eventuelle posslblllte de xenotransplantation, 
car c'est au nlveau de la loi qu'II taut prevolr des solutlons va­
riables et qul correspondent aussl a l'etat de la sclence et a 
une comprehenslon ethlque de ces problemes. 
C'est dans ce sens-la que la majorlte de notre commlsslon 
vous propose de modlfler l'allnea 2 de cet artlcle constltution­
nel, tel que prevu dans le projet du Consell federal. Nous y 
revlendrons par la sulte. La commlsslon vous propose d'ac­
cepter la verslon de sa majorlte, qul a ete acceptee par 
19 volx contre 2. 

Dormann Rosmarle (C, LU), Berichterstatterin: Wir haben es 
gehört: Vor genau drelsslg Jahren wurde In Südafrika das er­
ste Herz transplantiert. Diese Organtransplantation war ein 
revolutionärer Ertolg der medizinischen Wissenschaften, der 
Ober die Medien In die ganze Welt hinausgetragen wurde. Bel 
dieser einzigartigen Herztransplantation Ist es nicht geblie­
ben. Für die Fachärzte Ist die Organtransplantation heute in 
vlelen Staaten zu einer geläuflgen Technik geworden. Allein 
In der Schweiz wurden In den letzten zehn Jahren 3125 Or-
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gane verpflanzt. Es handelt sich dabei um Organspenden 
von lebenden wie von verstorbenen Menschen. 
Der Transplantatlonsmedlzln kommt heute eine enorme Be­
deutung zu. Viele Menschen verdanken Ihr eine grundle­
gende Verbesserung Ihrer Lebensqualltät oder gar Ihr Leben. 
Einerseits haben neue technische Entwicklungen In den letz­
ten Jahren weitere Möglichkeiten eröffnet, aber anderseits 
geht die Spendefreudlgkelt In der Schweiz kontlnulerllch zu­
rück. Allein die gl0ckllcherwelse restriktiver gewordenen Vor­
schriften im öffentlichen Verkehr haben zu einem starken 
Rückgang an Todesopfern und damit zu einem Rückgang an 
freien Organen geführt. Das Ist aber kein Trost für all Jene, die 
seit Wochen und Monaten auf ein Organ warten und deren 
Leben mit der Transplantation eines gesunden Organs steht 
und fällt. Offensichtlich bestehen In der Bevölkerung sehr 
viele Ängste vor mlssbräuchllchen Anwendungen wegen wi­
dersprüchlichen Aussagen In bezug auf die Todesdefinition 
und Todesfeststellung. Diese Unsicherheiten lassen Im Volk 
die Meinung aufkommen, dass unsere medizinischen Tech­
niken wohl auf einem sehr hohen Niveau stehen, die Wissen­
schafter sich aber heute nicht mehr einig sind, wann das Le­
ben beginnt und wann es aufhört. 
Dem hohen Niveau der Schweizer Transplantatlonsmedlzln 
steht ein grundsätzllches Vakuum gegenOber. Wohl haben 
alle Kantone In Ihren Gesundheitsgesetzen Vorschriften 
Ober die Organtransplantatlon. Im Zusammenhang mit dem 
Bundesbeschluss Ober die Kontrolle von Blut, Blutprodukten 
und Transplantaten haben wir uns Im Herbst 1995 am 
Rande mit TransP-lantatlonsmedlzln befasst. Dieser Bundes­
beschluss Ist als Übergangsregelung seit März 1996 In Kraft. 
Darin wird der Handel mit Transplantaten gegen Entgelt In 
der Schweiz oder von der Schweiz aus Ins Ausland verbo­
ten. Auch Ist die Melde- und Bewllllgungspfllcht von Organ­
entnahmen und -transplantatlonen geregelt. Dieser Bundes­
beschluss Ist befristet und nur bis Ende 2005 In Kraft. zwei­
fellos werden die Bestimmungen dereinst In das Transplan­
tatlonsgesetz zu übernehmen sein. 
Ständerat wie Natlonalrat fordern mit zwei überwiesenen Mo­
tionen eine umfassende Regelung des Umgangs mit Trans­
plantaten In der Schweiz. Die Motion des Ständerates (On­
ken) will den Handel mit menschllchen Organen In der 
Schweiz verbieten. Die Motion des Ständerates (Huber) for-
dert die der verfassungs- und gesetzesmässlgen 
Grundlag ung der vielfachen rechtlichen und 
organisatorischen Probleme der Transplantatlonsmedizln. 
Der Bundesrat schlägt In seiner Botschaft vom 23. Aprll 1997 
die Schaffung einer Verfassungsbestimmung Ober die Trans­
plantatlonsmedlzln vor. 
Ihre Kommission hat sich an drei Sitzungstagen Intensiv mit 
der Thematik auseinandergesetzt. Sie hat Insbesondere Ex­
perten zu den verfassungsmässlgen, ethischen, medizini­
schen und rechtlichen Fragen Im Zusammenhang mit der 
Transplantatlonsmedlzln angehört. Sie hat sich eingehend 
mit der Frage auseinandergesetzt, ob zur Schaffung elnhelt­
llcher Gesetzesbestimmungen für die Schweiz Oberhaupt ein 
neuer Verfassungsartlkel notwendig sei. Diese Frage Ist ein­
deutig bejaht worden. Allein schon die wegen der Volksab­
stimmung notwendige breite öffentliche Diskussion würde die 
Schaffung einer Verfassungsbestimmung Ober die Trans­
plantatlonsmedlzin rechtfertigen. 
Der vorliegende Entwurf des Bundesrates für einen Verfas­
sungsartikel Ist von der Mehrheit der Kommission Inhaltlich 
Obemommen worden. Nach Absatz 1 von Artikel 24decles 
erlässt der Bund Vorschriften auf dem Gebiet der Transplan­
tation von Organen, Geweben und Zellen. Im Unterschied 
zur Minderheit 1 (Delss) beschränkt sich die Mehrheit der 
Kommission nicht nur auf menschliche Organe, Gewebe und 
Zellen, sondern versteht unter den Transplantationen solche 
mit menschlichen und tierischen Transplantaten. Der Bun­
desrat schllesst In der Botschaft nicht aus, dass die Xeno­
transplantatlon eine der zukünftigen Möglichkeiten Im Be­
reich der Transplantatlonsmedlzln werden kann. 
Unabhängig von der Frage, ob Xenotransplantationen aus 
ethischen und gesundheltllchen Gründen verantwortbar sind, 
kann festgestellt werden, dass sie In der medizinischen For-
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schung immer wichtiger werden. zweifellos ist Im Volk die 
Verunsicherung bezüglich der Xenotransplantatlon gross. 
Das stelle Ich bei Vorträgen über die Gentechnologie Immer 
wieder fest. Die Übertragung tierischer Organe auf Men­
schen weist viel grössere Probleme auf als herkömmliche 
Transplantationen. Es gibt nach wie vor sehr viele Unsicher­
heiten, ungelöste Fragen und Sicherheitsrisiken. Gerade 
deshalb aber besteht Handlungsbedarf. 
Der Bundesrat hat sich In der Botschaft zur Transplantatlons­
medizln in bezug auf die Frage der Transplantation von tieri­
schen Organen auf die Menschen weder befürwortend noch 
ablehnend ausgesprochen. Der Einbezug tierischer Organe 
In die Verfassungsbestimmung präjudiziert eine gesetzliche 
Regelung In keiner Art und Welse. Wir sind uns alle bewusst, 
dass zurzeit die Chance einer vollzogenen Xenotransplanta­
tion In weiter Feme liegt, da die Risiken der Übertragung 
neuer Krankheitserreger auf den Menschen noch völlig unge­
klärt sind. 
Je ähnlicher sich die menschlichen und tierischen Organe 
sind, desto grösser Ist auch die Gefahr, dass sie von densel­
ben Krankheitserregern Infiziert werden. Es gibt Krankheits­
erreger, die In Tieren harmlos sind, für den Menschen aber 
sehr schädlich sein können. Deshalb verlangen die Kommis­
sionsminderheiten lila und lllb ein Moratorium auf Verfas­
sungsstufe für die Übertragung von tierischen Organen auf 
den Menschen bis Ins Jahr 2010. Die Mehrheit der Kommis­
sion lehnt diesen Antrag ab, da sie befürchtet, der For­
schungsplatz Schweiz könnte durch das Moratorium völlig 
aufgehoben werden. 
Wenn die Kompetenz des Bundes Im neuen Verfassungsar­
tikel auf menschliche Organe beschränkt bliebe, wie es die 
Minderheit I verlangt, wäre eine Regelung der Xenotrans­
plantatlon nicht möglich. Es wäre z. B. nicht möglich, die 
Durchführung von Xenotransplantatlonen In öffentlichen Spi­
tälern zu regeln. Es Ist unbestritten, dass sich In diesem Be­
reich noch zahlreiche ethische, medizinische und gesund­
heltllche Fragen und Probleme stellen, die diskutiert und ge­
löst werden müssen. Dem Gesetzgeber stehen dannzumal 
alle Möglichkeiten offen, die Xenotransplantation zu regeln, 
zu beschränken oder gar zu verbieten. 
In Absatz 1 des Verfassungsartikels wird zudem klar der 
Schutz der Menschenwürde, der Persönlichkeit und der Ge­
sundheit gefordert. Dies betrifft nicht nur die Organspender 
und -spenderlnnen, sondern auch die Empfänger und Emp­
fängerinnen von Organen, Geweben und Zellen. Die Achtung 
der Menschenwürde Ist mit der Transplantatlonsmedlzln zen­
tral angesprochen. Insbesondere geht es dabei um die Be­
stimmung des Todeszeltpunktes bei der Organentnahme von 
Verstorbenen, aber auch um das Recht auf ein menschen­
würdiges Sterben. 
Es besteht auch ein grundsätzliches Ungleichgewicht zwi­
schen Empfänger und Spender. Beim Spenden haben wir es 
vor dem Tod mit einem lebenden Subjekt zu tun, nach dem 
Tod aber mit einer Leiche, die zwar auch Inhaberin von Per­
sönlichkeitsrechten Ist, aber nicht mehr Im gleichen Umfang 
wie jener Mensch, der dank der Organspende weiterleben 
darf. Die Frage, wann der Mensch tot Ist und wann Ihm Or­
gane Oberhaupt entnommen werden dürfen, muss zwingend 
auf Gesetzesstufe geregelt werden, denn die Begriffe Ster­
ben und Tod haben sich gewandelt und weiterentwickelt. 
Heute geben die wissenschaftlichen Akademien medizini­
sche und ethische Rlchtllnlen für Organ- und Gewebetrans­
plantationen heraus. Diese lehnen sich weitgehend an die 
Grundsätze des Europarates und der Weltgesundheitsorga­
nisation an. 
Von besonderer Bedeutung Ist auch der Schutz der Persön­
llchkelt. Die Persönlichkeit umfasst alle physischen, psychi­
schen, moralischen und sozialen Werte wie Leib und Leben, 
Freiheit und Ansehen, die einer Person kraft Ihres Mensch­
selns und Ihrer Existenz zukommen. Im Zusammenhang mit 
der Transplantatlonsmedlzln sind Garantien des Persönllch­
keltsschutzes bedeutsam, Insbesondere der Schutz des Le­
bens, der körperlichen und geistigen Unversehrtheit, z. B. bei 
der Entnahme von Organen aus dem Körper einer lebenden 
Person; das betrifft auch die Selbstbestimmung bezüglich 

der Entscheidung, ob jemand seine Organe für Transplanta­
tionen zur Verfügung stellen will. 
Niemand denkt an einen rechtlichen Anspruch des Individu­
ums auf ein Organ; auch wird es keine moralische Verpflich­
tung geben, ein Organ spenden zu müssen. Eine Organent­
nahme gegen den Willen des Spenders oder der Spenderin 
oder gar die gesetzliche Statulerung einer Organspende­
pfllcht kann nicht In Frage kommen. Dieser Aspekt Ist an sich 
bereits Im Wort «Spende» enthalten, denn eine unfreiwillige 
Spende wäre keine Spende mehr. Deshalb hat die Mehrheit 
der Kommission auf die Erwähnung der Freiwilligkeit, die die 
Minderheiten lla und llb fordern, verzichtet. 
Der Schutz der Gesundheit betrifft prlorltär den Schutz der 
empfangenden Person vor einer Ansteckung mit Krankheits­
erregern. Mit der «Wahrung der Gesundheit» auf Verfas­
sungsstufe sind die heutigen grossen Bedenken bezüglich 
der Transplantation von tierischen Organen auf die Men­
schen berücksichtigt. 
In Absatz 2 von Artikel 24decles der Bundesverfassung wird 
die gerechte Zuteilung von Organen explizit erwähnt. Obwohl 
dieses Kriterium In der Praxis schwierig zu erfüllen sein wird, 
Ist es der Mehrheit der Kommission ein Anliegen, dass das zu 
schaffende Gesetz In diese Richtung Vorgaben gibt. 
Der Absatz 3 verlangt die Unentgeltllchkelt der menschlichen 
Organe, Gewebe und Zellen. Dass sich ein Entgelt für ein ge­
spendetes Organ moralisch nicht verantworten lässt, Ist 
schon In der heutigen Praxis klar. Eine Organspende, mit der 
Leben verlängert oder Leiden gelindert wird, ist unbezahlbar. 
Glelchzeltlg aber muss jeglicher Handel mit Organen verbo­
ten bleiben. Diese beiden Aspekte, Unentgeltllchkelt und ge­
rechte Zuteilung, lässt der Minderheitsantrag I vermissen. 
Namens der Kommissionsmehrheit bitte Ich Sie um Eintreten 
und um Zustimmung zum Verfassungsartikel, was In der 
Kommission mit 19 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen erfolgt 
Ist. Ich bitte Sie, In der Detailberatung der Mehrheit zu folgen 
und die Minderheitsanträge abzulehnen. 

von Feiten Margrlth (S, BS): Eine neue Bundeskompetenz 
geht bekanntlich Immer zu Lasten kantonaler Kompetenzen. 
Aber bei diesem Geschäft Ist nirgendwo zu erfahren, wie und 
wo In die kantonale Regelungshoheit eingegriffen werden 
soll, weder In der Botschaft noch In den Kommlsslonsproto­
kollen. Für die Bestimmung des Zustlmmungsmodells, für die 
Regelung der Unentgeltllchkelt, der Frelwllligkelt, des Daten­
schutzes, des Infektionsschutzes und des Organhandels, für 
die Xenotransplantation und für die Fötalgewebetransplanta­
tlon - für alles, was bisher gesagt worden Ist - ist der Bund 
bereits heute zuständig. Warum also nicht einfach ein Trans­
plantatlonsmedlzlngesetz erlassen? Weshalb eine Verfas­
sungsänderung? 
Lücken sollen geschlossen werden helsst es In der Bot­
schaft. Welche? Ich sehe den Text des Abstlmmungsbüch­
lelns bereits vor meinen Augen. Es wird bestimmt der An­
schein erweckt werden, die Transplantatlonsmedlzln finde 
heute quasi Im rechtsfrelen Raum statt, In den Kantonen 
herrsche WIidwuchs, zum Schutz der Spendenden müsse 
eine umfassende Bundeskompetenz her. Alles Irreführung! 
Diese umfassende Kompetenz Ist einzig und allein notwen­
dig, um ein durchorganisiertes Transplantatlonssystem mit 
Internationaler Verknüpfung aufzubauen. 
Im Klartext: Es soll nach dem «Muster des deregulierten 
Marktes» ein lückenloses, zentralistisch gesteuertes System 
aufgebaut und vor allem finanziert werden. Dereguliert wird 
bei den Patientinnen- und Patientenrechten, dafür entsteht 
eine ganze Reihe neuer Pflichten: Meldepflichten, Erklä­
rungspflichten, Reglstrlerungspfllchten, Explantatlonspfllch­
ten usw. Es braucht optimale Rahmenbedingungen für die 
freie Zirkulation der Körperteile der Einwohnerinnen und Ein­
wohner dieses Landes. Dafür braucht es eine neue Kompe­
tenz. 
Das wird natürlich nirgendwo so gesagt. Aber schon der Fach­
jargon lässt aufhorchen. Wenn man die Fachliteratur liest, 
helsst es da z. B., die Logistik des Organtausches müsse aus­
gebaut werden, der Datentransfer müsse beschleunigt wer­
den, die medizinische Effektivität müsse erhöht und die In-
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frastrukturlelstungen müssten gesteigert werden. Und die Ko­
sten? 
Eine deutsche Statistik zeigt auf, dass sich die Stellen fOr die 
transplantatlonsmedizlnlschen lnfrastrukturlelstungen Inner­
halb der letzten fOnf Jahre verdoppelt haben. Diese Ankurbe­
lung des Organmarktes Ist zwingend mit der Einschränkung 
der persönlichen Freiheit aller Einwohnerinnen und Einwoh­
ner dieses Landes verbunden. 
Es Ist absehbar, dass diese neue Kompetenz zum Aufbau 
landesweit und lntematlonal vernetzter Datenbanken fOhren 
wird, zu behördlich organisierten und kontrollierten Spende­
erklärungen, z. B. durch Einträge In Pässen, Identitätskarten, 
Einwohnerdateien - Erklärungen, die notabene alle paar 
Jahre erneuert werden m0ssenl Anlässlich der Steuererklä­
rung m0sste Ich etwa jedes Jahr Oberlegen, ob Ich Immer 
noch bzw. nicht doch einmal bereit wäre, meine Organe zu 
spenden, falls Ich alle Jahre nein gesagt habe. 
Nicht zuletzt braucht es eine Grundlage tor die Finanzierung 
entsprechender behördlicher Infrastruktur und Propaganda 
zur Erhöhung der Spendebereltschaft. Organbeschaffung Ist 
das Ziel. Die Gesetzgebung - das Ist klar- soll die rechtliche 
Absicherung der optimalen Organgewinnung bringen. 
Ich staune, mit welcher Unverfrorenheit bisher unbestrittene 
Regeln der medizinischen Ethik auf die M0llhalde der Ge­
schichte geworfen werden. So wird z. B. bereits gefordert, 
dass nur jene «transplantiert» werden, die vorher bereit wa­
ren, selbst ein Organ zu spenden - ein Anrelzsystem sozu­
sagen. Eine weitere Forderung: keine Lebertransplantation 
f0r Alkoholiker. Oder heute schon - das Ist bereits ungeheu­
erliche Realität - kommen Asylsuchende nicht auf die Warte­
liste der Organempfänger, umgekehrt sind sie aber als Spen­
dende keineswegs ausgeschlossen. Deshalb wäre es prak­
tisch, wenn alle Leute auf der Welt im Pass eine solche Er­
klärung abgeben müssten. F0r solche Regelungen braucht 
es eine Bundeskompetenz. 
Mit der Verankerung In der Bundesverfassung wird die Or­
ganbeschaffung zum Staatszlel erklärt. Dazu sage Ich nein. 
Während Oberall von Privatisierung die Rede Ist, werden die 
menschlichen Körperteile vergesellschaftet. 
Transplantatlonsmedlzln Ist eine boomende Branche. Laut 
Unesco wird nach dem Jahre 2000 jeder zweite Eingriff eine 
Transplantation sein. Der Schock von damals, als Im ameri­
kanischen Oregon Im Bereich Organtransplantation die Ko­
sten0bemahme durch die Krankenversicherung verweigert 
wurde, sitzt den Chirurgen noch In den Knochen. Das Volk 
soll ein 0berwältlgendes Bekenntnis zur Hlgh-Tech-Medlzln 
abgeben - das Ist der Sinn dieses Verfassungsartlkels. Die 
ganze Gesellschaft soll nach den Bedürfnissen der Organbe­
schaffung organisiert werden. Wollen wir das wirklich? Zu­
mindest sollte bekanntseln, wie dies geschehen soll. 
Ich bitte Sie, diesen Blankoscheck nicht zu unterzeichnen. 

Gonseth Ruth (G, BL): Die Entwicklungen In der Intensiv­
und Transplantatlonsmedizln haben Handlungsmögllchkel­
ten von exlstentleller Bedeutung eröffnet. Es geht dabei so­
wohl f0r Organspendende als auch f0r Organempfangende 
buchstäblich um Leben und Tod. Zwei an und f0r sich abso­
lute Werte stehen dabei aber Im Widerspruch zueinander, 
nämlich einerseits das Recht der Organspendenden auf kör­
perliche Unversehrtheit und einen würdigen Tod und ander­
seits das Recht der Organempfangenden auf medizinische 
Hilfe und Leben. 
Angesichts der Komplexität der sich hier stellenden Probleme 
kommt der Entwurf des Bundesrates betreffend eine Verfas­
sungsbestimmung Ober die Transplantatlonsmedlzln äus­
serst harmlos und unausgegoren daher. Es handelt sich da­
bei zudem Im Grunde noch um eine Mogelpackung. Der Bund 
will sich nämlich weitreichende Kompetenzen sichern, die 
weit Ober die gerechte Verteilung von Organen hinausgehen. 
Unterschlagen wird etwa die Absicht, dass es dabei auch um 
die Verwendung tierischer Organe und abgetriebener Föten 
gehen soll. Die Botschaft lässt völlig offen, wie der Bundes­
rat mit den heiklen ethischen Fragen - etwa dem Todeskrite­
rium oder der Widerspruchslösung mit Bezug auf die Zustlm-
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mung - umgehen will. Bel all diesen ethischen Fragen Ist 
heute ein Konsens nicht absehbar. 
Lassen Sie mich diese Kontroversen am Beispiel von Marion 
Ploch verdeutlichen: 1992 diagnostizierten die Ärzte am Er­
langer Unlversltätsspltal bei der jungen Frau nach einem Ver­
kehrsunfall den sogenannten Hirntod. Sie stellten für die 
junge Frau den Totenschein aus und hatten die Absicht, die 
Angehörigen um die Zustimmung f0r eine Organentnahme 
zu bitten. Als sich herausstellte, dass Marion Ploch schwan­
ger war, schlugen die Ärzte eine lntenslvbehandlung des 
eben zur Leiche erklärten Körpers bis zur Entbindung vor. 
Trotz des Totenscheines weigerte sich der zuständige Stan­
desbeamte In der Folge, den Tod zu beurkunden, dies mit der 
Begründung, dass es Ihm unmöglich sei, später die Geburt 
eines Kindes zu bescheinigen, das keine Mutter habe. Der 
makabre Versuch mit der schwangeren Leiche scheiterte 
nach acht Wochen infolge eines Spontanabortes. 
Die hier aufgezeigten Widersprüche sind eklatant. Marion 
Ploch Ist keineswegs ein Einzelfall. Doch endlich hat die öf­
fentliche Erregung Ober diese «Erlanger Ereignisse» dazu 
geführt, das auf dem Kriterium des Hirntodes basierende To­
desverständnis und den Umgang mit sterbenden Menschen· 
Intensiv zu hinterfragen. 
Im Gegensatz zu Deutschland Ist bei uns In der Schweiz die 
öffentliche Diskussion wenig fortgeschritten und wird von der 
lnteressengebundenen Swlsstransplant geprägt. Nach wie 
vor hält diese Organisation kompromisslos am sogenannten 
Hlmtodkonzept fest. Ich wage allerdings zu bezweifeln, dass 
sie damit der Sache selbst dient. Vielleicht liegt ein Grundtor 
die Abnahme der Spendefreudigkelt Im Misstrauen, dass hier 
bestehende Widersprüche nicht diskutiert, sondern unter den 
Teppich gekehrt werden. Es besteht nämlich heute ein wohl 
nicht 0berwlndbarer Dissens um die Bedeutung des Hirn­
todes. 
«Hirntod» wird von vielen nicht mehr mit Tod gleichgesetzt, 
sondern als Beginn eines Irreversiblen Sterbeprozesses be­
zeichnet. Das Wort «Hirntod» drückt dies ja eigentlich auch 
aus, nämlich dass nur ein Tell des Körpers, nämlich das Ge­
hirn, abgestorben Ist. Wir Grünen fordern deshalb, dass 
diese pluralen, unterschiedlichen Vorstellungen von Leben 
und Tod zu akzeptieren seien. Leider hat sich Frau Bundes­
rätin Drelfuss In den bisherigen Diskussionen In der SGK dar­
auf nicht festlegen wollen. 
Konkret stellt sich tor das künftige Transplantatlonsgesetz 
die Frage, ob Organentnahmen dennoch möglich seien, 
wenn der Hirntod nicht mehr als Tod des Menschen gilt, son­
dern als Beginn eines Irreversiblen Sterbeprozesses. Wir 
Gr0nen sagen ja zu einem pragmatischen und ethisch den­
noch akzeptablen Weg, wenn es darum geht, die dringend 
benötigten Organe tor schwerkranke Patienten zu erhalten. 
Wir fordern aber eine frühzeitige und nach genügend Infor­
mation abgegebene Zustimmung. 
Der deutsche Mediziner Professor Linus Gelsler hat es bei 
der Anhörung Im Deutschen Bundestag wie folgt begründet: 
«Hirntote Menschen sind Sterbende, d. h. Lebende. Sie sind 
keine Leichen, und sie sind auch nicht so gut wie tot. Der 
Hirntod Ist nicht der Tod des Menschen, er kann aber als Ent­
nahmekriterium f0r Organe gelten, wenn darunter der Irrever­
sible Ausfall aller messbaren Hirnfunktionen verstanden wird. 
Voraussetzung Ist die enge Zustimmung. Ob das Sterben ei­
nes hlmtoten Menschen verlängert werden darf, um Organe 
zu entnehmen, die das Leiden anderer Menschen lindem 
oder deren Leben verlängern können, Ist eine Entscheidung, 
die nur persönlich, frei, zu Lebzelten getroffen werden kann.» 
Wir Gr0nen sind 0berzeugt, dass nur das Vertrauen, dass In 
der Sterbephase die W0rde und das Selbstbestimmungs­
recht gewahrt bleiben, langfristig die Akzeptanz der Trans­
plantatlonsmedlzln und die Bereitschaft, Organe zu spenden, 
sichern kann. Wir werden In der Detailberatung, beim Antrag 
der Minderheit lla, noch darauf zurückkommen. 
Ein unlösbarer Konflikt derTransplantatlonsmedlzln wird aber 
bleiben. Er liegt darin, dass sie eine Therapie darstellt, deren 
Voraussetzung das Sterben eines anderen Menschen - meist 
eines schwer verunfallten jungen Menschen - Ist. Je er­
folgreicher die Unfallprävention wird - und das ist zu w0n-
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sehen -, um so weniger Organe werden zur Verfügung ste­
hen. Die Transplantatlonsmedlzln wird deshalb wohl nie aus 
der Sackgasse der Selektion herauskommen. Eine gerechte 
Zuteilung von Organen wird kaum zu verwirklichen sein. Gren­
zen !J10ssen wir also akzeptieren. 
Die Ubertragung von tierischen Organen auf den Menschen 
lehnen wir aus ethischen, sozialen und Risikogründen ab. Ich 
werde dies bei meinem Minderheitsantrag noch begründen. 
Bisher haben In der Schweiz zu wenige Diskussionen Ober 
die gesamte Problematlk der Transplantatlonsmedlzln statt­
gefunden. F0r die grüne Fraktion Ist die Zeit für einen so weit­
reichenden Kompetenzartikel noch nicht reif. Wir Granen un­
terstützen deshalb grossmehrheltllch den Nlchtelntretensan­
trag von Feiten. Ohne die Ergänzung durch die Minderheits­
anträge Goll und Gonseth können wir weder dem Entwurf 
des Bundesrates noch dem Antrag der Mehrheit der SGK zu­
stimmen. Zu viele wesentliche Fragen sind In den Texten, 
aber auch In der Botschaft offen. Beide präsentieren der Be­
völkerung «die Katze Im Sack». 
Es stellt sich zudem die dringende Frage, Frau Bundesrätin 
Drelfuss, wie Sie f0r den Schutz der Menschenwürde sorgen 
wollen, wie der Verfassungsartikel das vorgibt. Gemäss Pro­
fessor Jörg Paul Müller Ist die Menschenwürde der tragende 
Grundsatz unseres gesamten Grundrechtsschutzes und muss 
daher nicht expllzlt erwähnt werden. Zweifel scheinen mir da­
her berechtigt, dass hier-angesichts der Machbarkeltsträume 
der modernen Spitzenmedizin - die Erwähnung der Men­
schenwürde eher einer Art deklamatorischer Beruhlgungspllle 
denn einer glaubhaften Versicherung gleichkommt. 
Ich bitte Sie deshalb, zunächst einmal dem Nlchtelntretens­
antrag von Feiten zuzustimmen. 

Heberleln Trlx (R, ZH): Der schweizerische Föderalismus In 
der Gesundheltspolltlk und damit auch In der Gesetzgebung 
Ober die Transplantatlonsmedlzln, Ober die Organentnahme 
oder Zuteilung von Organen, hat seine Grenzen erreicht. Wir 
sind der Meinung, dass wir es nicht länger vertreten können, 
je nach Kanton unterschledllche Voraussetzungen zur Or­
ganentnahme zu haben, nämlich: stillschweigende Akzep­
tanz oder ausdrückliche Zustimmung zur Entnahme, zur Zu­
teilung oder zum Umgang mit Transplantaten. 
Die Transplantation von Geweben, Organen und Zellen Ist in 
der Humanmedizin bereits seit vielen Jahren Praxis. Sie Ist 
elne geläufige Technik geworden und entwickelt sich rasch 
weiter. Die entsprechenden Zahlen können Sie der Botschaft 
entnehmen. 
Wir haben es gehört: In der Schweiz besteht ein Mangel an 
Spenderorganen, der all denjenigen schmerzlich bewusst Ist, 
die seit Monaten oder Jahren auf ein Organ warten, das Ihre 
Lebenserwartung und Ihre Lebensqualität erheblich verbes­
sern kann, und deren Lebensqualität sich mit jedem Monat 
und jedem Tag verschlechtert. Anfang 1997 standen auf der 
Warteliste für Spenden 464 Patienten, und dle Zahl der 
Spenden ging erneut auf 88 zurück. 
Mit dem zur Diskussion stehenden Verfassungsartlkel soll 
die Kompetenz zum Erlass von Vorschriften auf dem Gebiet 
der Transplantation von Organen, Geweben und Zellen auf 
den Bund Obergehen; dies nicht zuletzt auf Wunsch der Kan­
tone, die hierfür einmal eine einheitllche Regelung befürwor­
ten. Erfasst werden sollen dabei nach dem Antrag der Mehr­
heit und des Bundesrates menschliche und tierische Organe. 
Eine erste Diskussion Ober dieses komplexe Gebiet führten 
wir bereits bei der Behandlung des Bundesbeschlusses Ober 
Blut, Blutprodukte und Transplantate. 
Dass die ethischen, gesundheitlichen und politischen Fragen 
der Xenotransplantation rasch einen gesetzlichen Rahmen 
brauchen, wurde uns Im laufe der Diskussion klar. Wenig 
hilfreich wäre dagegen ein Verbot oder ein Moratorium bis Ins 
Jahr 2010, wie dies In den Minderheitsanträgen llla und lllb 
verlangt wird. 
In diesem Rat führten wir bekanntlich die Diskussion Ober ein 
Moratorium zur Xenotransplantatlon bereits In der Herbstses­
sion: anlässllch der Diskussion Ober die parlamentarische In­
itiative von Feiten, zu welcher Folgegeben mit 94 zu 61 Stim­
men abgelehnt wurde. 

Die medizinische Entwicklung geht weiter, rascher als die 
Gesetzgebung und rascher, als dies vielen von uns vielleicht 
lieb Ist. Wir wollen aber einen verantwortungsbewussten Um­
gang mit dieser Medizin. Wir wollen Entscheide fällen, und 
wir wollen diesen Entwicklungen einen Rahmen setzen, den 
wir ethisch und juristisch vertreten können. Dazu brauchen 
wir eine breite öffentllche Diskussion. Mit Ihrem Nlchtelntre­
tensantrag verhindern Sie gerade diese öffentliche Diskus­
sion. 
Auch wenn die Diskussion Ober Ethik und Grenzen In der Me­
dizin, Ober die Notwendigkeit und nicht zuletzt auch Ober die 
Kostenfolgen eine schwierige ist, dürfen wir diese Diskussion 
nicht einfach verweigern und sagen, die Zelt sei noch nicht 
reif dafür. Wir wollen die notwendigen Grenzen setzen. Wir 
haben dies bereits einmal Im Artikel 24novles der Bundesver­
fassung gemacht. Wir wollen Missbräuche verhindern, den 
Handel mit menschlichen Organen unterbinden und die Un­
entgeltllchkelt der Organspende festschreiben. 
Welche Kriterien für eine gerechte lten sollen -
da haben Sie recht -, das Ist ethls sicher einfa-
cher zu diskutieren und In Worte zu fassen, als dies juristisch 
möglich Ist. Die Diskussion wurde ja bereits einmal anhand 
einer Nlerentransplantatlon bzw. der Nichttransplantation Im 
Universitätsspital Zürich geführt. Dass wir mit diesem Verfas­
sungsauftrag an die Grenzen der Gesetzgebung stossen, Ist 
uns auch bewusst. 
Heute nehmen reine Fachinstanzen Ihre Aufgabe wahr, und 
eine Kontrolle Ist durch eine Meldepflicht gewährleistet. Ich 
denke aber, wir müssten Im Rahmen der Gesetzgebung 
diese Regelungen detalilierter treffen. Ihre Vision, Frau von 
Feiten, von einem deregulierten Markt der Organe, von staat­
licher Organbeschaffung - und diese Organisation gar als 
Staatsziel zu bezeichnen, so dass Bundespräsident Koller sie 
heute als eines der Staatsziele hätte erwähnen müssen-, 
scheint mir doch sehr übertrieben zu sein. 
Im Namen der FDP-Fraktion ersuche Ich Sie, auf die Vorlage 
einzutreten und dem Verfassungsartikel so, wie er von der 
Mehrheit verabschiedet wurde, und so, wie er hoffentlich vom 
Bundesrat unterstützt wird, zuzustimmen. 

Schenk Simon (Y, BE): Nach den Ausführungen von Frau 
Gonseth welss Ich, dass Ich früher als Lehrer meine Schüler 
etwas Falsches gelehrt habe. Ich habe Immer gesagt, «tot» 
könne man nicht steigern. Heute welss Ich, dass es doch 
geht: tot, toter, am totesten. 
Bereits anlässlich der Beratungen des Bundesbeschlusses 
Ober die Kontrolle von Blut, Blutprodukten und Transplanta­
ten Im März 19961st die Forderung nach einer Verfassungs­
bestimmung für die Transplantatlonsmedlzln klar formultert 
worden. Ich finde es gut, dass wir bereits heute darüber be­
raten können. Durch den vorliegenden Verfassungsartikel 
kann die Transplantatlonsmedlzln sicher nicht abschltessend 
geregelt werden. Ich denke, dass etwa Im Bereich der Todes­
~eflnltlon und -feststellung, der Xenotransplantatlon und der 
Ubertragung gentechnisch veränderter Organe weitere Leit-
planken auf Gesetzesstufe notwe sind. 
Es wäre Jedoch nicht richtig, In der V'Arfi1=1iu;ung bereits un­
überwindbare Hindernisse In Fonn von Verboten und Mora­
torien einzubauen, wie dies In den Minderheitsanträgen ge­
fordert wird. Mit fragwürdigen Verboten und Moratorien 
w0rde ein Forschungsbereich, In dem unser Land einen gu­
ten Namen hat, In eine Sackgasse manövriert. Die Angstma­
cherel, der Mensch werde demnächst zum Tier - oder viel­
leicht auch umgekehrt -, und das Vennlschen der Gen­
schutzdiskussion mit der Diskussion Ober die Transplanta­
tfonsmedlzin stiften Verwirrung. Natürlich kann für Jede 
verrückte Idee Irgendein Gutachten, eine Statistik, ein Kon­
gress oder ein Professor zitiert werden, die die Verrücktheit 
bestätigen. Ob dies aber Immer im Interesse der Sache ge­
schieht, Ist eine andere Frage. 
Durch die Minderheitsanträge wird versucht, sämtliche Über­
tragungen von tierischen Transplantaten auszuschllessen. 
Das muss verhindert werden. Gemäss aktuellem Stand In 
Sachen Xenotransplantatfon Ist nicht zu erwarten, dass es In 
den nächsten Jahren gelingen wird, ganze Tierorgane auf 
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den Menschen zu übertragen. Im vorliegenden Verfassungs­
artikel geht es jedoch nicht nur um ganze Organe. Es geht 
Insbesondere auch um Telltransplantate - wie Sehnen, Kno­
chen, Zellen, Gewebe - und Tellorgane, wie z. B. Herzklap­
pen. Und In diesen Bereichen Ist der Entwicklungsstand be­
reits wesentlich weiter fortgeschritten. Telltransplantate wer­
den bereits mit gutem Erfolg vom Tier auf den Menschen 
übertragen. 
Ein Verbot oder ein Moratorium, das wir mit den Minderheits­
anträgen guthelssen würden, hätte für unsere Forschung, für 
die Medizin, aber ganz besonders auch für viele kranke Men­
schen verheerende Folgen. 
Der Minderheitsantrag lla (Goll) ist überflüssig, well eine 
Spende Immer frelwllllg Ist. Es Ist nicht nötig, diese Frelwllllg­
keit noch speziell aufzuführen. 
Der Nichtelntretensantrag Ist ein weiterer Versuch eines 
Bremsmanövers. Frau von Feiten hat bei der Begründung Ih­
res Nlchtelntretensantrages den Eindruck erweckt, dass sie 
detallllerte Gesetzesbestimmungen ablehnt. Aber In Tat und 
Wahrheit wlll sie doch viel weiter gehen. Sie will nämlich ein­
fach alles verbieten. 
Es Ist sicher so, dass In den Diskussionen Ober die Trans­
plantation von Organen und Teilorganen die Fragen von 
Menschenwürde und Ethik eine ganz besondere Rolle spie­
len. Die Schmerzgrenze In diesen Bereichen liegt längst nicht 
bei allen Leuten gleich hoch. Ich finde es jedoch nicht richtig, 
wenn gelegentlich sogar die Phantasiefiguren aus den Fil­
men Frankensteins zur Angstmacherel missbraucht werden. 
Es mag sicher eine grosse ethische Herausforderung sein, In 
der Transplantatlonsmedlzin möglichst enge Grenzen zu set­
zen, viele Sachen zu verbieten und einzuschränken. Aber 
aus anderer Sicht Ist eine solche Verhlnderungspolitlk auch 
äusserst unethlsch, weil dadurch die Ärzte In Ihrer Arbeit ein­
geschränkt und viele Menschenleben gefährdet wären. 
Es geht hier ganz offensichtlich um ein Geben und ein Neh­
men. Auf der einen Seite steht Immer ein Mensch, der drin­
gend HIife braucht, und auf der anderen Seite kann beim 
heutigen Stand der Dinge ein gesunder Mensch, ein soeben 
verstorbener Mensch oder allenfalls ein Tier der Retter sein. 
Es wäre nicht richtig, wenn wir durch einen zu restriktiven 
Verfassungsartikel die eine oder andere Gruppe der poten­
tiellen Lebensretter von vornherein ausschllessen würden. 
In der SVP-Fraktlon haben wir uns geschlossen hinter den 
Antrag der Kommissionsmehrheit und den Entwurf des Bun­
desrates gestellt. Der vorgeschlagene Verfassungstext 
steckt einen vernünftigen Rahmen ab und lässt für unsere 
Forschung und die Medizin genügend Spielraum. Weitere 
Details sollen auf Gesetzesstufe geregelt werden. 
Ich bitte Sie Im Namen der SVP-Fraktlon, den Nlchtelntre­
tensantrag und sämtliche Minderheitsanträge abzulehnen 
und die Kommissionsmehrheit und damit den Bundesrat zu 
unterstützen. 

Hochreutener Norbert (C, BE): Die Transplantatlonsmedlzln 
erhält auch In der Schweiz eine Immer grössere Bedeutung, 
doch die rechtliche Entwicklung konnte mit jener der Medizin 
nicht mithalten. Wir haben das jetzt von verschiedenen 
Votanten gehört. 
Der Bund verfügt In der Transplantatlonsmedlzln Ober keine 
genügenden Kompetenzgrundlagen, um den gesamten Be­
reich zu regeln; er kann Immer nur Tellberelche regeln. Die 
Mehrzahl der Kantone hat zwar entsprechende Gesetze, die 
aber sehr unterschiedlich sind und auch grosse Lacken ent­
halten. Einige Kantone haben In dieser Frage nicht einmal le­
glferiert. Dies führt zu unhaltbaren Verhältnissen. Je nach­
dem, In welchem Kanton jemand z. 8. tödlich verunfallt, kom­
men ganz andere Gesetze zur Anwendung, und dies In ei­
nem der heikelsten Bereiche, die wir kennen. 
Wir müssen dieses kantonale « Patchwork» durch eine fOr die 
ganze Schweiz einheitliche Regelung ablösen, und dazu Ist 
der hier zur Diskussion stehende Verfassungsartikel notwen­
dig. Ich kann Frau von Feiten nicht verstehen, welche mit die­
sem Artikel einen Zentralismus befürchtet. Natürlich Ist eine 
Bundeslösung Immer eine zentralistische Lösung. Aber die 
Gefahren sind bei einer föderalistischen Lösung, wo jeder 
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macht, was er will, doch vlel grösser. Es braucht jetzt drin­
gend einheitliche Regeln. 
Die CVP-Fraktlon empfiehlt Ihnen deshalb einstimmig, auf 
diese Vorlage einzutreten. 
Dieser Verfassungsartikel Ist nicht nur eine blosse Kompe­
tenznorm, sondern er Ist für den Bund eine Verpflichtung, In 
diesem Bereich zu leglferleren. Das helsst, der Bund muss 
auf dem Gebiet der Transplantation von Organen, Geweben 
und Zellen Vorschriften erlassen. Der Artikel Ist relativ offen 
formuliert; er enthält aber doch gewisse klare Leitplanken. 
Die offene Formulierung des Artikels erlaubt es dem Gesetz­
geber, der schnell fortschreitenden Entwicklung Rechnung 
zu tragen. 
Diese Bestimmung erfasst nach dem WIilen der Kommis­
sionsmehrheit und des Bundesrates nicht nur menschliche, 
sondern auch tierische Organe, Gewebe und Zellen, also 
auch die sogenannte Xenotransplantatlon. Dort zeichnen 
sich medizinisch ja grosse Entwicklungsschritte ab. 
Neben den medizinischen sind für unsere Fraktion aber auch 
die ethischen Überlegungen zentral. Wir begr0ssen deshalb 
die vorhin angesprochenen Leitplanken, die Im zweiten Satz 
von Absatz 1 des Verfassungsartikels folgen. Der Bund muss 
so beim Erlass der später folgenden Gesetzgebung für den 
Schutz der Menschenw0rde, der Persönlichkeit und der Ge­
sundheit sorgen. Es geht z. B. um die Achtung der Men­
schenw0rde Im Zusammenhang mit der Bestimmung des T o­
deszeltpunktes - also die Todesdefinition -, aber auch um 
das Recht auf ein menschenwürdiges Sterben. 
Die klare Mehrheit der CVP-Fraktlon folgt hier der Mehrheit 
der SGK und dem Bundesrat. 
Eine Minderheit unserer Fraktion schlägt eine andere Formu­
lierung vor. Herr Delss wird den Minderheitsantrag I nachher 
begründen. Die Mehrheit der CVP-Fraktlon Ist gegen diesen 
Minderheitsantrag, weil er Richtung Widerspruchslösung ten­
diert, d. h. die Organentnahme zu sehr erleichtert, vor allem, 
weil er die Xenotransplantatlon nicht erfasst. 
Weitere zentrale Elemente sind die Unentgeltllchkelt der Or­
ganspende und die gerechte Zuteilung von Organen. Die 
klare Mehrheit der CVP-Fraktlon will sie entsprechend dem 
Antrag der Kommissionsmehrheit In zwei Absätzen regeln, 
weil sie der Meinung Ist, dass es sich um zwei Elemente han­
delt. Wichtig scheint uns, dass Im Verfassungsartikel Aussa­
gen zu diesen beiden Elementen gemacht werden. 
Die gerechte Zuteilung von Organen gehört zu den Leitplan­
ken eines solchen Grundgesetzes. Das heisst, der Bund 
muss darüber leglferleren. Die Zuteilung darf nicht einfach 
dem freien Markt überlassen werden, sonst werden die finan­
ziellen Möglichkeiten ausschlaggebend, was vom ethischen 
Standpunkt aus nicht haltbar Ist. Das Gesetz muss aus ethi­
schen Gründen fOr eine rechtsglelche Behandlung aller Pati­
entinnen und Patienten sorgen. Es muss Kriterien dafür ent­
halten, z. B. fOr Grundsätze der Dringlichkeit und Erfolgsaus­
sichten. 
Wichtig Ist auch der Grundsatz der Unentgeltlichkelt der 
Spende von menschlichen Organen, Geweben und Zellen. 
Bel der Organspende soll die Absicht des Helfens Im Zen­
trum stehen, nicht ein kommerzielles Ziel; dies vorab aus 
ethischen Gründen. Die Mehrheit der CVP-Fraktlon will den 
Grundsatz der Unentgeltllchkelt gemäss dem Antrag der 
Mehrheit der Kommission verstärken, nämlich mit der aus­
drücklichen Statulerung eines Verbotes des Handels mit 
menschlichen Organen. 
Die CVP-Fraktlon lehnt alle weiteren Minderheitsanträge klar 
ab, welche unter anderem die Frelwllllgkeit der Spende und 
ein Moratorium bis Ins Jahre 2010 für die Xenotransplanta­
tion beinhalten. Die CVP-Fraktlon Ist der Ansicht, dass die 
Frelwllllgkelt Im Wort «Spende» genügend zum Ausdruck 
kommt. Das Wort «Spende» Impliziert die Frelwilllgkelt. Ein 
Moratorium für die Xenotransplantatlon würde faktisch die 
Forschung auf diesem Gebiet verhindern. 
Ich bitte Sie, auf das Geschäft einzutreten und In allen Punk­
ten der Kommissionsmehrheit zu folgen. 

Meier Samuel (U, AG): Die Organtransplantatlon gehört 
zweifellos zu den wichtigsten medizinischen Fortschritten 
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dieses ausgehenden Jahrhunderts. Sie hat die Behandlung 
gewisser Krankheiten revolutioniert, von denen man noch 
bis vor wenigen Jahren glaubte, dass sie sehr schnell tödlich 
verlaufen. Bezogen auf unsere Schweiz müssen wir feststel­
len, dass die Transplantatlonsmedlzln, auch aus Internatio­
naler Sicht gesehen, ein sehr hohes Niveau aufweist und 
dass die sechs Transplantatlonszentren sehr erfolgreich ar­
beiten. Auch das darf an dieser Stelle wieder einmal gesagt 
werden. 
Demgegenüber müssen wir feststellen, dass die rechtlichen 
Voraussetzungen für die Transplantationsmedizin In der 
Schweiz auf Bundesebene nicht geregelt sind, dies im Ge­
gensatz zu den meisten europäischen Ländern. Diese Lücke 
bzw. die unelnheltllche gesetzliche Regelung auf dem an Be­
deutung zunehmenden Gebiet der Transplantatlonsmedlzln 
ist sehr unbefriedigend. Auch wenn der Bund bereits heute In 
Teilbereichen über verfassungsmässlge Kompetenzen ver­
fügt, um den Bereich der Transplantatlonsmedlzln zu regeln, 
erscheint es dennoch sinnvoll, Kompetenzlücken zu schlies­
sen. Die neue Verfassungsgrundlage wird eine umfassende 
Regelung des Umgangs mit Transplantaten In der Schweiz 
ermöglichen. Es gibt ja Kantone - Sie wissen es-, die keine 
gesetzliche Regelung kennen. Es gibt viele Kantone, welche 
die sogenannte Widerspruchsregelung haben, und es gibt ei­
nige, welche die sogenannte Zustlmmungsregelung haben. 
Es gilt nun, mit diesem vorliegenden Verfassungsartikel 
diese Uneinheltllchkelt mit einer entsprechenden Gesetzge­
bung zu ellmlnleren. 
Wir stehen aber auch vor der erschütternden Tatsache, dass 
nicht genügend lebensnotwendige Organverpflanzungen 
vorgenommen werden können, weil einfach zuwenig Spen­
der vorhanden sind. Patienten müssen sterben, die mit einer 
Transplantation hätten gerettet werden können. Patienten, 
denen man mit einer Organtransplantation eine erhebliche 
Lebensqualität hätte zurückgeben können, haben unter den 
Widerlichkeiten Ihrer Krankheit zu leiden. Ich bin vollends 
überzeugt, dass eine klare Gesetzgebung, eine klare Bun­
desregelung, hier Abhilfe zu schaffen vermag. 
Ich denke, dass wir uns beim Verfassungsartikel relativ rasch 
einig werden; Ich hoffe das. Hingegen wird es ganz sicher bei 
der Schaffung des Transplantatlonsgesetzes schon sehr viel 
schwieriger sein, sämtliche Anliegen unter einen Hut zu brin­
gen sowie allen Befürchtungen, die auch heute noch In der 
Bevölkerung bestehen, Rechnung zu tragen. 
Von einem neuen Verfassungsartikel über die Transplanta­
tlonsmedlzln erwartet unsere Fraktion Insbesondere zwei 
Dinge: 
1. Der Verfassungsartikel muss auch für den medizinischen 
Laien verständlich formuliert sein. 
2. Er muss sowohl dem potentiellen Spender als auch dem 
potentiellen Empfänger In hohem Masse Sicherheit verlei­
hen. 
Ich meine damit, dass es enorm wichtig Ist, schon Im Verfas­
sungsartikel die Kriterien der Frelwllllgkelt und der Unentgelt­
llchkelt, aber auch die Kriterien der gerechten Zuteilung von 
Organen und des verbotenen Handels zu verankern. Das 
scheint mir ganz wichtig zu sein. Nur unter diesen Vorausset­
zungen wird uns der Stimmbürger folgen können, und nur un­
ter diesen Voraussetzungen wird der Stimmbürger diesen 
Verfassungsartikel annehmen. 
Meine Fraktion Ist auch der Auffassung, dass mit der Detail­
regelung In der Frage der Xenotransplantatlon noch zuge­
wartet werden muss. Keineswegs aber soll ein Moratorium In 
die Bundesverfassung aufgenommen werden. Die Xeno­
transplantatlon soll In der nachfolgenden Gesetzesregelung 
enthalten sein. Wissenschaft und Forschung sind auf dem 
Gebiet der Xenotransplantatlon an der Arbeit; ich bin über­
zeugt, dass in einigen Jahren konkrete Ergebnisse, aber 
ganz sicher auch konkrete Erfolge vorliegen werden. 
Als Mediziner, Frau von Feiten, habe Ich gewisse Sympa­
thien für den Nlchtelntretensantrag, den Sie gestellt haben; 
Ich persönlich könnte an und für sich damit leben. Hingegen 
muss Ich Ihnen sagen, dass Ich als Staatsbürger diesen An­
trag nicht unterstützen kann. Es wundert mich - wieder aus 
der Sicht des Staatsbürgers -, dass dieser Antrag, Frau von 
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Feiten, von Ihrer Seite kommt und dass Sie einem gewissen 
Wildwuchs in dieser Thematik Vorschub leisten möchten. 
Ich bin überzeugt, dass der neue Verfassungsartikel dazu 
beitragen kann, die Diskussion In der Bevölkerung über Or­
gantransplantationen zu Intensivieren, den Wissensstand bei 
der Bevölkerung erheblich zu erhöhen, aber auch viele neue 
Spender zu gewinnen. Dadurch kann vielen Patienten gehol­
fen werden. 
Meine Fraktion Ist für Eintreten auf den Beschlussentwurf 
und stimmt mit der Mehrheit der Kommission. Im übrigen un­
terstützt sie auch den Antrag der Minderheit llb der vorbera­
tenden Kommission. 

Präsident: Die Fraktion der Freiheits-Partei lässt mitteilen, 
dass sie für Eintreten stimmen und dann den Anträgen der 
Kommissionsmehrheit zustimmen wird. 

Eymann Christoph (L, BS): Die liberale Fraktion Ist sich dar­
über einig, dass es auf Bundesebene In diesem wichtigen 
Bereich Vorschriften braucht, klare Vorschriften, welche die 
Spende und den Empfang der Organe regeln. Die entspre­
chende Verfassungsvorlage des Bundesrates Ist von der 
Kommissionsmehrheit nur geringfügig umgruppiert und ge­
ändert worden. Daraus kann man schllessen, dass an alles 
gedacht wurde. 
Für die Liberalen sind folgende Elemente wichtig: der Schutz 
der Menschenwürde - hier teilen wir die Ansicht nicht, die 
vorhin geäussert worden Ist, dass diese Expressis-verbis­
Aufnahme des Schutzes der Menschenwürde überflüssig 
sei. Wir sind auch der Meinung, dass unsere Verfassung, un­
sere Gesellschaft sehr stark von diesem Schutz der Men­
schenwürde geprägt sind. Deshalb aber auf die Aufnahme 
dieses wichtigen Bereiches, der sehr stark die ethischen Be­
reiche umfassen wird, zu verzichten wäre eine nach Ansicht 
der Liberalen falsche Unterlassung. 
Weitere wichtige Anliegen sind: der Schutz der Persönlich­
keit, der Schutz der Gesundheit, das Verbot des Handels -
das Ist eine ganz klare Aussage In dieser Verfassungsbe­
stimmung-, die Unentgeltllchkelt und die gerechte Zuteilung 
von Organen. Alle diese Kriterien unterstützen wir sehr. 
Wir werden uns bei der Beratung wahrscheinlich schwer tun, 
einen gemeinsamen Nenner zu finden. Diese Diskussion 
muss stattfinden, und sie wird stattfinden, aber es wäre 
falsch, sie heute zu führen. Es geht jetzt darum, dieses weite 
Feld, das gesetzlich klar geregelt werden muss, etwas abzu­
stecken. Der höhere Detaillierungsgrad, der zum Tell heute 
schon In Minderheitsanträgen angestrebt wird, Ist nicht In der 
Verfassung anzustreben. 
Wir sind gegen die Aufnahme eines Moratoriums für Xeno­
transplantatlonen In der Verfassung. Die Wissenschaft würde 
zu generell, zu absolut und zu tief eingeschränkt werden. Wir 
müssen uns auch Im klaren darüber sein, dass sich die Wis­
senschaft durch die Politik nicht «entschleunlgen» lässt. Wir 
haben mit dieser Verfassungsvorlage eine grosse Verant­
wortung; das weite Feld wird eine detaillierte Regelung brau­
chen. 
Wir möchten Sie bitten, den Anträgen der Mehrheit zuzustim­
men und nicht schon den heutigen Tag dazu zu benützen, In 
die Details zu gehen. Bel der Gesetzesberatung wird sich 
dazu Gelegenheit bieten. 

Wldmer Hans (S, LU): Ich habe eine Frage zu Ihrem Satz, die 
Wissenschaft lasse sich durch die Politik nicht «entschleunl­
gen»: In welchem Verhältnis sehen Sie Politik und Wissen­
schaft? Gibt es nicht Situationen, In denen man sagen muss, 
die Politik habe die Wissenschaft Innerhalb des Rahmens der 
Forschungsfreiheit In die Schranken zu weisen? 

Eymann Christoph (L, BS): Ich teile Ihre Ansicht, dass es 
diese Fragen gibt. Ich bin aber der Meinung, dass das nicht 
auf Verfassungsstufe geregelt werden soll, sondern in einem 
Gesetz, welches sehr viel präziser Sinn und Unsinn, Haupt­
zweck und Nebenwirkungen unterscheiden kann. 
Dann möchte Ich noch generell etwas zu diesem Spannungs­
feld von Wissenschaft und Politik, das sehr Interessant Ist, 
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sagen - etwas salopp ausgedrückt-: Wenn Sie Gallleo Ga­
lilei verboten hätten, auf den Turm von Pisa zu steigen, hätte 
er seine Experimente über die Schwerkraft gleichwohl durch­
geführt. 

Goll Christine (S, ZH): Mit der Diskussion um die Transplan~ 
tatlonsmedizln bewegen wir uns auf einem äusserst schwie­
rigen Gebiet: Wir haben auf der einen Seite den Glauben an 
die Machbarkeit In der Medizin, zu dieser Seite gehört auch 
die Zunahme von Transplantationen In den letzten Jahren. 
Wir bewegen uns hier auf der anderen Seite In einem unge­
regelten rechtlichen Umfeld, In einem Graubereich, der auch 
zu einem Spiel ohne Grenzen geführt hat. 
Im Vordergrund steht zweifelsohne eine ethische Frage, 
nämlich die Frage: Hat die Medizin, hat die Wissenschaft, ha­
ben Fachleute tatsächlich eine Grenze erkannt, nämlich die 
Grenze zwischen Leben und Tod? Wir befinden uns auch In 
dieser Diskussion auf einer Gratwanderung zwischen dem 
Bereich der Hoffnung für Kranke einerseits und dem Gefah­
renbereich einer Ersatztellmedlzln andererseits. Wir befinden 
uns auf der Gratwanderung zwischen der Dankbarkeit für 
Spender und Spenderinnen einerseits, den Gefahren einer 
wachsenden Konsumhaltung von Bevölkerungskreisen ge­
rade auch Im Bereich der Medizin andererseits. 
Klar Ist: Je höher die Kapazitäten der Transplantatlonszen­
tren, je vielversprechender oder erfolgversprechender- was 
immer Erfolg dann noch helsst - die Möglichkeiten dieser 
Transplantatlonszentren sind, desto länger werden auch die 
Wartelisten derjenigen, die auf Organspenden warten. Damit 
öffnet sich aber auch die Schere zwischen Angebot und 
Nachfrage. 
Was uns wichtig Ist: Wir möchten eine breite öffentliche Dis­
kussion In diesem sensiblen Bereich der Transplantatlons­
medlzln. Wir gehen auch davon aus, dass der Verfassungs­
artlkel eine Basis für diese breite Diskussion sein könnte. Al­
lerdings muss dieser Verfassungsartlkel so ausgestaltet sein, 
dass er heute Antworten auf die Unsicherheiten In der Bevöl­
kerung geben kann. 
Die Notwendigkeit einer Verfassungsbestimmung zur Trans­
plantationsmedizin Ist nicht ganz unbestritten, wie wir auch 
von Expertenseite In der Kommission gehört haben. Es gibt 
schon verschiedene Regelungen, auch In kantonalen Geset­
zen und Im Bundesbeschluss über die Kontrolle von Blut, 
Blutprodukten und Transplantaten. Trotzdem: Die SP-Frak­
tlon hat sich In der Kommission dem Eintreten auf diese Ver­
fassungsbestimmung nicht widersetzt. Allerdings Ist uns die 
Formulierung des Verfassungsartikels des Bundesrates doch 
etwas zu schlank geraten. 
Ich möchte unsere drei wichtigsten Punkte kurz In den Vor­
dergrund stellen: 
Ein erster Punkt, der für uns von Bedeutung Ist und für den 
wir uns In diesem Haus schon verschiedentlich stark ge­
macht haben, Ist die Frage der Xenotransplantation, die vor 
allem In den Minderheitsanträgen lila und lllb aufgegriffen 
worden Ist. 
Ein zweiter Punkt Ist die Frage der Freiwllllgkelt von Organ­
spenden, wie sie In Artikel 24decles Absatz 2 bzw. Absatz 3 
zum Ausdruck kommt. 
Ein dritter wichtiger Punkt Ist für uns das expllzlte Verbot des 
Handels mit Organen. 
Wir werden In der Detailberatung näher auf diese drei 
Schwerpunkte eingehen; trotzdem möchte Ich sie hier ganz 
kurz ansprechen. 
Ich beginne «hinten», bei Absatz 3, beim Festschreiben des 
Verbots des Handels mit menschlichen Organen. Ich möchte 
Sie daran erinnern, dass dieses Anliegen auch Gegenstand 
einer Motion von Ständerat Onken war, die sowohl im Stän­
derat als auch in unserem Rat überwiesen wurde. Die SP­
Fraktion unterstützt den Entscheid der Mehrheit der SGK, die 
in Absatz 3 explizit einen zusätzlichen Satz eingefügt hat: 
«Der Handel mit menschlichen Organen Ist verboten.» Aller­
dings möchten wir in diesem Absatz 3 nebst der Unentgelt­
lichkeit der Spende auch die Freiwilligkeit verankert wissen. 
Zum zweiten Schwerpunkt, zur Frage der Freiwilligkeit: Es 
wird in diesem Saal wohl kaum umstritten sein, dass die Men-
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schenwürde zu wahren ist. Es ist aber ebenso wichtig, dass 
das Selbstbestimmungsrecht - und zwar sowohl bezüglich 
Spenden als auch bezüglich des Empfangs von Spenden -
gewährleistet sein muss. 
Wir haben heute In der Praxis verschiedene Modelle, die die­
ses Selbstbestimmungsrecht jedoch nicht in allen Fällen tat­
sächlich garantieren. Das zeigt ein Fall aus dem Kanton Zü­
rich, der kürzlich für Schlagzeilen gesorgt und im Endeffekt 
auch dazu geführt hat, dass die Bevölkerung des Kantons 
Zürich erstmals öffentlich darüber informiert wurde, dass wir 
Im Kanton Zürich ein sogenanntes Widerspruchsmodell ha­
ben. Deshalb sind wir dafür, dass der Grundsatz der Freiwll­
llgkelt als Prinzip bereits in diesem Verfassungsartikel festge­
schrieben wird. 
Der dritte Schwerpunkt, die Frage der Xenotransplantatlon 
bzw. der Übertragung von tierischen Organen auf den Men­
schen, war bereits zwei mal Gegenstand von Debatten im Na­
tionalrat: ein erstes Mal ausgelöst durch eine Motion einer 
Minderheit der WBK Im Rahmen der Gen-Schutz-Initiative, 
ein zweites Mal ausgelöst durch eine parlamentarische Initia­
tive von Feiten. Ich möchte allerdings betonen, dass In bei­
den Fällen zur Frage der Xenotransplantatlon In diesem Rat 
keine ausführliche Diskussion stattgefunden hat. 
Wir möchten uns Im Bereich der Xenotransplantatlon nicht 
länger auf gesetzliche Regelungen vertrösten lassen. Wir 
möchten, dass diese Frage bereits Gegenstand der Diskus­
sion um den Verfassungsartikel Ist. 
Wir unterstützen die Minderheit lllb, weil sich die Erkennt­
nisse verdichtet haben, dass bei der Übertra.9ung von Tieror­
ganen auf den Menschen das Risiko der Ubertragung von 
Krankheitserregern mltenthalten Ist. 
Wir bitten Sie, den Minderheitsantrag I abzulehnen. Er be­
schränkt sich zwar auf die Transplantation von menschlichen 
Organen. Sie sehen aber auf der Fahne, dass dieser Antrag 
mit der Streichung der Absätze 2 und 3 von Artikel 24decies 
verbunden Ist, d. h., Im Minderheitsantrag I fehlt die Frage ei­
ner gerechten Zuteilung von Organen, fehlt die Frage eines 
expliziten Verbots des Handels. Zudem richtet sich der 
Minderheitsantrag I auch gegen die Verankerung des Prin­
zips der Frelwill!gkelt und will auf keinen Fall ein Moratorium 
Im Bereich der Ubertragung von tierischen Organen auf den 
Menschen. 
zusammenfassend: Es geht uns beim Verfassungsartikel 
nicht um die Frage der schlanken Formulierung, sondern er 
muss auf die drängenden Fragen und Probleme der Bevölke­
rung eine Antwort geben. Wir werden uns für diese drei 
Schwerpunkte Im laufe der Detailberatung einsetzen. 
Ich bitte Sie Im Namen der SP-Fraktlon, den Antrag der 
Minderheit I abzulehnen und die Anträge der Minderheiten 
llb und lllb zu unterstützen. 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: Beaucoup de choses 
ont deja ete dltes, et ce debat a certalnement permls de faire 
avancer les connalssances que nous avons de l'etat de la le­
glslatlon, de ses lacunes, et des besolns que nous avons 
d'agir dans ce domalne. 
En effet, contralrement a la plupart des autres Etats euro­
peens, la Sulsse ne dlspose pas de base legale au nlveau 
national, qul reglsse le don, le prelevement et la greffe d'or­
ganes, de tlssus et de cellules: ces objets sont regls par des 
regles et des prlncipes generaux, des leglslatlons cantona­
les, des dlrectlves et des recommandatlons emanant de ml­
lieux prlves. L'arrete federal du 22 mars 1996 sur le contröle 
du sang, des prodults sangulns et des transplants, qui est en­
tre en vlgueur au 1 er aoüt 1996, reglt la protectlon contre les 
lnfectlons llees a la transplantatlon et le commerce des trans­
plants. Au nlveau des cantons, nous l'avons entendu, vlngt 
d'entre eux possedent actuellement une leglslatlon sur la me­
decine de la transplantatlon, mals ces leglslations sont sou­
vent rudlmentalres, et alles sont disparates. Cette absence 
d'unlformlte se manifeste, par exemple, lorsque l'on envlsage 
la questlon du prelevement d'organes sur des personnes de­
cedees - douze cantons ont adopte la solutlon dlte d'opposl­
tlon, c'est-a-dlre du consentement presume; quatre, celle 
d'lnformatlon; quatre, celle du consentement elargl. Et au nl-
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veau des dlrectives du secteur prlve, II y a lleu de mentlonner 
les travaux effectues par f'Academle sulsse des sclences 
medlcales (ASSM) dans le domalne de la transplantatlon 
d'organes. Mais aussl lmportantes solent-elles, les recom­
mandatlons de l'ASSM ne sont pas contrafgnantes. 
Nous avons donc constate, contralrement a l'lnterventlon de 
Mme von Feiten, qu'II y avalt lacune. Le Parlament a exlge 
d'ailfeurs par deux motlons transmises au Conseil federal 
une reglementatlon federale en matlere de medeclne de 
transplantation - la motlon Onken sur l'lnterdlctlon du com­
merce d'organes d'orlglne humalne (93.3573), et la motion 
Huber sur la creatlon des dispositlons constitutionnelfes et le­
gislatives necessalres pour regler les multiples problemes ju­
ridiques et d'organlsation lies a la medeclne de la transplan­
tatlon (94.3052). De plus - et je crols que cela vaut vralment 
la pelne d'ätre souligne et repete -, c'est la Conference des 
directeurs cantonaux des affalres sanltalres qul est lnterve­
nue aupres du Conseil federal pour qu'lf elabore une leglsla­
tlon federale sur la medeclne de transplantatlon. 
Quelles sont exactement ces lacunes? Je crols que Mme von 
Feiten, qul les a mlses en deute, a drolt a une reponse tres 
clalre. Bien s0r, nous avons un certaln nombre de competen­
ces partielles - dans la Constltutlon federale, f'artlcle 64 sur 
le droit civll, l'artlcle 64bls sur le drolt penal, l'article 69 sur la 
lutte contre les maladles transmlsslbles, les maladles tres re­
pandues et les maladles partlcullerement dangereuses. Mals 
nous n'avons pas de competence au niveau de l'organlsation 
de la transplantation, de l'attrlbutlon des organes et de la me­
declne de la transplantatlon pratlquee a titre non lucratif et 
dans des etabllssements publics. C'est la ralson pour Ja­
quelle nous sommes arrives a la clalre concluslon qu'fl nous 
fallait creer une base constltutlonnelfe pour etabllr une regle­
mentatlon etendue en la matlere. 
Je tlens a remercler lcl les membres de votre commlsslon et 
les parlementalres qul sont lntervenus taut a f'heure a la trl­
bune pour f'appul qu'lfs apportent a ce projet. J'almerals feli­
citer la commlsslon pour la quaflte de son travall, pour les 
amelloratlons qu'elle a apportees au texte propose par le 
Conseil federal. Par la, je tlens a me ralller a la majorfte de 
la commlsslon: le projet du Conseil federal n'est plus ma­
tlere a dlscussion. Ce que je vous propose, ce que je vous 
demande, c'est d'entrer en matlere sur la proposltlon de la 
majorite de la commlsslon. Elfe contient, en effet, tous les 
prfnclpes qul, aux yeux du Conseil federal, sont Indispensa­
bles. 
Le nouvel artlcle 24decles doit attribuer a la Confederatlon la 
competence d'edicter des prescrfptlons dans le domalne de 
la transplantatlon d'organes, de tlssus et de cellules. Ce fal­
sant, eile dolt velller a proteger la dlgnlte de 1'€1tre humaln, la 
personnallte et la sante. Vous aurez comprfs que le premler 
element, c'est-a-dlre cette competence etendue de la Confe­
deratlon, correspond a un besoln reel et constate par l'en­
semble des partenalres dans ce domalne. En partlculler, la 
questlon du consentement du donneur a un prelevement 
d'organes ou de la deflnltlon du moment du deces dolt faire 
f'objet d'une declslon de nature polltlque, parce qu'elfe dolt 
exprlmer non seulement l'avis des medecins qul ont un röle 
lmportant a jouer sur le plan des prfnclpes ethlques, mals 
aussl refleter un avls de f'ensemble de la populatlon. 
La notlon de la dlgnlte humalne est une questlon centrale 
dans le domaine de la medeclne de transplantatlon et, con­
tralrement a Mme Gonseth, je suls persuadee que s'lf y a un 
lleu ou ce prlnclpe peut et dolt ätre repete dans un artlcle pre­
cls de la Constitutlon federale, c'est blen la. II s'aglt de garan­
tlr le respect de la dlgnlte humalne lors du prelevement d'or­
ganes sur une personne decedee. II s'aglt aussl de dlgnlte 
humalne lorsqu'on parle de respect du droit a une mort digne 
lors du dlagnostlc du deces. 
La protectlon de la personnalite revät egalement une lmpor­
tance partlcullere. Parml les elements de la protection de la 
personnalite a preserver dans le contexte precis de la mede­
cine de transplantation, II y a la vle, l'integrfte physique et mo­
rale, par exemple lors du prelevement sur une personne 
vivante, et l'autodetermination qui revät une lmportance 
primordiale. 

En ce qui conceme la protection de la sante, eile concerne 
blen sur en premier lleu le receveur qul doit ätre mls a l'abri 
d'une contamlnation par des agents pathogenes - pensons 
au VIH, pensons au virus de l'hepatite B ou C. II s'agit aussi, 
et cela me parait lmportant, de proteger le donneur et de 
vellfer a ce que les transplantatlons se fassent dans le res­
pect des deux. 
Les deux mandats que l'allnea 2 entend donner a la Confe­
deratlon sur le plan legislatif sont de velller a ce que les orga­
nes soient attrfbues de maniere equltable et a prevolr la gra­
tuite du don. Devant la penurie permanente d'organes d'orf­
gine humaine, une reglementation assurant leur repartition 
equitable prend un reifet taut particuller. 
La pratique actuelle en matiere d'attrfbution d'organes pre­
sente l'inconvenient d'ätre trlbutaire de la banne volonte des 
acteurs a respecter les regles de la profession. Une regle­
mentation ayant force contraignante est necessalre a l'ave­
nlr, et II appartiendra au leglslateur de garantlr l'egallte de 
traitement a tous les patlents. Les organes disponibles doi­
vent ätre attrfbues exclusivement en fonction de crfteres ob­
jectlfs, notamment les chances de succes et l'urgence, qui 
sont des crfteres essentlels. II y a lleu de relever que l'artlcle 
constitutionnel ne donne pas a la Confederation le mandat de 
foumir des organes: les patients lnscrfts sur la liste d'attente 
n'ont pas droit a un organe, mais lls ont le drolt lntanglble 
d'ätre traltes a egallte quant a l'attrfbution des organes dispo­
nibles. 
La majorfte de la commission propose un allnea 3 qui met en 
evldence le prfncipe de la gratulte du don. II est clair qu'il re­
vät une importance prfmordiale en matiere de don d'organes, 
de tissus et de cellules. Du point de vue medical, le prfncipe 
de la gratuite se justifle, parce qu'il permet d'ecarter plus fa­
cilement de la transplantation les organes qui ne satisfont 
pas aux exigences de quallte. Votre commlssion propose de 
completer le prfncipe de la gratuite du don par une interdic­
tion de faire le commerce des organes humalns. Le Conseil 
federal est taut a fait d'accord avec cette preclslon qui a deja 
inspire son travafl legislatif dans l'arräte sur le contröle du 
sang, des produits sanguins et des transplants. 
En ce qui conceme les propositlons subsidialres de minorite 
(lla, al. 2; llb, al. 3) d'introduire la liberte du don: le Conseil 
federal, qui est absolument anime par la certitude qu'un don 
ne peut ätre que libre, voit malgre taut un certain nombre de 
difficultes d'interpretation et de formulation dans ces proposi­
tions, qui lul font preferer leur rejet. La grave question de savoir 
saus quelle forme cette liberte s'exprime, saus quelle forme 
on contröle la volonte, le llbre arbltre de Ja personne qui donne 
ses organes, avant, mais surtout apres son deces, sera l'objet 
de la legislation; et, sur ce plan, la discusslon doit encore ätre 
approfondle. Je sals gre aux minorftes lla et llb de ne pas avoir 
voulu formuler precisement dans l'article constltutionnel la dis­
position prevoyant un contröle du llbre cholx. Nous conside­
rons, pour notre part, que le soucl de la llberte de ce choix est 
suffisamment couvert par le terme «don». 
C'est la raison pour laquelle nous vous recommandons de re­
jeter les propositlons subsidlalres des minorites lla et llb. 
Pour la commission, la question de la xenotransplantatlon a 
ete sans deute une des plus difficlles, et eile a donne lleu aux 
discussions les plus serieuses et les plus approfondles, et en 
partie les plus dellcates. J'aimerals rappeler lcl que l'article 
constitutionnel s'applfque aux organes, tissus et cellules 
d'origine humaine, ainsi qu'a ceux d'orlgine animale. La Con­
federation serait donc habllltee a regler la xenotransplanta­
tion, c'est-a-dire aussl la greffe d'organes d'orfgine animale 
sur l'homme. Le fait que les organes, les tissus, les celfules 
d'origine anlmale solent intrfnsequement inclus dans la dis­
position constitutlonnelle n'est en aucune faQon prejudiciable 
a la future regiementatlon d'appllcation. 
Le fait de prevoir la possiblllte de leglferer dans ce domaine 
n'impllque en aucun cas un prejuge de principe, favorable, ni 
d'ailieurs un prejuge defavorable, a l'egard de la xenotrans­
plantation. Taut le monde s'accorde a conslderer que la 
xenotransplantation pose de nombreux problemes d'ordre 
ethique, medical, sanitalre, dont II y aura lleu de debattre et 
qu'fl faudra resoudre. 
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Si nous nous opposons a la proposltlon de la mlnorlte lllb 
(Gonseth), c'est parce que nous conslderons que ce n'est 
pas a la constltution d'lntrodulre dans ce domalne un mora­
tolre. Mals le 1 O octobre de cette annee, le Conseil national 
a accepte une motlon demandant au Conseil federal de re­
glementer la xenotransplantatlon et de la soumettre provisol­
rement a autorlsatlon (97.3251). De plus, le Conseil federal 
reconnait que les risques d'lnfectlon lies aux xenotransplants 
dolvent encore lltre etudles sur la base des dernleres publl­
catlons sclentlflques avant que des essals cllnlques ne puls­
sent lltre effectues chez l'homme. II est donc prllt a accepter 
cette motion. II est mllme prllt a antlclper cette demande 
pulsque nous esperons pouvoir, des le debut de l'annee pro­
chalne, soumettre au Parlament une solutlon transltolre qul 
conslsteralt en une modlflcatlon de l'arrllte federal sur le con­
tröle du sang, des prodults sangulns et des transplants, et 
que cela nous permettra de regler a ce moment-la les condl­
tlons dans lesquelles la xenotransplantatlon peut avolr lieu 
ou, au contralre, lltre lnterdlte. Je me rejouls deja de ce debat 
qul nous permettra d'assurer a la fols la protectlon de la po­
pulatlon, d'agir avec precautlon, mals de ne pas bloquer dans 
ce domalne. des recherches qul pourralent s'averer promet­
teuses. 
Le Conseil federal s'oppose, apres müre reflexlon, a la pro­
posltlon de la mlnorite 1 (Delss), etant persuade qu'II convlent 
de poser sur la table les dlfferents elements des cholx a faire 
en relatlon avec la medeclne de transplantatlon, et de nous 
donner aussl des lndlcatlons pour la leglslatlon future. 
Enfln, je voudrals dlre slmplement en concluslon a quel 
polnt le Conseil federal accorde de l'lmportance a ce projet. 
D'abord, parce que le domalne de la medecine de la trans­
plantatlon souleve des questions ethlques fondamentales: 
quand une personne est-elle morte? quelles exlgences doi­
vent €1tre posees en mattere de consentement? sous quelles 
conditlons les xenotransplantatlons dolvent-elles lltre even­
tuellement autorlsees? Ces questlons dolvent lltre dlscutees 
a tous les niveaux de notre populatlon et reglees de manlere 
unanlme. II est lmportant de creer dans ce domalne une se­
curlte Juridlque. La dlsparite des leglslations cantonales, 
volre leur absence, font que cette securlte jurldlque n'est 
pas garantie actuellement. Mals une teile securite, II est vral, 
est egalement une des motlvatlons de ce debat dans la po­
pulatlon que nous deslrons creer, a travers la votatlon popu­
lalre de l'artlcle constltutlonnel. C'est que nous souhaltons 
effectlvement Jever les retlcences de la population et les 
cralntes que lul lnsplre la medeclne de transplantation, et 
permettre d'encourager le don d'organes. Mals cela sur la 
base d'un debat clalr, appuye sur notre volonte permanente 
dans d'autres domalnes aussl de developper le dlalogue en­
tre la sclence, la medeclne et la populatlon, de favon a ce 
que le chemln ethlque pulsse lltre trace par nous tous en­
semble. 
La transplantatlon revllt aussl une lmportance nationale, 
europeenne et Internationale. Or, seule la Confederatlon 
peut garantlr une leglslatlon exhaustlve, uniforme, tenant 
compte de la dlmenslon Internationale. L'adoptlon d'un artlcle 
constltutlonnel permettant de regler la medeclne de la trans­
plantatlon constltuera un premler pas dans cette dlrectlon. 
Je vous lnvlte donc a entrer en matlere sur les proposltlons 
de la majorite de la commlsslon. Nous esperons que le Par­
lament nous sulvra dans notre volonte d'aller rapldement de 
l'avant. SI tel est le cas, la votatlon populalre pourralt avolr 
lleu a la fln de l'annee prochalne. Sachez que !'Office federal 
de la sante publlque a deja entreprls les travaux en vue de 
l'elaboratlon de la lol sur la medecine de la transplantatlon. II 
fera en sorte qu'un projet pulsse €1tre mls en consultatlon lm­
medlatement apres la votatlon populalre sur l'article constitu­
tlonnel. Mals y a-t-il plus belle operatlon de consultatlon qu'un 
vote sur un artlcle constltutlonnel qul nous permettra effectl­
vement d'entendre la populatlon sur ses cralntes, sur ses es­
polrs et sur les garde-fous qu'elle souhaite mettre a cette me­
declne de la transplantatlon? Le debat national que beau­
coup d'entre vous ont appele de leurs voeux pourra avolr lieu 
sur la base du projet d'article constltutlonnel. 
Je vous remercle d'entrer en matlere. 
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Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 

(Eintreten) 
Für den Antrag von Feiten 

(Nichteintreten) 

126 Stimmen 

18 Stimmen 

Bundesbeschluss betreffend eine Verfassungsbestim­
mung über die Transplantatlonsmedlzln 
Arrete federal concernant un artlcle constltutlonnel sur 
la medeclne de la transplantatlon 

Detailberatung - Examen de deta/1 

Titel und Ingress, Zlff. 1 Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, eh. l lntroductlon 
Proposition de Ja commlsslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 24decles 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit I 
(Delss, Gross Jost, Suter) 
Der Bund erlässt, unter Wahrung der Menschenwürde, Vor­
schriften auf dem Gebiet der Entnahme, Verwendung, Zutei­
lung und Transplantation von menschlichen Organen, Gewe­
ben und Zellen. Er sorgt dabei für den Schutz der Persönllch­
kelt und Gesundheit. 

Abs.2 
Mehrheit 
Er sorgt Insbesondere für eine gerechte Zuteilung von Orga­
nen. 

Minderheit I 
(Deiss, Gross Jost, Suter) 
Streichen 

Minderheit 1/a 
(Goll, de Dardel, Gonseth, Gross Jost, Hafner Ursula, Rech­
stelner Paul, von Feiten) 
(falls der Entwurf des Bundesrates angenommen wird) 
Er sieht Insbesondere die Unentgeltllchkelt als auch die Frel­
wllllgkelt der Spende vor und sorgt •••. 

Abs. 3 (neu) 
Mehrheit 
Die Spende von menschlichen Organen, Geweben und Zel­
len Ist unentgeltlich. Der Handel mit menschlichen Organen 
Ist verboten. 

Minderheit I 
(Delss, Gross Jost, Suter) 
Ablehnung des Antrages der Mehrheit 

Minderheit 1/b 
(Goll, de Dardel, Gonseth, Gross Jost, Hafner Ursula, Rech­
steiner Paul, von Feiten) 
(falls der Antrag der Mehrheit angenommen wird) 
Die Spende von menschlichen Organen, Geweben und Zel­
len Ist freiwillig und unentgeltlich. Der Handel mit menschli­
chen Organen Ist verboten. 
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Minderheit 11/a 
(Gonseth, de Dardel, Dormann, Goll, Gross Jost, Hafner 
Ursula, Jeanprätre, Rechstelner Paul, von Feiten) 
(falls der Entwurf des Bundesrates angenommelJ wird) 
Bis Ins Jahr 201 O besteht ein Moratorium für die Ubertragung 
von tierischen Organen auf den Menschen. 

Abs. 4 (neu) 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 

Minderheit 11/b 
(Gonseth, de Dardel, Dormann, Goll, Gross Jost, Hafner 
Ursula, Jeanprätre, Rechstelner Paul, von Feiten) 
(falls der Antrag der Mehrheit angenommen wird) 
Bis Ins Jahr 201 O besteht ein Moratorium für die Ubertragung 
von tierischen Organen auf den Menschen. 

Antrag Gross Jost 
Abs. 1 
Zustimmung zum Antrag der Minderheit 1 
Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Antrag der Minderheit II 

Art. 24decles 
Proposition de Ja commlsslon 
Al. 1 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal · 

Minorite I 
(Delss, Gross Jost, Suter) 
La Confederatlon edlcte en preservant Ja dignlte humalne, 
des prescriptlons dans le domalne du prelevement, de l'utill­
sation, de l'attributlon et de la transplantatlon d'organes, de 
tlssus et de cellules humalnes. Elle vellle a assurer la protec­
tlon de la personnalite et de la sante. 

Al.2 
Majorite 
Elle vellle a ce que les organes solent attribues de manlere 
equitable. 

Minorite I 
(Delss, Gross Jost, Suter) 
Blffer 

Minorite 1/a 
(Goll, de Dardel, Gonseth, Gross Jost, Hafner Ursula, Rech­
stelner Paul, von Feiten) 
(au cas ou le projet du Conseil federal est adopte) 
Elle prevolt en partlculler la gratulte et la llberte du don et 
vellle .... 

Al. 3 (nouveau) 
Majorite 
Le don d'organes, de tlssus et de cellules humalnes est gra­
tult. Le commerce d'organes humalns est lnterdit. 

Minorite I 
(Delss, Gross Jost, Suter) 
Rejeter la proposltlon de la majorite 

Minorite 1/b 
(Goll, de Dardel, Gonseth, Gross Jost, Hafner Ursula, Rech­
steiner Paul, von Feiten) 
(au cas ou la proposltlon de la majorlte est adoptee) 
Le don d'organes, de tlssus et de cellules humalnes est libre 
et gratult. Le commerce d'organes humalns est lnterdlt. 

Minorite 11/a 
(Gonseth, de Dardel, Dormann, Goll, Gross Jost, Hafner 
Ursula, Jeanprätre, Rechstelner Paul, von Feiten) 
(au cas ou le projet du Conseil federal est adopte) 

Jusqu'en 2010, un moratolre relatif a la transplantatlon d'or­
ganes d'anlmaux sur les Atres humalns sera applique. 

Al. 4 (nouveau) 
Majorite 
Rejeter la proposition de la mlnorlte 

Minorlte 11/b 
(Gonseth, de Dardel, Dormann, Goll, Gross Jost, Hafner 
Ursula, Jeanprätre, Rechstelner Paul, von Feiten) 
(au cas ou la proposltlon de la majorite est adoptee) 
Jusqu'en 2010, un moratolre relatlf a la transplantatlon d'or­
ganes d'anlmaux sur les Atres humalns sera applique. 

Proposition Gross Jost 
Al. 1 
Adherer a la proposltlon de la mlnorite 1 
Al.2, 3 
Adherer a la proposltlon de la mlnorlte II 

Präsident: Frau Bundesrätin Drelfuss hält am bundesrätll­
chen Entwurf nicht mehr fest und schllesst sich dem Antrag 
der Mehrheit an. 

Delss Joseph (C, FR), porte-parole de la mlnorlte: Au nom de 
la mlnorlte 1, Je vous recommande de ne pas leglferer au-dela 
du necessalre et de respecter, dans la formulatlon, la hlerar­
chle des valeurs. 
Ne pas legiferer au-dela du necessalre slgnlfle se llmlter aux 
prelevements, a l'utillsatlon, a l'attrlbutlon et a la transplanta­
tlon d'organes, de tlssus et de cellules humalnes Une dele­
gatlon de competence est necessalre dans ce domalne, et 
nous sommes präts a l'accorder en vue de parvenir a une 
pratlque harmonlsee sur le plan national. 
Ne pas leglferer au-dela du necessalre slgnifle ne pas regler 
au nlveau constitutlonnel les questlons qul seront du do­
malne de la lol. Celle-cl est en preparatlon, mals les travaux 
sont lnsufflsamment avances pour que nous prenlons les de­
clslons sur le fond. II en va alnsl du cholx entre les princlpes 
du consentement expllcite ou du consentement presume, 
mals aussl des modalites llees a ces activites de transplanta­
tlon. Le domalne est dans une teile evolutlon que toute ar­
deur leglslative non approprlee peut fermer subltement et de 
manlere non prevue, et non deslree surtout, des portes ou 
des progres. 
Ne pas leglferer au-clela du necessalre slgnlfle aussi ne pas 
s'occuper de questlons pour lesquelles les bases constltu­
tlonnelles actuelles sont sufflsantes. II en va alnsl des xeno­
transplantatlons. En commlsslon, Mme Drelfuss, conseillere 
federale, nous a dlt textuellement: «Nous avons les moyens 
d'aglr plus vite, par exemple dans le cadre de l'arräte federal 
sur le contröle du sang, des prodults sangulns et des trans­
plants. Nous pouvons deja malntenant lntrodulre rapldement 
le prlnclpe d'une lnterdlctlon de la xenotransplantation llee a 
une procedure d'autorlsatlon. En d'autres termes, nous pou­
vons d'emblee, en modlflant cet arräte-la, lntrodulre l'obllga­
tion d'autorlsatlon pour toute actlvlte de recherche, et a for­
tlorl, toute actlvlte therapeutlque dans le domalne de la trans­
plantatlon d'organes, cellules, etc. d'orlglne anlmale.» 
Mme la conselllere federale vlent de nous conflrmer cela en 
disant que nous aurons des l'annee prochalne un projet de 
modlflcatlon de l'arräte federal sur le contröle du sang, des 
prodults sangulns et des transplants, ou cette questlon sera 
reglee. Alors, pourquol faire deux fols les mämes choses? 
Les arguments llvres par la sulte, selon lesquels une delega­
tlon de competence n'exlsteralt pas pour la questlon de l'at­
trlbutlon d'organes d'orlglne anlmale et l'actlvlte des höpitaux 
publics en la matlere, sont contradlctolres a mon sens, et plus 
que constrults. Sans oubller que ces aspects-la sont, pour ce 
qul est de leur application pratlque, d'un horlzon relatlvement 
lolntaln. 
Respecter la hlerarchle des valeurs slgnlfle a notre sens faire 
la dlfference entre la transplantatlon d'organes humains et 
ceux d'orlglne anlmale. Nous ne nlons pas tous les aspects 
difflciles - technlques, ethlques - lies a la transplantatlon 
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d'organes d'orlglne anlmale sur les Atres humalns. Nean­
molns, la ralson prlnclpale qul nous condult a lnscrlre un nou­
vel article dans notre constltutlon est qu'en matlere de trans­
plantatlon d'organes humalns, il y a des questlons d'ethlque 
qul ne se posent pas dans le cas des xenotransplantatlons. 
En partlculler, II y a la problematlque du donneur, de la garan­
tle de son integrlte personnelle, de la constatatlon de la mort 
clinlque, de l'lnterdlctlon de faire du commerce avec des or­
ganes humalns, etc. Nous estlmons non approprle le ms­
lange de ces questlons avec celles llees aux tlssus, cellules 
ou organes d'orlglne anlmale, aussl dlfflclles que ces dernle­
res pulssent l!ltre. 
Respecter la hlerarchle des valeurs comporte aussl des lm­
plicatlons redactlonnelles. Dans la fonnule du Consell fede­
ral, les princlpes de la dignlte humalne, de la personnallte et 
de la sante sont enumeres a la sulte, sans faire apparaltre le 
caractere prlnclpal de l'argument de la dlgnlte humalne. 
Celle-ci est intanglble et totale. En pla9ant ce prlnclpe en pre­
mlere ligne, la mlnorlte I afflrme le caractere unlversel de ce 
prlnclpe. 
Du polnt de vue de l'agencement de l'artlcle, l'allnea 1 er est 
suffisant. Nous ne nous opposons pas aux ldees contenues 
dans les allneas 2 et 3 proposes par la majorlte, mals nous 
les conslderons comme superflus pulsque ce sont des ques­
tions a regler au nlveau de la lol. Pour l'allnea 2 d'allleurs, la 
mlnorlte I se declare prAte a retlrer sa proposltlon de blffer. 
En revanche, en ce qul concerne l'allnea 3, la fonnule qul est 
cholsle par la majorite, l'lnterdlctlon de remuneratlon, rlsque 
des lors de rendre Impossibles certalnes actlvltes qul sont 
liees ade nouvelles theraples prometteuses et qul lmpllquent 
un traltement de tlssus ou de cellules preleves. II est, par con­
sequent, lmprudent de fixer dans la constitutlon des prlnclpes 
dont on ne mesure pas la portee et qul risquent de se reveler 
obstruants par la sulte. Llmitons-nous donc a une delegatlon 
de competence simple et reprenons le debat au nlveau de la 
loi lorsque les elements requis seront reunls. 
Je vous lnvlte donc a sulvre la proposltion de la mlnorite I a 
l'allnea 1 er. Nous retlrons la proposition de blffer l'allnea 2 et 
nous malntenons la proposltlon de blffer l'allnea 3 de la ver­
sion de la majorite de la commlsslon. 

Gross Jost (S, TG): Ich unterstOtze den Antrag der Minderheit 
1 (Delss) In Absatz 1, d. h. die Beschränkung der Regelungs­
kompetenz des Bundes auf die Transplantation menschlicher 
Organe, Gewebe und Zellen unter Ausschluss der Xenotrans­
plantatlon. Warum? 
1. Die bundesrätllche Fassung scheint mir unklar zu sein. So 
gilt etwa Absatz 2 betreffend die Unentgeltllchkelt der 
Spende offensichtlich nur fQr die Transplantation menschli­
cher Organe. Für die Transplantation tierischer Organe wür­
de dieses Prinzip keinen Sinn machen. Ich darf hier einen 
von der Kommission beigezogenen externen Experten zitie­
ren, Jörg Paul Müller. Er erklärte, man müsse klar sagen, was 
gemeint sei, zumindest aber, dass es bei der Xenotransplan­
tation um die Entnahme von Organen bei Tieren und um die 
Einpflanzung beim Menschen gehe. Sonst fehle Im Verfas­
sungstext eine Aussage, die für die spätere Gesetzgebung 
notwendig sei. 
2. Die Xenotransplantatlon Ist In Ihren Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit, aber auch unter ethischen Ge­
sichtspunkten umstritten. Es Ist aus meiner Sicht staatspoli­
tisch klüger, eine separate Verfassungsgrundlage für die 
Transplantation tierischer Organe, Gewebe und Zellen vor­
zulegen, wenn gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse 
vorliegen. Deshalb auch die Forderung nach einem Morato­
rium der Xenotransplantatlon, das sich aber meines Erach­
tens auf den Bereich der medizinischen Anwendung be­
schränken muss - nicht auf Jenen der Forschung. 
3. Der Einbezug der Xenotransplantatlon prä.Judiziert auch 
die Abstimmung Ober die Gen-Schutz-Initiative, deren An­
nahme Ja ein Verbot der Xenotransplantatlon mit transgenen 
Tieren nach sich ziehen würde. Die lungskompetenz 
des Bundes setzt ja eine Bewllllgun ht für die Xeno-
transplantatlon voraus, was ein generelles Verbot In der 
Folge ausschllesst. 
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4. Der vom Bundesrat vorgeschlagene Verfassungstext setzt 
In Artikel 24decles Absatz 1 keine genügenden ethischen 
Schranken. Er stellt den Schutz der Menschenwürde, den 
Persönlichkeitsschutz und den Gesundheitsschutz unter­
schiedslos auf dieselbe Stufe. Das war auch der zentrale 
Punkt, auf den der Staatsrechtslehrer Jörg Paul Müller In der 
Anhörung kritisch hingewiesen hat. Der Fonnullerungsvor­
schlag der Minderheit I verdient unter diesem Gesichtspunkt 
den Vorzug. 
Wie Sie der Fahne, aber auch dem Antrag entnehmen kön­
nen, unterstütze Ich den Antrag der Minderheit I zu Absatz 1, 
aber nicht den Streichungsantrag zu Absatz 3. Ich bin aller­
dings dankbar darüber, dass Herr Delss den Strelchungsan­
trag zu Absatz 2 zurückgezogen hat. Ich finde es - um darauf 
zu sprechen zu kommen - sinnvoll und notwendig, dass Frel­
wllllgkelt und Unentgeltllchkelt der Organspende Im Sinne 
des Antrages der Minderheit llb (Goll) ausdrücklich verankert 
werden. 
Es wurde uns In der Kommission auch bestätigt, dass damit 
die gesetzliche Regelung keineswegs präjudiziert wird, näm­
lich die sehr umstrittene Frage, ob eine ausdrückliche Zu­
stimmung des Organspenders notwendig Ist oder ob eine Wi­
derspruchsregelung genügt. 
Gehen Sie hier den Pfad der staatspolitischen Weisheit, und 
belasten Sie den notwendigen Verfassungsartikel nicht mit 
dem Reizthema Xenotransplantatlonl 

Goll Christine (S, ZH), Sprecherin der Minderheit: Nachdem 
Bundesrätin Drelfuss erklärt hat, dass sie sich der Fassung 
der Kommissionsmehrheit bezüglich Absatz 3 anschllessen 
kann, fällt der Minderheitsantrag lla weg. Ich beschränke 
mich jetzt also bei der Begründung auf den Minderheitsan­
trag llb. Sie sehen dort, dass Ich im dritten Absatz gerne ein 
einziges Wort einfügen möchte, nämlich das Wort «frelwll­
llg». Der Absatz 3 würde dann helssen: «Die Spende von 
menschlichen Organen, Geweben und Zellen Ist freiwillig und 
unentgeltlich.» Der zweite Satz würde stehenbleiben: «Der 
Handel mit menschlichen Organen Ist verboten.» 
Zu diesem Thema: Ich weiss nicht, ob Ihnen viellelcht am 
20. Oktober auch die Karikatur auf der Frontseite des «Ta­
ges-Anzeigers» aufgefallen Ist, eine Karikatur von Nlco unter 
dem Titel «Kopflose Organspender». Auf dieser Karikatur Ist 
ohne Zweifel auf einem Operationstisch ein menschliches 
Wesen erkennbar - als menschliches Wesen an der Nadel­
streifenweste und an der Krawatte kenntlich gemacht-, aller­
dings ohne Kopf. Daneben stehen zwei Mediziner. Die Bild­
legende zeigt den Ausspruch des einen Mediziners, der sich 
über dieses menschliche Wesen mit Krawatte beugt und zu 
Ihm sagt: «Wenn sie mit einer Organspende nicht einverstan­
den sind, schütteln sie einfach den Kopf.» 
Hintergrund dieser Karikatur und dieses Artikels Ist die Tatsa­
che, dass britische Entwicklungsbiologen einen Frosch ohne 
Kopf geklont habe[!. Diese Wissenschafter gehen auch da­
von aus, dass die Ubertragung dieser Technik auf den Men­
schen möglich Ist. Es handelt sich bei diesem Beispiel um die 
Phantasie kopfloser Wissenschafter, die sich davon verspre­
chen, das Organwesen neu organisieren zu können, und sich 
auch erhoffen, dass durch die Klonung und Züchtung von 
kopflosen Wesen der Nachschub für Transplantate gesichert 
sein soll. Wir können solche Phantasien belächeln, wir kön­
nen sie nicht ernst nehmen, aber Tatsache Ist, dass sich die 
biologische Forschung rasant beschleunigt hat. Tatsache Ist, 
dass es immer schwererfällt, diese Entwicklung zu bremsen. 
Tatsache Ist auch, dass dabei der Überblick verlorengeht, 
und Tatsache Ist leider auch, dass sogar die Gewöhnung an 
das Unerwünschte damit eintreten kann. 
Die perfekten Organbanken, der Menschenklon, Ja auch der 
Mensch nach Mass und damit die Vermarktung von Men­
schen bzw. Ihrer Körper sind nicht nur eine wahnwitzige 
Phantasie von hirnlosen Wissenschaftern, das Ist nicht nur 
Fiktion, sondern es rückt leider auch gefährlich nahe ans 
Machbare, und zwar dann, wenn wir dem Machbarkeltswahn 
keine Grenzen setzen. Grenzen zu setzen Ist auch unsere 
politische Verantwortung. Eine Grenze können wir In diesem 
Bereich setzen, wenn wir das Selbstbestimmungsrecht der 



Medeclne de la transplantatlon 
-4~ 
2422 N 2 decembre 1997 

Menschen Im Bereich der Transplantatlonsmedlzln gewähr­
lelsten. 
Sie wissen: Die Praxis Ist heute unterschiedlich; sie Ist auch 
undurchsichtig. Es gibt verschiedene Modelle, von einem In­
formationsmodell Ober ein Zustlmmungsmodell - wobei es 
auch dort Differenzierungen Im Bereich enge oder weite Zu­
stlmmungslösung gibt - bis zu einer Widerspruchslösung. 
Mein Anliegen ist es, das Prinzip der Frelwllllgkelt In dieser 
Verf sbestlmmung zu verankern, um auch einen Nagel 
für die :ere,n C3es1e·tzesberatungen einzuschlagen. 
Ich möchte betonen, dass das Prinzip der Frelwllllgkelt, also 
dieses Wort «frelwllllg», das Ich hier eingefügt haben möchte, 
kein Präjudiz f0r irgendein weiteres Modell Ist, kein Präjudiz 
f0r das Informations--, das Widerspruchs- oder das Zustlm­
mungsmodell. Die Frage des Modells bzw. der praktischen 
Umsetzung werden wir auf der Ebene des Transplantatlons­
gesetzes miteinander beraten müssen. Welches Modell dann 
zum Zuge kommt, Ist mit diesem Eintogen des Wortes «frel­
wllllg» noch nicht gesagt. 
Wir haben das In der Kommission lange diskutiert. Schwie­
rig war auch die französische Übersetzung; deshalb finde 
ich es schade, dass ich jetzt nicht hören kann, wie dieses 
Wort «frelwllllg» übersetzt wird. In der Kommission haben 
wir uns auf den französischen Terminus «llbre» f0r frelwlllig 
geeinigt. 
Wir werden In der Diskussion Im Rahmen der Volksabstim­
mung Ober diesen Transplantatlonsartlkel nicht um die Frage 
der Frelwilllgkelt herumkommen. Ich möchte Sie bitten, nicht 
das Modell, aber das Prinzip der Frelwllllgkelt bereits hier, In 
der Verfassung, zu verankern. 

Gonseth Ruth (G, BL), Sprecherin der Minderheit: Hand aufs 
Herz, sehr geehrte Frau Bundesrätin, sehr geehrte Kollegen 
und Kolleginnen: Können Sie sich vorstellen, dass bei Ihnen 
hier drin einmal ein Schweineherz pocht oder Ihre Leber vom 
Pavian stammt? Können Sie sich vorstellen, dass die Tiere 
dafür genmanlpullert und Ober Generationen In hochsterllen 
Labors aufgezogen werden und ein extrem unnat0rllches, 
qualvolles Leben fristen müssen? 500 000 Xenotransplanta­
tlonen jährlich sollen es nach den Prognosen von Novartls 
werden! Zehnmal mehr Transplantationen als heute. Arme 
Schweine! 
Wird da die In unserer Verfassung festgeschriebene W0rde 
der Kreatur nicht einfach weggewischt? Sind Schweine und 
Paviane nicht auch unsere Mitgeschöpfe, die ebenso wie wir 
Gefühle wie Schmerz, Trauer und Angst und ein Recht auf 
ein ihrer Art entsprechendes Leben haben? Auf jeden Fall 
sieht es unsere Bevölkerung so. Aus ethisch-moralischen 
Gründen lehnt gemäss repräsentativen Meinungsumfragen 
eine grosse Mehrheit In der EU und In der Schweiz die Xeno­
transplantatlonen ab. Doch das scheint den Bundesrat und 
die Mehrheit des Parlamentes bisher nicht zu kümmern. Die 
gleiche repräsentative Umfrage In der Schweiz ergibt, dass 
nur gerade 2 Prozent der Befragten dem Bundesrat bzw. 
dem Parlament zutrauen, den Bereich Gentechnologie auf 
Gesetzesebene vernünftig zu lösen. 
Wir Grünen akzeptieren nicht, dass sich der Bund mit diesem 
Verfassungsartikel so weitreichende Kompetenzen sichern 
will und die Bevölkerung dabei völlig austrickst, Indem ver­
schwiegen wird, dass damit auch die äusserst brisante Frage 
der Xenotransplantatlonen geregelt werden soll. 
In der Botschaft finden sich dazu nur wenige Zellen, doch 
wird daraus deutlich, dass der Bundesrat dem Machbarkelts­
glauben erlegen Ist. 
Ich zitiere von Seite 10 der Botschaft: «Die bis jetzt erzielten 
Resultate lassen allerdings glauben, dass es für den klini­
schen Einsatz einmal taugliche Xenotransplantate geben 
wird.» Der Bundesrat weist allerdings nicht auf konkrete Stu­
dien hin, auf die er seinen Optimismus stützen könnte. Dem­
gegenüber treten In vielen neuen wissenschaftlichen Veröf­
fentllchungen die medizinischen Risiken der Xenotranspian­
tatlonen Immer deutlicher zutage. Einerseits ist das Abstos­
sungsproblem keineswegs gelöst, andererseits entsteht mit 
der Verwendung von transgenen Tieren die Gefahr der Aus­
breitung neuer Krankheitskeime. So wurde dies bis etwa Im 

Oktober 1997 In der Zeitung «Nature» publiziert oder-schon 
früher- Im «Lancet». 
Spätestens seit der Veröffentlichung von Starzl wissen wir 
auch, dass sich Menschen nach der Transplantation eines 
tierischen Organs In Richtung einer zellulären und geneti­
schen Chimäre verändern. In diesen Menschenexperimen­
ten haben sich tierische Zellen der transplantierten Pavlanle­
bern Im ganzen menschllchen Körper verteilt, waren In Herz, 
Haut, Muskeln, Lymphknoten usw. nachzuweisen. Die 
Frage, was langfristig mit der ldentltät, lndivldualltät, Persön­
llchkeit und Psyche von Menschen oder gar Ihren Nachkom­
men geschieht, deren Gehirn und andere Organe teilweise 
aus Tlerzellen bestehen, Ist völllg ungeklärt. 
Bedenken müssen wir vor allem auch die sozialen, entwlck­
lungspolltlschen und ökonomischen Auswirkungen. Es be­
steht heute weltweit eine massiv ungerechte Vertellung der 
medizinischen Güter und der medizinischen HIife. Eine Stu­
die zeigt beispielsweise, dass 98 Prozent allerTodesfälie bei 
Kindern unter 15 Jahren In den Entwlcklungsländern auftre­
ten. Diese Kinder sterben an Unterernährung, an schlechtem 
Wasser, an lnfektlonskrankhelten. Mit kleinstem Aufwand 
könnte das Leben dieser Kinder gerettet werden. Bel uns da­
gegen 0berbordet die Hlgh-Tech-Medlzln mit explodierenden 
Gesundheits- und Rentenkosten bei stetig zunehmender Le­
benserwartung. All diese Probleme werden durch das Voran­
treiben der Xenotransplantatlon verschärft. 
Ich meine deshalb: Wir müssen In diesem Irren Wettlauf von 
Forscherehrgeiz und Streben nach höchstmögllchem Wirt­
schaftsprofit in der Medizin Innehalten. Dem Ruf des For­
schungsplatzes Schweiz wird es eher gut tun, sind doch un­
sere Novartls und Ihr Schweizer Forschungsleiter treibende 
Kraft dieser unseligen Entwicklung. Ein Moratorium wird es 
ermöglichen, eine breitangelegte gesellschaftliche Eintre­
tensdebatte um die grundsätzliche W0nschbarkelt und so­
ziale Verträgllchkelt, eine Diskussion um die Kollision von 
medizinischer Technologie und Menschenw0rde sowie 
Würde der Kreatur zu fahren. 
Wir Grünen akzeptieren nicht, dass auch hier die Ethik ein­
mal mehr den geschaffenen Zwängen und Fakten hinterher­
hinken soll und wie gewohnt die neuen Fakten anschliessend 
ethisch legitimiert werden m0ssen. 
Ich bitte Sie daher, unserem Minderheitsantrag zuzustim­
men. Sie können möglicherweise damit einen Teil des verlo­
renen Vertrauens der Bevölkerung zurückgewinnen. Lehnen 
Sie Jedoch meinen Minderheitsantrag ab, so wird das fOr die 
Bevölkerung ein deutliches Zeichen dafOr sein, dass Sie 
nicht gewillt sind, der Gentechnologie Grenzen so zu setzen, 
wie Sie es jetzt landauf, landab auf den Podien Im Rahmen 
der Diskussion rund um die Gen-Schutz-Initiative beteuern -
Wasser auf die Mühle der Gen-Schutz-Initiative also. 

Gulsan Yves (R, VD): Las differentes proposltlons de mlno­
rlte qul nous ont ete soumlses butent sur des questlons qu'II 
est malheureusement necessaire de reprendre, möme sl el­
les ont ete de ja tres largement traltees dans le cadre de l'en­
tree en matlere. 
Tout d'abord, le probleme de la xenotransplantatlon. II s'aglt 
la. certalnement d'une vlslon d'avenlr, encore tres elolgnee de 
sa reallsatlon effectlve, mals dont le besoln se falt sentlr de 
manlere de plus en plus pressante. En effet, le nombre de 
donneurs est blen lnsufflsant pour satlsfalre la demande, et 
les llstes d'attente s'allongent. Ces delals d'attente sont rela­
tlvement facllement mattrlsables pour les greffes de rein, qul 
representent d'allleurs quaslment la moltle des transplanta­
tlons effectuees, parce qua la dlalyse artlflclelle permet une 
substltutlon efflcace et blen toleree de la fonctlon renale. II 
n'en est, par contre, pas de möme des autres organes, 
comme le coeur ou Je fole, ou II n'exlste actuellement pas de 
substltutlon prolongee posslble. Le malade se trouve des lors 
condamne a brave echeance, dans la regle, sl un donneur 
n'est pas rapidement a dlsposltlon. La transplantatlon d'orga­
nes animaux permettralt de faire face a ces sltuatlons sou­
vent dramatiques. 
II y a donc certalnement abus de langage lorsque las oppo­
sants a cette posslblllte de prlse en charge mettent en avant 
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des arguments de proflt flnancler et d'lnteret personnel, qul 
justlfleraient la volonte enragee, sans prise en consideration 
des risques, et sans retenue du corps medical, pour proceder 
a ce genre d'lnterventlon chez l'homme sans delal. Les rejets 
entre especes anlmales differentes sont encore loln d'etre 
maitrises, et nous ne dlsposons toujours pas d'un modele 
animal satlsfalsant malgre les progres accomplls en matlere 
de genle genetlque et dans le domalne des lmmunosuppres­
seurs. A cela s'ajoutent des problemes lnfectleux mls en 
exergue par l'exemple de la vache tolle, avec la transmlsslon 
a l'homme d'un agent pathogene n'lmpliquant au depart que 
l'anlmal. Le chemln est donc a priori encore tres long a par­
courir jusqu'a la premlere appllcatlon pratique. 
Sans entrer dans l'argumentatlon pour le molns specleuse de 
Mme Gonseth, le moratolre jusqu'en 201 O demande par la 
minorite lllb n'a donc probablement qu'une slgnlflcatlon en 
fln de compte tout a falt theorique. Mals en matlere sclentl­
fique, II est toujours tres dlfflclle de faire des prevlslons. Per­
sonne ne peut exclure une decouverte slgnlficatlve ces tou­
tes prochalnes annees, susceptlble de debloquer les projets 
en cours et d'accelerer les possibilltes d'application cllnlque 
chez l'homme. II est par consequent peu souhaltable d'lntro­
dulre une teile dlsposltlon dans un artlcle constltutlonnel, et 
au contralre beaucoup plus sage de soumettre cette even­
tuallte a autorisatlon par le blals de la lol, comme le propose 
le Conseil federal pulsqu'II est pret a accepter la motlon 
CSEC-CN (97.3251). Celul-cl dlspose d'allleurs deja d'une 
posslbilite Immediate d'lntervenlr en se referant a l'arrete fe­
deral sur le contröle du sang, des produits sangulns et des 
transplants, et au nlveau du financement par l'assurance-ma­
ladle. 
Par contre, la deontologle medlcale et les dlsposltlons pena­
les en matlere de taute medlcale professlonnelle ne constl­
tuent probablement pas une base suffisante pour arräter des 
dispositlons sur les effets cllnlques dans des domalnes 
comme celul-la. Cela devrait faire l'objet entre autres des 
modalltes d'appllcatlon de cet article constitutlonnel. Le deslr 
de la mlnorite I de voulolr le llmlter aux seuls organes hu­
malns est par consequent trop restrictlf. Certes, les proble­
mes lies a la xenotransplantatlon sont dans l'ensemble tres 
differents, en particuller pulsque la question du consente­
ment du donneur ne se pose pas. Neanmoins, ses objectlfs 
et sa flnallte sont les memes, en sorte qu'II seralt lncoherent 
de la separer, sur le plan juridlque, de l'heterotransplantatlon 
humalne. 
La mlnorlte I proposalt egalement de bitter l'alinea 2, propo­
sitlon malntenant retlree. Par contre, eile malntlent la propo­
sltlon de bitter l'allnea 3 de l'artlcle constltutlonnel. 
Ces deux alineas donnent une orientatlon de princlpe de pre­
mlere lmportance en postulant la gratulte du don d'organes, 
l'lnterdictlon de leur commerce et leur repartltlon equltable. 
La redactlon proposee par la mlnorlte llb n'en est qu'une va­
riante semantlque qul n'ajoute en fln de compte pas grand­
chose a la proposltlon de la majorite. On relevera seulement 
que la notlon de gratulte couplee a la llberte du don proposee 
par la mlnorite llb falt une alluslon plus dlrecte a toute la 
questlon du consentement, sans prejuger de la solutlon qul 
sera apportee par la lol. Elle n'entre donc pas en contradlc­
tlon avec la proposltlon de la majorite. II y a lleu toutefols de 
reallser que sl le consentement eclalre du donneur etalt re­
quls, II auralt pour consequence de bloquer pratlquement tout 
don d'organes et l'ensemble des programmes de transplan­
tatlon. 
Notre Conseil avalt deja ete confronte a une proposltlon de 
ce genre en 1996 et l'avalt a juste tltre ecartee. II taut donc se 
dlrlger vers des modalltes de consentement plus pragmatl­
ques allant dans le sens de l'absence d'oppositions clalre­
ment exprimees lorsque le donneur etalt encore vivant, qultte 
a y lmpllquer l'lnformatlon des proches. 
Pour toutes ces ralsons, je vous recommande donc de rejeter 
l'ensemble des proposltlons de mlnorite et d'adopter celles 
de la majorlte de la commlsslon. Nous dlsposerons alnsl d'un 
artlcle constltutlonnel qul permet d'approcher sans restrictlon 
tous ces dlfferents problemes, mals avec la souplesse re­
quise. 

Amtliches Bulletln der Bundesversammlung 

Hollenstein Pla (G, SG): Der Bundesrat und die Kommissi­
onsmehrheit schlagen In Absatz 2 bzw. 3 die Unentgeltllch­
kelt der Spende und die gerechte Zuteilung von Organen vor. 
Ich spreche vorwiegend zur Frelwllllgkeit der Spende. 
Auf den ersten Blick tönt die Formulierung der Mehrheit und 
des Bundesrates nicht schlecht. Was aber der Bundesrat da­
mit nicht regeln will - das Ist bedeutsam -, Ist die Slcherstel­
lung der Frelwilligkelt einer Organspende. Für uns Grüne Ist 
die Verankerung der Frelwllllgkelt der Organspende in der 
Bundesverfassung wichtig; deshalb unterstützen wir den An­
trag der Minderheit llb (Goll). Die sogenannte Widerspruchs­
lösung, also das Recht zur Organentnahme, sofern nicht ex­
pllzlt widersprochen wird, geht uns zu wenig weit; zu gross 
sind die Gefahren des Missbrauchs. Auch wenn dies In ver­
schiedenen Kantonen so gehandhabt wird, macht es die Sa­
che ethisch nicht vertretbarer. Die Problematik sehe ich vor 
allem In der Gefahr der ungenügenden Berücksichtigung des 
WIiiens der betroffenen Personen. Vielmehr sollte sich ein 
Recht auf Organentnahme auf die ausdrückliche Zustim­
mung der Organspenderin oder des Organspenders abstüt­
zen. 
Eine Organentnahme ohne explizite Zustimmung oder ent­
sprechende frühere Willensäusserungen der betroffenen 
Person geschieht heute In einem rechtsfrelen Raum. Die 
Verfügungsgewalt Ober die Verwendung der Organe von so­
genannten Hirntoten Ist heute schon enorm. Unser Legiferie­
ren sollte die Selbstbestimmung wieder voll an die betroffe­
nen Personen zurückgeben; alles andere Ist ein zu starker 
Eingriff In das Selbstbestimmungsrecht. Möglichen Tenden­
zen einer zunehmenden Kommerzlallslerung muss mit einer 
klaren Aussage vorgebeugt werden. Deshalb muss die Frei­
wllllgkelt auf Verfassungsebene verankert werden. Ob sie auf 
Gesetzesstufe als Informationsmodell, Zustimmungs- oder 
Widerspruchslösung formuliert wird, kann dann diskutiert 
werden. 
Aber um eine klare Aussage, ob die Frelwllllgkelt gewahrt 
bleibt oder nicht, werden wir auch In der Diskussion rund um 
die Volksabstimmung nicht herumkommen. Die Bevölkerung 
hat ein Interesse und das Recht zu wissen, ob die Freiwillig­
keit gewahrt bleibt oder nicht. Ist nämlich die Frelwllllgkelt 
nicht mehr gewährleistet, so kann es sein, dass Menschen, 
denen die letzten Stunden und Minuten des Sterbeprozesses 
wichtig sind, um diesen wichtigen Prozess betrogen werden. 
Dies geschieht dann, wenn jemand mit der Diagnose «hlrn­
tot» zur Organentnahme In den Operationssaal geschoben 
wird, anstatt den letzten Abschnitt des Sterbens mit den 
nächsten Angehörigen verbringen zu können. 
Ich glaube: Wir denken zu wenig darüber nach, was es für 
Angehörige bedeutet, wenn der Sterbeprozess abgekürzt 
wird, denn Sterben Ist ein Prozess. Wenn wir davon ausge­
hen, dass das menschliche Leben mehr Ist als das Resultat 
anatomischer Zufälllgkelten, gilt es, der Frage der Frelwllllg­
kelt der Organspende besondere Aufmerksamkeit zu schen­
ken. 
Wall diese Frage auch sehr stark an die religiöse Vorstellung 
der Betroffenen gebunden Ist, gilt es, die Frage der Frelwllllg­
kelt mit besonderer Sorgfalt und besonderem Respekt anzu­
gehen. Der Antrag der Minderheit llb wird dieser heiklen Fra­
gestellung gerecht. Es spricht ja niemand In diesem Saal von 
einem Verbot von Organspenden; es geht um die Sicherstel­
lung der Frelwllllgkelt. 
Ein weiterer Grund zur Verankerung der Frelwllllgkelt der Or­
ganspende In der Bundesverfassung, der bisher noch nicht 
erwähnt wurde, Ist folgender: Wenn wir die Frelwllllgkelt der 
Organspende nicht auf Verfassungsebene garantieren, 
könnte deren Handhabung auch beim Pflegepersonal zu 
schweren Gewissenskonflikten führen. Dies wäre dann der 
Fall, wenn eine hlrntote Person - selbstverständlich auf ärzt­
liche Anordnung hin - In den Operationssaal geschoben wer­
den müsste, ohne dass man den Willen der Betroffenen ken­
nen würde, statt dass den Angehörigen Gelegenheit gege­
ben würde, die allerletzte Phase des Sterbens mit dem Ster­
benden zu erleben. Den Entscheid der Ärzteschaft zu 
Organentnahmen ohne Zustimmung der sterbenden Person 
mitzutragen kann für die Pflegenden zur Belastung werden. 
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Dies Ist ein wichtiger Grund, um die Frelwllllgkelt der Organ­
spende hier und heute zu verankern. 
Ich danke Ihnen für die Zustimmung zum Antrag der 
Minderheit llb. Die grüne Fraktion stimmt auch dem Antrag 
der Minderheit lllb (Gonseth) für ein Moratorium bei Xeno­
transplantatlonen einstimmig zu. 

Hafner Ursula (S, SH): Wir leben In einer Zelt der rasanten 
technologischen Entwicklung, ganz besonders auch Im Be­
reich der Medizin. Die Diskussion Ober diese Entwicklung 
wird oft nur von den Interessengruppen geführt, in der Bevöl­
kerung kommt die Diskussion eindeutig zu kurz. In der vorbe­
ratenden Kommission haben wir verschiedene Praktiker und 
Ethiker zu Hearings eingeladen. Da wurde diskutiert. Es ka­
men sehr unterschledllche Argumente. 
Der SP-Fraktlon scheint es unerlässlich, dass auch die Be­
völkerung umfassend informiert wird. Alle Zahler von Kran­
kenkassenprämien, alle potentiellen Organspenderinnen 
und -spender müssen ebenso wie die Organempfängerinnen 
und -empfänger wissen, was In diesem Bereich alles möglich 
Ist und was schon alles getan wird. Dies Ist ein wichtiger 
Grund für die SP-Fraktlon, den Minderheiten II und III zuzu­
stimmen. 
Der Minderheit III stimmen wir zu, weil so für eine einge­
hende Beschäftigung mit der ganzen Problematik der Xeno­
transplantatlon Zelt bleibt. Frau Gonseth hat Ihnen bei Ihrer 
Begründung des Minderheitsantrages einen Einblick in diese 
Problematik gegeben. Darüber muss gesprochen werden, 
bevor Organe von Tieren auf Menschen verpflanzt werden. 
Der Minderheit II stimmen wir zu, weil sie die Frelwilllgkelt der 
Organspende vorsieht. In welcher Form ein Mensch seinen 
freien Willen äussert, seine Bereitschaft, nach seinem Tod 
die Organe anderen zur Verfügung zu stellen, Ist offen. Das 
muss dann auf Gesetzesstufe geregelt werden. Frau Goll hat 
bei der Begründung der Anträge schon darauf hingewiesen. 
Wichtig Ist uns aber, dass der Verfassungsartikel garantiert, 
dass der freie Wille der Spenderinnen und Spender oder Ihrer 
Angehörigen berücksichtigt wird. Das zwingt nämlich auch 
die verschiedenen Interessengruppen, die Diskussion mit der 
Bevölkerung zu führen, sie umfassend zu Informieren und 
darzulegen, weshalb es unter Umständen wichtig Ist, dass 
Organe gespendet werden. Nur so Ist gewährleistet, dass auf 
alle Fragen und Bedenken der potentiellen Spenderinnen 
und Spender eingegangen wird und dass eine Spende wirk­
lich eine Spende Ist. Es darf nicht mehr, wie kürzlich Im Kan­
ton Zürich, geschehen, dass eine Frau, die nicht ertragen 
kann, dass Ihrem Mann nach seinem Tod Organe entnom­
men werden, erst hinterher erfährt, dass sie elgentllch ein Wi­
derspruchsrecht gehabt hätte. Erst jetzt wird Im Kanton Zü­
rich besser Informiert. 
Es muss gewährleistet sein, dass alle Leute wirklich Infor­
miert sind. Dazu sind die Interessierten dann motiviert, 
wenn sie die Leute davon überzeugen müssen, wie wichtig 
es ist, frelwlllig Ihre Organe zur Verfügung zu stellen oder zu 
erlauben, dass einem Angehörigen Organe entnommen 
werden. 
Im Namen der SP-Fraktlon bitte Ich Sie, den Minderheiten II 
und III zuzustimmen. Die Minderheit I hingegen will zwei 
wichtige Absätze des Verfassungsartikels streichen. Das 
lehnt die SP-Fraktion ab. 

Hochreutener Norbert (C, BE): Wie bereits Im Eintretensvo­
tum gesagt, lehnt die CVP-Fraktlon alle Minderheitsanträge 
grossmehrheltllch ab. Die Minderheit I schlägt eine Lösung 
vor, die mit dem Wort «Entnahme» die Organtransplanta­
tlons-Gesetzgebung In Richtung einer Widerspruchslösung 
lenkt. Dies Ist eine Weichenstellung in eine bestimmte Rich­
tung, die wir Im Verfassungsartikel eigentlich nicht vorgeben 
wollen. Dieser soll für verschiedene Lösungen offen sein, 
beispielsweise auch für die Zustlmmungslösung. 
Für die CVP-Fraktlon gehört zudem die Xenotransplantatlon 
In diese Grundnorm hinein. Dies dürfte nämlich der Bereich 
sein, wo die Entwicklung in der Praxis die grössten Auswir­
kungen haben wird; deshalb gehört das auch In die Grundge­
setzgebung - hier und jetzt, nicht später und anderswo. 

Die CVP-Fraktlon lehnt auch die Minderheitsanträge II und III 
ab. Es geht hier erstens um die Freiwllllgkelt. Wie Ich schon 
In der Eintretensdebatte sagte, Ist Im Wort «Spende» die Frel­
wllllgkelt schon Impliziert; die Spende Ist per Definition freiwil­
lig; deshalb Ist es unnötig, die Frelwllllgkelt expressis verbis 
im Grundgesetz zu erwähnen. 
zweitens haben wir ein Moratorium für die Xenotransplanta­
tlon, wie Frau Heberleln namens der FDP-Fraktion sagte, 
erst vor kurzem abgelehnt, weil es zu einem faktischen Ver­
bot der Forschung auf diesem Gebiet führen würde. Das ist 
unseres Erachtens abzulehnen. 
Deshalb bittet Sie die CVP-Fraktlon, überall die Kommissi­
onsmehrheit und den Bundesrat zu unterstützen. 

Schenk Simon (V, BE): Frau Goll hat In der Begründung des 
Minderheitsantrages von «hirnlosen Wissenschaftern» ge­
sprochen. Ich finde dies einen höchst beleidigenden und 
fragwürdigen Vorwurf an die Adresse eines Forschungszwei­
ges, der In unserem Land Immerhin eine führende Position 
einnimmt. Ich unterlasse es hier, eine Untersuchung vorzu­
nehmen, ob hirnlose Wissenschafter oder kopflose Politike­
rinnen und Politiker gefährlicher sind. 
Auch wenn Inzwischen die Zahl und die Form der Minder­
heitsanträge verändert worden sind, bitte Ich Sie Im Namen 
der geschlossenen SVP-Fraktlon, sämtliche Minderheitsan­
träge abzulehnen. Über die Gründe möchte Ich hier nichts 
weiter ausführen, weil Ich diese schon Im Elntretensvotum 
dargelegt habe. Es Ist unbedingt zu verhindern, dass ein 
wichtiger Forschungszweig durch Verbote und Moratorien 
bereits auf Verfassungsstufe beeinträchtigt wird. Gerade In 
der heutigen, wirtschaftlich Immer noch schwierigen Zelt 
wäre es engstirnig, wenn man provozieren würde, dass diese 
Zweige zum Tell aus unserem Land ausgelagert würden. 
In diesem Sinne bitte Ich Sie, sämtliche Minderheitsanträge 
abzulehnen. 

Phlllpona Jean-Nicoles (R, FR), rapporteur: Concernant tout 
d'abord la proposition de la majorlte de la commission: sl 
nous avons propose de dlvlser l'allnea 2 du projet du Conseil 
federal, c'est blen pour tenlr compte de l'eventuallte d'accep­
ter des xenotransplants, l'alinea 2 couvrant toutes les trans­
plantatlons, qu'elles solent humalnes ou d'orlglne anlmale. 
Quant a l'allnea 3, II est precise blen sür que l'interdlctlon du 
commerce et la gratulte concernent les organes d'origlne hu­
malne. 
Le Conseil federal se rallle donc a cette proposltlon. 
Nous pouvons examlner les proposltlons de mlnorlte. 
La proposltlon de la mlnorlte 1 (Delss) a une quallte, c'est sa 
conclslon. Mals malgre cette quallte, la commlsslon l'a refu­
see par 18 volx contre 1, tenant compte du falt que les deux 
elements de l'allnea 3 sont essentlels: la gratulte du don et 
l'lnterdictlon du commerce. Ne pas les interdire voudralt peut­
fltre slgnlfler qu'on peut les admettre d'une certalne manlere, 
ce qul seralt fondamentalement faux. 
D'autre part, les motlons qul ont ete acceptees et qul ont 
amene cet artlcle constltutlonnel ont ete faltes sur la base de 
cette lnterdlctlon-la. Je crols qu'II taut malntenlr ces elements 
dans l'artlcle constltutlonnel, car lls sont absolument neces­
salres, de l'avls de la majorlte de la commlsslon. 
En ce qul concerne la proposltlon de la mlnorlte llb (Goll), le 
terme de la liberte du don d'organes - mflme s'II y a eu des 
dlfflcultes de traductlon du «freiwillig» en fran1,als: je vous 
rappelle qu'a l'alinea 1 er, on parle de protectlon de la dignlte 
humalne et de la personnalite. Je crols que ces deux termes 
slgnlflent blen qu'on ne peut, en aucun cas, obllger quelqu'un 
a donner un organe contre sa volonte. 
Dans ce meme allnea 3, on parle blen de don d'organes. 
Comment donc imaglner forcer quelqu'un a un don? Je crois 
mflme qu'on peut dire que sl l'on pense qu'on dolt ajouter ce 
mot «libre», on affalblit les termes de protectlon de la dignite 
ou de don, puisqu'on croit devolr dlre que ce n'est pas com­
prls dans la protectlon de la dlgnlte humalne. II taut donc s'en 
tenlr a la proposltion de la majorlte de la commlssion qul a la 
qualite de la conclslon, tout en recouvrant blen la volonte de 
la mlnortte llb. 
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En ce qul conceme la proposltlon de la mlnorlte lllb (Gon­
seth), lntrodulre un moratolre jusqu'en 2010 voudralt dlre 
qu'on antlclpe sur des non-progres de la medeclne dans les 
prochalnes annees. II est vral que la xenotransplantatlon, 
jusqu'a present, a surtout connu des echecs et le message 
du Conseil federal parle de 30 essais qul sont autant 
d'echecs dans le monde jusqu'a present. II n'en raste pas 
molns que la xenotransplantatlon est porteuse d'espolr et 
qu'II taut lalsser la recherche avancer dans ce domaine. 
Le Conseil federal vous a deja dlt que ce probleme-la seralt 
regle tres rapldement par une modiflcation de l'arrete federal 
sur le contröle du sang, des prodults sanguins et des trans­
plants. C'est une solutlon qul est beaucoup plus souple et qul 
permet de tenlr compte de l'evolutlon qul peut ätre rapide 
dans ce domalne-la. II y a donc lleu de rejeter la proposltlon 
de la mlnorite lllb. 
En concluslon, II taut s'en tenlr a la proposltlon de la majorite 
de la commlsslon, qul est equlllbree et qul correspond a ce 
qul est souhalte et necessalre dans ce probleme de la trans­
plantatlon. 

Günter Paul (S, BE): Herr Phlllpona, mit der Förderung der 
Transplantatlonsmedlzln wird die Tür zu einem rasch expan­
dierenden Medizinbereich mit hohen Kosten aufgestossen. 
Ist sich die Kommission bewusst, dass diese neuen und ho­
hen Kosten zwingend eine zusätzliche Finanzierung des Ge­
sundheitswesens, d. h. eine Umverteilung der Mittel des 
Staates, nötig machen werden? 
Artikel 43 Absatz 3 Litera a unseres Geschäftsverkehrsge­
setzes schreibt zwingend vor, dass die Auswirkungen einer 
Vorlage und Insbesondere die Art und Welse der Kostendek­
kung darzulegen sind. Da diese Kosten hoch sein werden, 
meine Ich, muss das bereits bei der Verfassungsvorlage ge­
schehen. Bis jetzt Ist dies nicht geschehen; zweieinhalb 
mickrige Zellen stehen In der Vorlage über Kosten- und Stel­
lenfolgen. Ich möchte daher Sie als Berichterstatter und vlel­
lelcht auch die Berichterstatterin deutscher Sprache ersu­
chen, die nötige I nformatlon noch zu geben: Woher sollen die 
Mittel dafür kommen? 

Phlllpona Jean-Nlcolas (R, FR), rapporteur: En ce qui con­
ceme les depenses supplementalres qul pourralent resulter 
de l'adoptlon de cet article constltutlonnel, II taut blen dlre 
qu'II ne va pas lul-mäme en creer; c'est la leglslatlon d'appll­
catlon qul peut ensulte entraTner des depenses supplemen­
taires. Or, on ne peut pas savolr malntenant quelle sera la le­
glslatlon d'appllcatlon et quel sera le röle que la future lol at­
trlbuera aux cantons. Actuellement, c'est les cantons qul dol­
vent regler cette questlon. Certalns l'ont reglee plus ou 
molns, d'autres pas du tout. La lol devra le faire de fa1,on uni­
forme sur le plan federal. 
Alors, quelle sera la competence des cantons, et quelle sera 
celle de la Confederatlon? Ce sera encore a volr dans la future 
lol, mais ce n'est pas l'adoptlon de ce projet d'artlcle constl­
tutlonnel qul entrainera une augmentatlon des depenses. 

Dormann Rosmarle (C, LU), Berichterstatterin: Kurz eine 
Antwort auf die Frage von Kollege Günter, der selber Arzt Ist. 
Der Bundesrat und die Mehrheit der Kommission wollen die 
Transplantatlonsmedlzln regeln. Sie wollen Vorschriften er­
lassen. Vorschriften können fördernd oder auch einschrän­
kend sein. Das Ist Sache des Gesetzes, das Sie vorhin er­
wähnt haben. Ob die Mehrheit Im Parlament und Im Volk eine 
Förderung der Transplantatlonsmedlzln wlll oder eher eine 
Einschränkung, das Ist eine Sache, die ganz Intensiv disku­
tiert werden muss, und zwar Im breiten Volk. 
Wie In meinem Elntretensvotum erwähnt, muss Ich als Be­
richterstatterin Sie bitten, der Mehrheit der Kommission zuzu­
stimmen. Worin liegen die Unterschiede? Mit Absatz 1 von 
Artikel 24decles der Bundesverfassung möchten die Mehr­
heit der Kommission und der Bundesrat alle Spenden von Or­
ganen, Geweben und Zellen tierischer und menschlicher 
Herkunft regeln. 
Die Minderheit I wlll nur die menschlichen Organspenden re­
geln. Sie spricht sogar von ccEntnahme», nicht von ccSpen-
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de». Das kann je nach stlllstlschem Wortsinn unterschiedlich 
aufgenommen werden. Es gibt Leute, die haben tatsächlich 
Angst, dass ihnen widerspruchslos Organe entnommen wer­
den. Um dies abzuschwächen, spricht man ganz klar von ei­
ner ccSpende», die unentgeltlich sein muss. Spenden werden 
nie bezahlt. Deshalb hat die Mehrheit der Kommission an der 
Unentgeltllchkelt festgehalten. 
Ich denke auch, dass es eine weise Voraussicht In der Politik 
Ist, dass man die Xenotransplantation bereits heute auf Ver­
fassungsstufe regelt, nachdem das Parlament dem Bundes­
rat vor zwei Sessionen den Auftrag erteilt hat, die Xenotrans­
plantatlon zu regeln. In der Regel cchumpeln» wir In der Politik 
Immer hintennach. Diesmal sind wir etwas voraus, was si­
cher eine gute Voraussetzung Ist. 
Zum Wort «Entnahme»: Es geht Immerhin um lebensfähige 
Güter von verstorbenen Menschen, die einem sonst sterben­
den Menschen helfen können welterzuleben. Deshalb ziemt 
sich das Wort «Spende» besser als das Wort ccEntnahme», 
wie es die Minderheit I In Absatz 1 verwendet. 
Die Unentgeltllchkelt und das Verbot des Handels müssen 
zwingend In unserem Verfassungsartikel erwähnt werden. 
Wir haben sie bereits Im Bundesbeschluss Ober die Kontrolle 
von Blut, Blutprodukte und Transplantaten erwähnt, der aller­
dings bis zum Jahr 2005 befristet Ist. 
Die Minderheit II verlangt explizit die Erwähnung der Freiwil­
ligkeit Im Verfassungsartikel. Die Frelwllligkelt Ist eigentlich 
bereits Im Begriff «Schutz der Persönlichkeit» In Absatz 1 
und Im Wort «Spende» In Absatz 2 der Mehrheit enthalten. 
Das Wort «Frelwllllgkelt» Ist sehr schwer Ins Italienische und 
Französische zu übersetzen. Deshalb hat die Kommissions­
mehrheit darauf verzichtet, dies explizit zu erwähnen. Sie 
geht davon aus, dass die Absätze 1 und 2, wie sie sie formu­
liert hat, d. h. mit der «Spende» und dem Schutz der Persön­
lichkeit, im Parlament eine Mehrheit finden. 
Die Minderheit III verlangt ein Moratorium für die Xenotrans­
plantatlon bis ins Jahr 2010. Ein Moratorium Ist kein Verbot, 
aber eine Verlangsamung der Forschungsbeschleunigung, 
wie wir sie heute In diesem Bereich feststellen. Die Antrag­
steller und Antragstellerinnen haben Angst, dass die For­
schung zu rasch vor sich geht, und vor allem haben sie 
Angst, dass die damit verbundenen Krankheitserreger, die 
von Tieren auf Menschen übertragen werden könnten, noch 
zuwenig erforscht sind. 
Die Mehrheit der Kommission befürchtet, dass durch dieses 
Moratorium die Forschung Ins Ausland transferiert wird, weil 
damit ein Verbot der Forschung Im Bereich Xenotransplanta­
tlon ausgesprochen wird. 
Persönlich stimme Ich mit der Minderheit III, well Ich Mühe 
habe zu begreifen, dass die Erste Welt die Unsterblichkeit 
einleiten will und In der Dritten Welt täglich Menschen an 
Hunger und Krankheit sterben. Die Kommissionsmehrheit 
hat diesem Moratorium, wie es die Minderheit III verlangt, mit 
12 zu 9 Stimmen allerdings nicht zugestimmt. 
Ich bitte Sie namens der Kommissionsmehrheit, alle Minder­
heitsanträge abzulehnen und Ihren Anträgen zuzustimmen. 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: Tres rapldement, en ce 
qul concerne la proposltion de la minorlte 1 (Delss), sur le 
plan de la formulatlon redactlonnelle, on peut dlscuter de ses 
qualltes par rapport au projet qul est sur la table. Mals ve­
nons-en a l'essentlel: la proposltlon de la mlnorlte I ne veut 
reglementer que la transplantatlon d'organes, de tissus et de 
cellules humalnes, et ne pas leglferer dans le domalne de la 
xenotransplantatlon. Cecl me parait une erreur. C'est blen au 
debut d'une evolutlon que nous devons nous donner, par me­
sure de precautlon, les competences pour aglr. C'est la ral­
son pour laquelle nous pensons qu'il taut repousser la propo­
sltlon de la mlnorlte 1. 
Nous avons une base constltutionnelle qul nous permet - j'y 
revlendral taut a !'heure -de contröler aujourd'hul les travaux 
dans le domalne de la xenotransplantatlon parce qu'II y a des 
rlsques sanltalres. Tant que l'on se llmlte a ce probleme de la 
posslblllte de transmlsslon de maladles lnfectleuses, nous 
pouvons aglr, et nous sommes dans une phase ou cela suf­
fira pour les quelques annees a venlr. Mals sl ce probleme 
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devalt etre resolu, nous avons besoln d'une base constltu­
tionnelle qul nous permette d'aglr sur le plan de l'organlsa­
tlon, des prlnclpes et de l'ethlque. Et pourquol ne pas le faire 
malntenant, Oll une telle evolutlon pourralt se desslner, le be­
soin de leglferer etant deJa affalre de demaln, mals affalre 
tout a falt a portee de maln? 
C'est egalement pour pouvolr leglferer au nlveau de la lol, et 
non pas de la constltutlon, que nous vous proposons de re­
pousser la proposltlon subsldlalre de la mlnorlte lllb (Gon­
seth). «Hand aufs Herz», avez-vous demande: est-ce que Je 
pourrals lmaglner des transplantatlons d'organes anlmaux? 
Je dlral d'abord que la questlon qul se pose au]ourd'hul, c'est 
la transplantatlon de cellules, de tissus, comme vous le sa­
vez, et que dans ce domalne, II y a des evolutions en cours. 
Vous n'avez pas pose la question, d'allleurs la proposltlon 
subsldlaire de la mlnorlte lllb ne conceme pas cet element, 
mals nous sommes deja en traln de franchlr dans ce domalne 
las premleres barrleres. Et Je dlral, «Hand aufs Herz», et pour 
repondre tres personnellement a votre questlon, que tant 
qu'II n'y aura qua le cholx entre des organes humalns, j'hesl­
teral a me mettre sur la liste d'attente au detrlment d'autres 
personnes qul pourralent an avolr besoln. A partlr du moment 
oll la rarete pourralt etre surmontee dans ca domalne, je 
pourrals effectlvement lmaglner de me mettre sur la liste d'at­
tente, malgre un äge venerable, et de demander a mon tour 
une chance de survle, ou une occaslon de contrlbuer au de­
veioppement de la science, pourquol pas? C'est finalement 
aussl une bonne fa~n de poursuivre le servlce publlc. C'est 
justement l'argument que vous avez utlllse: la proxlmlte des 
animaux, la sympathle que nous avons envers eux, le falt que 
nous appartenons finalement au meme genre et qua nous 
sommes tres proches les uns des autres, font que pour mol, 
II ne s'aglralt pas la d'un saut absolument lncomprehenslble 
et que, mon Dleu, les coeurs de porc ou les foles de singe ont 
peut-etre des qualltes qua certalns coeurs d'hommes et cer­
talns foles d'etres humalns n'ont pas. 
En d'autres termes, oul, c'est une evolutlon qua Je n'almerals 
pas bloquer a tout Jamals. Mals II est clalr aussl 
qu'aujourd'hul, nous devons evlter toute evolution non con­
trölee. C'est la ralson pour laquelle j'al deJa re~u du Conseil 
federal le mandat de preparer l'amendement de l'arrete fede­
ral du 22 mars 1996 sur le contröle du sang, des prodults 
sangulns et des transplants. 
Je puls vous dlre que, dans le proJet que je presenteral au 
Conseil federal et que vous recevrez, je l'espere, des le prln­
temps, j'utiliseral au maximum toutes les posslbllltes que 
nous donne la constltutlon, mals Je souhalte a l'avenlr avolr la 
posslblllte de regler autre chose que les problemes de rls­
ques d'lnfectlon. C'est la ralson pour laquelle Je souhalte qua 
l'article constltutlonnel solt large dans sa formulatlon, et 
qu'en meme temps II n'y alt pas de moratolre comme le pre­
volt la proposltlon subsldialre de la mlnorlte lllb que je vous 
lnvite a reJeter. 
La proposltlon subsldiaire de la minorlte llb, Je l'al dlt dans le 
debat d'entree en matlere, correspond au fond a un consen­
sus, mals alle est dlfficlle a formuler. Oll est le consensus? 
Personne ne veut de contralntes en matiere de don d'orga­
nes, meme pas de contraintes economiques pulsqu'II dolt 
etre gratult. Tout le monde souhalte qu'II y alt Information, 
c'est-a-dlre qua l'on sache dans notre soclete ce qua slgnlfle 
un don d'organes et comment on veut se posltlonner par rap­
port a. cela. Nous ne voulons pas fixer un modele auJourd'hul; 
tout le monde a reconnu que ce debat dolt etre approfondl et 
dolt avolr lleu. Nous ne conslderons donc pas que le terme 
«llbre» ajoute sufflsamment de clarte au debat. Au contralre, 
il pourralt lalsser a. penser que le modele est deja cholsl. 
SI je dls que Je me sltue un peu autrement par rapport a la 
proposltlon de la mlnorlte llb que par rapport a celles des 
mlnorites I et lllb, c'est parce que, sl vous deviez l'accepter, 
II faudralt qu'on travallle sur une formulatlon qui ne lalsse 
aucune amblguite, qul se resume a l'essentlel: absence de 
contralntes et Information. Mals vous savez blen que la plu­
part des problemes devront effectlvement etre regles au nl­
veau de la lol et que le terme «don» devralt garantlr sufflsam­
ment ce que nous voulons. 

Alors, sans iul attrlbuer la meme gravlte qu'aux deux autres 
proposltlons de mlnorlte, Je vous recommande neanmolns de 
reJeter egalement la proposltlon de la mlnorlte llb. En 
d'autres termes, adoptez la proposltlon de la majorlte de la 
commlsslon. 

Abs. 1-AI. 1 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit 121 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit I/Gross Jost 22 Stimmen 

Abs. 2-AI. 2 

Prisldent: Der Bundesrat schllesst sich der Mehrheit an, der 
Strelchungsantrag der Minderheit I Ist zurOckgezogen wor­
den. Damit entfallen die Anträge der Minderheit lla und 
GrossJost. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposltlon de la majorlte 

Abs. 3-AI. 3 

Prisldent: Hier entfällt der Antrag der Minderheit llla. 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A tltre prel/mlna/re 
FOr den Antrag der Mehrheit 96 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit llb/Gross Jost 54 Stimmen 

Definitiv - Deflnltfvement 
FOr den Antrag der Mehrheit 143 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit 1 5 Stimmen 

Abs. 4-AI. 4 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit 
FOr den Antrag der Minderheit lllb 

Zlff. II 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. II 
Proposition de /a commlss/on 
AdMrer au proJet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur /'ensemble, nomlnatlf 
(Ref.: 1298) 

96 Stimmen 
52 Stimmen 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent le projet: 
Aguet, Banga, Baumann Alexander, Baumann Stephanie, 
Beguelln, Berberat, Bezzola, Binder, Blrcher, Blasar, Bonny, 
Borel, Borer, Bortoluzzl, Burgenar, Carobblo, Cavadlnl 
Adriano, Cavalll, Chlffelle, Columberg, Comby, Couchepln, 
de Dardel, Delss, Dettllng, Dormann, Dreher, Ducrot, DOnkl, 
Dupraz, Eberhard, Egerszegl, Eggly, Ehrler, Engelberger, 
Engler, Eymann, Fasel, Fehr Lisbeth, Fllllez, Flscher-Hägg­
llngen, Fischer-Seengen, Föhn, Freund, Frey Claude, Frey 
Walter, Frlderlcl, Gadlent, Giezendanner, Grendelmeler, 
Grobet, Gros Jean-Michel, Grossenbacher, Gulsan, Gysln 
Hans Rudolf, Hafner Ursula, Heberlefn, Helm, Hess Peter, 
Hochreutener, imhof, Jeanpretre, Jutzet, Kühne, Kunz, Lan­
genberger, Lauper, Leu, Leuba, Lötseher, Maurer, Maury 
Pasquler, Meier Samuel, Moser, MOhlemann, MOller Erich, 
MOller-Hemml, Nabholz, Neblker, Ostermann, Pell!, Phlll­
pona, Pldoux, Plnl, Raggenbass, Randegger, Rattl, Rech­
stelner Paul, Roth, Ruckstuhl, Ruf, Rychen, Sandoz Marcel, 
Sandoz Suzette, Schenk, Scheurer, SchlOer, Schmid Odllo, 
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Schmid Samuel, Schmied Walter, Seiler Hanspeter, Sema­
denl, Speck, Stamm Judlth, Stamm Luzl, Stelnegger, Steine­
mann, Stelner, Stucky, Thanel, Tschopp, Tschuppert, 
Vettern, Vogel, von Allmen, Waber, Welgelt, Weyeneth, Wie­
derkehr, WittenwHer, Wyss, Zapfl, Zlegler, Zwygart (124) 

Dagegen stimmen - Rejettent Je pro/et: 
Baumann Ruedl, Bäumlln, BOhlmann, Fankhauser, Goll, 
Gonseth, Gysln Remo, Herczog, Hollenstein, Meier Hans, 
Stump, ThOr, Vollmer, von Feiten, Weber Agnes, Wldmer, 
Zblnden (17) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstlennent: 
AeppH, Diener, Gross Jost, Ganter, Jans, Leemann, 
Tschäppät (7) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuseslabsents: 
Alder, Aregger, Bangerter, Baumberger, Blocher, Bosshard, 
Brunner Tonl, BOhrer, Caccla, Christen, David, Durrer, Epl­
ney, Fässler, Fahr Hans, Fritschl, Gross Andreas, Gusset, 
Haering Binder, Hämmerle, Hasler Ernst, Hegetschweller, 
Hass Otto, Hubacher, Hubmann, Jaquet, Keller, Kofmel, 
Lachat, Ledergerber, Loeb, Loretan Otto, Maltre, Marti Wer­
ner, Maspoll, Meyer Theo, Oehrll, Rechstelner Rudolf, Renn-
wald, Ruffy, Scharrer Simon, Spielmann, Steffen, 
Strahm, Suter, Teuscher, r, Vallendar, Vennot, Widrig 

(51) 

Präsident, stimmt nicht- Presldent, ne vote pas: 
Leuenberger (1) 

An den Ständerat-Au Conse/1 des Etats 

Präsident: Wir sind unprogrammgemäss bereits am Ende 
der Traktandenliste angekommen. Das Ist darauf zurückzu­
führen, dass Sie sich In Ihren Redezelten selber um die 
Hälfte gekürzt haben. Ich danke Ihnen dafür und gönne Ihnen 
eine etwas längere Mittagspause als sonst. 

Schluss der Sitzung um 11.40 Uhr 
La seance est Jevee a 11 h 40 
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Transplantationsmedlzin. 
Verfassungsbestimmung 
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Botschaft und Beschlussentwurf vom 23. April 1997 (BBI 1997111 653) 
Message et pro]et d'arr6te du 23 avril 1997 (FF 1997111613) 
Beschluss des Nationalrates vom 2. Dezember 1997 
D6clslon du Conseil national du 2 d6cembre 1997 

Eintretensdebatte - Dabat d'entrae en matlere 

Rochat Erle (L, VD), rapporteur: Alors que c'est en 1964 
que tut effectuee la premlere greffe de rein en Sulsse, notre 
pays demeure etrangement un des demlers pays europeens 
a ne posseder aucune dlsposltlon legale qul reglemente le 
domalne de la transplantatlon d'organes, de tlssus ou de 
cellules. C'est l'arrete federal du 22 mars 1996 sur le con­
tröle du sang, des prodults sangulns et des transplants qui 
constltue la toute premlere dlsposltlon federale en matlere 
de protection contre les lnfections et le commerce des trans­
plants. 
Et pourtant, notre pays a connu des developpements specta­
culalres en la matlere, pulsqu'en 1997, ce ne sont pas molns 
de 35 greffes de coeur, 16 de poumon, 55 de fole, 6 de pan­
creas et 236 de rein qul ont ete effectuees, soft 348 au total 
contre 357 l'annee precedente. Nous pouvons y ajouter plus 
de 200 greffes de moelle osseuse. 
SI on compte ces 30 demleres annees, aucun derapage n'a 
eu a etre deplore. II n'en demeure pas molns que nous ne 
pouvons plus nous contenter de regles et de prlnclpes gem~­
raux, de dlsposltlons emanant de milleux prlves ou semi-pu­
bllcs comme les dlrectives de l'Academle sulsse des sclen­
ces medicales, datant de 1981 deja, nl d'allleurs de leglsla­
tlons cantonales disparates et incompletes. 
La transplantatlon d'organes est un domalne dans lequel la 
collaboratlon entre cantons, mleux, entre pays, est indispen­
sable. Une leglslatlon unique est souhaltable, qu'II s'aglsse 
de la repartltlon des organes disponibles, de la reglementa­
tlon du don et du commerce d'organes, qu'II s'aglsse de la 
protectlon contre les lnfections, qu'II s'aglsse du respect du 
donneur et du receveur, qu'II s'aglsse enfln du dellcat sujet de 
la xenotransplantatlon. 
Un nouvel artlcle constltutlonnel est aujourd'hul necessalre. 
II est ardemment demande par tous ceux qui sont concemes 
par Ja transplantatlon, qu'lls soient des patients, qu'lls solent 
des medeclns. 
Le Conseil federal nous propose un artlcle 24decles adequa­
tement place apres l'artlcle 24novles qul tralte de la procrea­
tion et du genle genetlque. En plus de la competence legisla­
tive, le projet du Conseil federal retient trols elements de pre­
mlere lmportance: 
1. la protectlon de la dlgnlte humalne, de la personnalite et de 
lasante; 
2. la gratulte du don d'organes, de tlssus ou de cellules; 
3. la repartltlon equltable des organes a dlsposltlon. 
Lors de ses debats, le Conseil national a ajoute une qua­
trleme disposltlon qul lnterdlt clalrement le commerce d'or­
ganes. 
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Le message du Conseil federal fourmllle de renselgnements 
lnteressants sur les transplantatlons d'organes, et Je n'y re­
vlendral pas. Je soullgneral tout au plus le manque crolssant 
d'organes et de donneurs, nombre qul contraste avec l'ame­
lloratlon des possibilltes de greffe et la securlte toujours plus 
grande garantle au receveur. 
Nous decouvrlrons que les causes de cette evolutlon regret­
table sont multiples. Nous apprendrons aussl qu'II n'exlste 
pas de solutlon alsee a cette sltuatlon, mals un falsceau d'ln­
cltatlons posslbles, allant du soutlen aux höpltaux qut prele­
vent tes organes dans de bonnes conditions a t'informatlon 
large et repetee du public sur les conditions du prelevement. 
La deflnltion de la mort cllnlque et la possiblllte pour chacun, 
le cas echeant, de beneflcler d'une greffe d'organes qul lul 
est necessalre sont egalement des elements lmportants. 
Apres avotr entendu Juristes et medeclns, apres avolr longue­
ment dellbere, votre commlsslon est entree en matlere sans 
opposltlon sur le projet du Conseil federal. Elle a deslre ce­
pendant confler a une sous-commlsslon le soln de se pen­
cher sur les reserves exprlmees par certalns Jurlstes sur la 
necesslte d'un tel artlcle et diverses proposltlons provenant 
de la commlsslon elle-mäme. Dans une ultima seance enfln, 
votre commlsslon s'est ralllee unanlmement au texte elabore 
par le Conseil national. 
Me reservant d'y revenlr lors de l'examen de detall, j'almerats 
aborder malntenant quelques polnts partlcullerement lmpor­
tants ayant tralt a cet artlcle constitutlonnel. 
La premlere phrase de l'allnea 1er contlent taut d'abord lm­
pllcltement las dlsposltlons necessalres pour leglferer dans le 
domalne de la xenotransplantatlon. En parlant en effet de 
transplantatlon d'organes, de tlssus et de cellules sans precl­
ser leur orlglne humalne ou anlmale, l'artlcle constltutlonnel 
cree cette competence. 
Certalns se demanderont pourquol la xenotransplantatlon -
dont je rappelle le stade de developpement tout a falt experi­
mental a l'heure actuelle - n'est pas cltee nommement, 
lorsqu'on connall surtout la senslblllte de certalns groupes de 
notre populatlon a ce sujet. D'autres s'lnterrogeront sur l'ab­
sence de mentlon de l'lmplantatlon, qul conslste a placer 
dans le corps des tlssus, mals aussl des matleres Inertes. 
La solutlon proposee reunlt en une meme phrase la trans­
plantatlon et ses sous-ensembles qua sont la xenotransplan­
tatlon et l'lmplantatlon, le tout dans une formulatlon clalre, 
susceptlble d'adaptation a l'evolution des technlques et des 
connalssances. Votre commlsslon a prefere cette solution a 
des proposltlons plus detalllees, lalssant a la lol le soln de de­
flnlr les dlsposltlons qul s'appllquent aux dlfferents champs 
d'actlvlte. 
Soullgnons une fols encore qu'II sera desormals possfble de 
leglferer dans fe domalne de la xenotransplantatlon, et plus 
seulement pour les rlsques lnfectleux qua cette technlque 
presente. 
La seconde phrase de l'allnea 1er fait cralndre la redon­
dance, que ce solt par reference aux artlcles precedents, que 
ce solt par la Juxtaposition des termes: dlgnlte humalne, per­
sonnallte et sante. Les expllcatlons des experts ont con­
valncu votre commlsslon. Dans tous les cas de transplanta­
tlon, en effet, II est necessalre de tenlr campte et de la dlgnlte 
humalne du donneur, et de la sante du receveur; mals aussl 
des drolts de la personnallte des deux personnes en cause, 
de l'anonymat comme du deslr d'ätre ou non donneur d'orga­
nes. II n'y a donc pas cumul de concepts. Cette deuxleme 
phrase de l'allnea 1 er decrlt sobrement le champ complet des 
protectlons necessalres a la reallsatlon des transplantatlons. 
Votre commlsslon a sulvl le Conseil national dans le decou­
page nouveau qu'll a falt de l'allnea 2 du Conseil federal. Elle 
reprend tout d'abord la notlon d'equite ou de repartltlon equl­
table des organes. Elle se refuse en revanche a inscrlre une 

qul seralt lrreallsable. 
soucle d'evlter que des conslderatlons autres que me­

dlcales pulssent lnflechlr les regles d'attrlbutlon des organes 
a dispositlon, qu'elles solent des considerations flnancieres, 
soclales, ethnlques ou mäme polltlques. Puls, dans l'allnea 3 
nouveau, la commlsslon reprend a. son compte las deux con­
cepts blen deflnls par le Conseil national: d'une part, la gra-
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tuite du don d'organes, de tlssus ou de cellules, d'autre part, 
l'interdlctlon du commerce d'organes. Cette difference orga­
nes/tlssus/cellules n'est pas une taute de style, nl une habl­
lete Juridlque. Elle correspond a une reallte medlcale dans le 
domalne de la transplantatlon. 
Concemant les organes en effet, le soucl permanent des or­
ganisatlons de transplantatlons et des chlrurglens qul les ef­
fectuent est d'eviter le commerce d'organes. Certes, II nous 
faut faire la part des rumeurs qul attrlbuent perlodlquement a 
certalns pays l'histolre maintenant fameuse de la personne 
qu'on enleve, qu'on anesthesle, qu'on prlve d'un rein et qu'on 
retrouve enfln, amneslque, au bord d'une route. Les exlgen­
ces de quallte, de speclflclte et de sante pour l'organe en 
questlon s'lnscrlvent en faux contre de telles rumeurs qul re­
levant de procedes hasardeux et criminels. II est certain en 
revanche que, pour des ralsons economiques, certalns pour­
ralent etre tentes de mettre a dlsposltlon leurs organes contre 
remuneratlon. Swlsstransplant et l'Academle sulsse des 
sclences medlcales se sont tou]ours opposees avec la der­
nlere vlgueur a un tel marche. 
II en est autrement en revanche pour les tlssus et les cellules. 
Le premler exemple pour cela est, blen entendu, le sang que 
beaucoup d'entre nous offrent pour etre transfuse a d'autres 
personnes. SI le don de cellules et d'autres tlssus demeure 
gratult, les traltements, les clonages, les devltallsations dont 
lls sont l'objet les modlflent senslblement, et l'lnterdlctlon de 
commerclallsatlon ne sauralt plus leur etre appllquee aussl 
strlctement. Pensons slmplement aux divers serums lssus de 
plasma humaln, que nous payons lorsqu'il s'aglt de nous pre-­
munlr contre certalnes maladles allant de l'hepatlte aux 
orelllons. 
A]outons encore qu'en parlant de gratulte de don d'organes 
et d'lnterdlctlon de leur commerce, le Conseil federal n'en­
tend pas lnterdire l'lndemnlsatlon des manoeuvres medlcales 
et technlques qul sont necessalres a valorlser l'organe pour 
l'lmplanter. 
Avant de conclure, J'almerals encore evoquer trois sujets qul 
ont retenu notre attentlon: 
1. Le premler conceme la deflnltlon de la mort. Cette definl­
tlon est necessalre car le prelevement d'organes et les chan­
ces de les lmplanter valablement en dependent etrottement. 
Nous n'avons pas voulu l'lnscrlre dans la constltutlon: les re­
gles de cette deflnltlon sont actuellement entre les malns de 
l'Academle sulsse des sclences medlcales et donnent toute 
satisfactlon. La lol determinera sous quelle forme ces dlrectl­
ves seront lnscrltes dans les textes et quelles seront leurs re­
latlons avec l'evolutlon permanente de la sclence medlcale 
en la matlere. 
2. Le second polnt touche au consentement en cas de don 
d'organes. Faut-11 un acqulescement prealable clalr du don­
neur, conflrme par l'entourage? Ou l'absence d'une dlsposl­
tlon lnterdlsant le prelevement permet-elle de proceder auto­
matiquement? Les senslbllltes sont encore tres contrastees 
sur ce sujet, et II n'est par allleurs pas certain que des dlspo­
sltlons apparemment plus contralgnantes, de type consente­
ment lmpllclte, facllltent reellement le travall des medeclns 
qul prelevent. L'experlence montre blen qu'II est dlfflcllement 
concevable de prelever un organe sur un donneur en etat de 
mort cerebrale, sans en reterer a ses proches, quol qu'auto­
rlse la loL 
3. Le trolsleme polnt a retenu longtemps l'attentlon de Ja com­
mlsslon: faut-11, oul ou non, lnscrlre dans la constltutlon le de­
volr pour la Confederatlon d'encourager le don d'organes, de 
cellules et de tlssus? Devant le besoln reel d'organes, devant 
le manque crolssant de donneurs, devant les progres medl­
caux qul permettent la greffe lä. ou elle etalt hier encore lm­
posslble, nous etlons nombreux, professlonnels et parlemen­
taires, a souhalter une teile disposltlon constltutlonnelle. Elle 
ne flgure pourtant pas dans le projet de votre commlsslon, 
meme sl Mme Brunner Christiane va presenter un amende­
ment pour l'lntrodulre comme un allnea 4. 
Quelles sont alors les ralsons qul ont lnclte votre commlsslon 
a se prlver d'une telle dlsposltlon lncltatlve? II y a, blen en­
tendu, les ralsons economlques - et vous comprendrez que, 
meme dans un domalne comme celul-cl, nous n'ayons pas 
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souhalte donner de nouvelles täches a la Confederation. II y 
a ensulte l'etendue de l'encouragement souhaltable. La Con­
federatlon pourralt se limlter a des campagnes d'lnformatlon. 
Nous savons que le succes remporte par les campagnes 
d'lncltation en Espagne, qul est un pays modele en la ma­
tiere, est etroltement lle, lul, aux encouragements flnanclers 
qul ont ete prodigues aux höpltaux qul s'afflchent dans le pre­
levement d'organes. Flnalement, l'allnea 1 er, prls dans son 
acceptlon generale, permet a la Confederatlon de prendre 
toute prescrlptlon dans le domalne de la transplantatlon d'or­
ganes, de tlssus et de cellules, donc aussl les mesures d'en­
couragement et d'lncltation souhaltees. 
Faut-11 alors vralment a]outer une dlsposltlon contralgnante? 
Mme Drelfuss, conselllere federale, a tres clalrement ex­
prima devant la commlsslon ses Intentions de soutenlr, dans 
le domaine de la transplantatlon, une Information de qualite 
respectant la consclence populalre, aldant les lnstltutlons 
sans se substituer a alles. Je lul saural gre de blen voulolr 
nous repeter ces propos devant notre Conseil. 
Au nom de la commlsslon, Je vous encourage a accepter l'ar­
tlcle constitutlonnel 24decles qul nous est propose. Les pa­
tlents transplantes et leurs assoclatlons, les medeclns trans­
planteurs et Swlsstransplant ont un besoln urgent d'une teile 
dispositlon. SI nous nous declarons lcl decldes a encourager 
chacun a ~tre donneur d'organes, le cas echeant, II est bon 
en concluslon de rappeler aussl que chacun est susceptlble 
un Jour de beneflcler d'un organe qu'un molns chanceux que 
lul aura eu l'humanlte et la consclence de lul ceder. 

Forster Erika (R, SG): Der Transplantatlonsmedlzln kommt 
heute eine enorme Bedeutung zu. Vlele Menschen verdan­
ken Ihr eine grundlegende Verbesserung Ihrer Lebensquali­
tät oder gar Ihr Leben. Neue technische Errungenschaften 
haben In den letzten Jahren neue Möglichkeiten eröffnet. Die 
medizinische Entwicklung geht weiter, rascher als die Ge­
setzgebung und rascher, als dies vielen von uns möglicher­
weise lieb Ist. Wir wollen aber einen verantwortungsbewuss­
ten Umgang mit dieser Medizin. Auch hier wie In der Gen­
technologie gilt es, einen Rahmen zu geben, den wir sowohl 
ethisch als auch moralisch vertreten können. 
Dem hohen Niveau der schweizerischen Transplantatlons­
medizln steht heute aber nach meiner Meinung ein grund­
sätzliches Vakuum gegenOber. Wohl haben alle Kantone In 
Ihre Gesundheitsgesetze Vorschriften Ober die Organtrans­
plantation aufgenommen. Ich bin aber der Meinung, dass wir 
es nicht mehr länger vertreten können, Je nach Kanton unter­
schiedliche Voraussetzungen tor die Organentnahme zu ha­
ben, nämlich stillschweigende Akzeptanz oder ausdrOckllche 
Zustimmung zur Entnahme, zur Zuteilung oder zum Umgang 
mit Transplantaten. Allerdings verfügen nur zwanzig Kantone 
Oberhaupt Ober eine Regelung betreffend Spendeentnahme 
und Transplantation von Organen, und selbst diese sind un­
vollständig und grösstentells nicht mehr zeltgemäss. Zudem 
unterscheidet sich die Handhabung teilweise wesentlich. Ein 
Verfassungsartikel schafft demgegenOber Klarheit und Ein­
heitlichkeit In der Schweiz. 
Wenn auch In unserem Land Organhandel nie stattgefunden 
hat, Ist es trotzdem wichtig, eine solche Entwicklung bereits 
In der Verfassung zu verbieten. Der vorliegende Verfas­
sungsartikel Ist Ja nicht nur Kompetenznorm, sondern er Ist 
tor den Bund Verpflichtung zu legiferleren. Der Artikel Ist of­
fen formuliert, enthält aber doch gewisse Leitplanken. Die of­
fene Formulierung erlaubt es auch dem Gesetzgeber, der 
schnell fortschreitenden Entwicklung Rechnung zu tragen. 
Zentrale Elemente sind die Unentgeltllchkelt der Organ­
spende und die gerechte Zuteilung der Organe. Sicher gehö­
ren beide Elemente als Leitplanken In einen Verfassungsar­
tikel. Die Zuteilung darf nicht einfach dem freien Markt Ober­
lassen werden, sonst werden finanzielle Möglichkeiten aus­
schlaggebend sein, was vom ethischen Standpunkt her nicht 
haltbar Ist. 
Das Gesetz soll auch tor eine rechtsglelche Behandlung aller 
Patientinnen und Patienten sorgen. Welche Kriterien tor eine 
gerechte Zuteilung gelten sollen, Ist einfacher zu diskutieren 
und In Worte zu fassen, als dies Juristisch möglich Ist. Bereits 

die Vernehmlassung zum Verfassungsartikel hat gezeigt, 
dass die Formulierung «gerechte Zuteilung» von einigen als 
zu offen empfunden wurde. Heute nehmen Fachinstanzen 
Ihre Aufgaben wahr, und eine Kontrolle Ist durch die Melde­
pflicht gewährleistet. Hier werden entsprechende Kriterien 
noch zu diskutieren sein. Dies zeigt, dass die wirklich ent­
scheidenden Kontroversen erst bei den Debatten um das 
Transplantatlonsgesetz stattfinden werden, dessen Grund­
lage der Verfassungsartikel Ist. Dann wird es darum gehen, 
die Frage des Todeszeltpunktes zu klären; aber auch die Zu­
stimmung des Spenders bzw. seiner Angehörigen muss ge­
regelt werden. 
Noch einige Worte zum leidigen Problem der Organspenden: 
Die Fortschritte In der Transplantatlonsmedlzln haben vielen 
Menschen neue Lebensqualität und Hoffnung geschenkt. 
Dennoch sterben Immer noch viele Patientinnen und Patien­
ten, die auf ein neues Organ warten. Der Organmangel Ist 
kein schweizerisches Problem, Diskussionen darClber gibt es 
auch In den USA und In den meisten europäischen Staaten. 
In der Schweiz, denke Ich, Ist es vor allem das Verdienst der 
Stiftung Swlsstransplant, mit der Einführung eines Spender­
ausweises das Bewusstsein tor den Nutzen von Organtrans­
plantationen erhöht zu haben. 
Dies reicht aber bei weitem nicht; die Spendebereltschaft 
muss gesteigert werden. Ich denke: Wir sind alle aufgefor­
dert, durch Aufklärungsarbeit diese gute Sache zu unterstOt­
zen. Zu prOfen wäre, ob sich der Bund nicht noch stärker auf 
diesem Gebiet engagieren sollte, etwa durch vermehrte Un­
terstOtzung von Aufrufen tor Organspenden oder durch Mitfi­
nanzierung von Kampagnen. Ich möchte Sie, Frau Bundes­
rätin, einfach bitten, Oberall, wo es möglich Ist, UnterstCltzung 
zu gewähren und Immer wieder auf diese Problematik hinzu­
weisen. 
Diese Aufgabe kann aber bereits heute vom Bund wahrge­
nommen werden. Ob es hierzu eine Verfassungsbestim­
mung braucht, wie sie uns von Frau Brunner In einem Antrag 
vorgeschlagen wird, bezweifle Ich. Ich wOrde mich allenfalls 
eines Besseren belehren lassen und könnte dann auch dem 
Antrag Brunner Christiane zustimmen. Wenn aber Frau Bun­
desrätin hier noch einmal erklärt, dass eine Verfassungsbe­
stimmung nicht notwendig Ist, dann bitte Ich Sie einfach, den 
Anträgen der Kommission zuzustimmen und den Antrag 
Brunner Christiane abzulehnen. 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: Nous en sommes en­
core au stade de l'entree en matlere et nous menerons cer­
talnement la dlscusslon sur la proposltlon Brunner Chris­
tiane, tout a l'heure. Je n'al vralment que tres peu de choses 
a a]outer aux excellentes presentatlons faltes par M. Rochat 
et Mme Forster. 
1. Je voudrals soullgner tout slmplement dans quel envlron­
nement se deroule ce besoln d'harmonlsatlon entre les regle­
mentatlons cantonales, en cltant un exemple recent dont on 
a parle, qul est presque anecdotlque: recemment, une per­
sonne accldentee est decedee, la mort cerebrale ayant ete 
constatee. C'est sur le plan europeen que la questlon s'est 
posee de savolr qul pourralt beneflcler des organes preleves 
et, dans la nult, se sont retrouves a l'höpltal de Geneve qua­
tre medeclns expedles l'un de Paris, l'autre de Londres, 
l'autre de Zurlch et le quatrleme de Je ne sals plus ou, chaque 
fols avec entre les malns un espolr de vle pour un patlent 
hospltallse dans l'une de ces capltales ou dans l'un de ces 
pays. II est clalr que lorsque le reseau de dlstrlbutlon des pos­
slbllltes de survle se falt aux dlmenslons du contlnent, on ne 
peut pas se contenter de reglementatlons contradlctolres et 
lacunalres sur le plan cantonal. Je vous remercle donc de 
soutenlr le projet de donner une base constltutlonnelle a cela, 
et nous le verrons tout a l'heure en dlscutant de la proposltlon 
Brunner Christiane. 
Nous conslderons que l'allnea 1 er, que nous vous proposons 
et que vous ~tes pr~ts a soutenlr, nous donne une compe­
tence tout a falt large dans ce domalne et, selon les besolns, 
permettra d'ajuster une leglslatlon plus ou molns d'lnterven­
tion de la Confederatlon, selon les besolns qul se feront sen­
tir. 
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2. J'almerals soullgner ce qu'a dlt M. Rochat, notamment que 
sl nous avons actuellement - je ne sais plus exactement la 
proportlon exacte, mals grosso modo - une moltle de can­
tons qul ont adopte la regle du consentement expllcite et 
l'autre qul ont une leglslatlon, celle de la non-oppositlon, la 
dlfference est mlneure. La declslon du Tribunal federal sur la 
leglslatlon genevolse le montre blen: mäme dans le cas ou 
l'on se contente d'une non-opposltlon, un reel travall d'infor­
matlon du patlent et de la famille doit Atre falt, afln que nous 
ayons la garantle de ne pas choquer, dans ce sens-la, lesen­
tlment de respect des morts que l'on peut eprouver. SI vous 
me permettez d'allleurs de faire le llen avec l'objet precedent, 
je dlral qua je partage tout a fait le soucl de ce respect des 
morts a propos duquel, tout en le comprenant, Je n'al pas 
montre de dlsposltlon a modlfler la leglslatlon dans le do­
malne des archlves, objet dont on vlent de debattre. 
Nous avons donc la des dlfferences mlneures et II nous fau­
dra, dans le cadre de la leglslatlon, volr a quelle solutlon nous 
donnerons la preference. 
3. A ce propos, permettez-mol de dlre quel est le plan du 
Consell federal pour passer ensuite de l'artlcle constitutlon­
nel a la leglslatlon. 
Vous le savez, II y a d'abord la questlon de la xenotransplan­
tatlon, chaudement debattue au Conseil national en decem­
bre 1997, avec des propositlons de moratolre dans ce do­
malne. II y a eu motlons - motion Onken (93.3573), motlon 
Huber (94.3052) - demandant au Conseil federal de regler la 
xenotransplantatlon et de la soumettre a autorlsatlon. Nous 
avons une base legale qut n'est pas tres large pulsque, 
comme l'a dit M. Rochat, alle permet d'aglr pour evlter des 
risques d'lnfectlon. La sltuatlon actuelle nous permet de de­
clarer un moratolre de falt avec une modiflcation de l'arräte 
federal sur le contröle du sang, des prodults sangulns et des 
transplants, surtout en ce qui conceme les organes propre­
ment dlts. Le Conseil federal a adopte un message sur la mo­
dlflcatlon de cet arräte federal en date du 3 Juln 1998. Le tra­
vall parlementalre peut donc Atre lmmedlatement entreprls et 
aboutlr encore cette annee. 
En ce qul conceme la lol proprement dlte, j'almerals souiigner 
que sl la declslon parlementalre peut tomber pendant la ses­
slon d'ete 1998, nous pourrlons envlsager une votatlon en fln 
novembre de cette annee. Notre Intention est de poursulvre 
la preparatlon de la lol d'lcl la date de la votatlon, ce qul nous 
permettrait ensuite de prendre une declslon sur la base d'une 
procedure de consultatlon tres large et approfondle, et de 
pouvolr vous proposer une declslon avant Janvler de l'annee 
prochalne. Le debat parlementalre pourralt alors avolr lleu en 
l'an 2000 et nous pensons a une entree en vtgueur de ta lol 
au debut de 2002. Vous voyez qua nous agissons aussl rapl­
dement que posslble, et nous vous remerclons de nous sou­
tenlr dans cet effort d'aller rapldement de l'avant. 
Je vous lnvlte donc a entrer en matlere sur la propositlon de 
votre commlsslon, qul correspond a celle du Conseil natio­
nal. Mals je crois, Monsieur le Presldent, qua la courtolsle me 
demande d'attendre d'avolr entendu le developpement de la 
proposltlon Brunner Christiane avant de faire les declara­
tlons qua l'on attend de moi, et qul pourralent peut-Atre en­
sulte permettre a Mme Brunner, tranqulll!see, de se poser la 
questlon de savolr sl son amendement est vralment neces­
salre. 

Eintraten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en mattere est decldea sans Opposition 

Bundesbeschluss betreffend eine Verfassungsbestlm• 
mung Qber die Transplantatlonsmedlzln 
Arrtte federal concernant un artlcle constltutlonnel sur 
la medeclne de la transplantatlon 

Datallbaratung - Examen de deta/1 

Tltel und Ingress, Zlff. l Einleitung, Art. 24decles Abs. 1-3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Tltre et preambule, eh. l lntroductlon, art. 24decles al. 1-3 
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Art. 24decles Abs. 4 
Antrag Brunnar Christiane 
Der Bund fördert durch Information der Bevölkerung die Be­
reitschaft zur Organspende. 

Art. 24decles al. 4 
Proposition Brunner Christiane 
La Confederatlon encourage le don d'organes en Informant 
la populatlon sur sa necessite. 

Brunner Christiane (S, GE): En llsant le message du Conseil 
federal, nous avons prls acta que dans notre pays le nombre 
de donneurs d'organes est tres bas par rapport a la popula­
tlon residente et par rapport aux besolns. Dans d'autres pays 
europeens, las pourcentages de donneurs sont plus eleves 
et II sembleralt blen qu'a la base de cette situatton II y alt un 
probleme d'lnformatlon et de senslblllsatlon de la populatlon. 
Pour remedler a ce probleme, j'avals depose en commlsslon 
une proposltlon qul demandalt a la Confederatlon de prendre 
des mesures en vue d'encourager les dons d'organes. Cette 
proposltlon pouvalt Atre comprlse comme un elarglssement 
des competences de la Confederatlon a d'autres mesures 
qua l'lnformatlon efflcace de la populatlon. Elle n'a flnalement 
pas ete retenue par la commlsslon qul ne voulalt pas que la 
Confederatlon solt llee par des mesures allant plus loin qua 
l'informatlon approprlee destlnee a encourager le don d'or­
ganes. 
Je refals lcl une tentative avec une nouvelle formulatlon plus 
etrolte et plus clblee, sous la forme d'un nouvel allnea 4, 
parce que j'estlme que Je probleme de l'lnformatlon est lm­
portant. Malgre les efforts deployes par la Fondatlon Swiss­
transplant, II n'y a de loln pas sufflsamment de donneurs par 
rapport aux llstes d'attente. Swlsstransplant est la seule fon­
datlon nationale pour Je don et la transplantatlon d'organes. 
Elle foncttonne sur la base du volontarlat. Elle est actuelle­
ment confrontee a des grandes dlfflcultes parce qu'en Sulsse 
le nombre de donneurs dlmlnue constamment. Et II est tout 
de mäme choquant d'apprendre qu'II y a des llstes d'attente 
de plusleurs centalnes de personnes et que celles--cl atten­
dent pendant des annees la chance d'une greffe. II taut lma­
glner ce que cela slgnlfle de vlvre pendant des annees entre 
l'espolr et la reslgnatlon. Un malade sur quatre finit d'allleurs 
par mourlr, faute d'avolr pu beneflcler du don de l'organe dont 
II aurait eu besoln pour survlvre. Pourtant, notre pays dlspose 
de structures medicales et du savoir-faire necessaire. Mals 
ces structures et ce savolr-faire ne profltent qu'a une petlte 
partle des malades concemes, lalssant les autres sans alde. 
Je suls convalncue qu'une polltlque actlve d'lnformatlon 
ameneralt plus de personnes a se mettre a dlsposltlon pour 
un don d'organes. La Fondatlon Swlsstransplant falt beau­
coup d'efforts, mals lls ne sufflsent pas pour attelndre et sen­
sibiliser l'ensemble de la populatlon. Elle met par exemple a 
dlspositlon une carte de donneur que toute personne peut 
porter sur sol et alnsl slgnlfler qu'elle est d'accord pour que 
l'on preleve des organes sl eile decede, dans le but de les 
greffer sur une autre personne. 
J'al dlstrlbue et montre cette carte en commlssion, or per­
sonne ne la connalssalt. Cette carte de donneur n'est pas 
connue et est relatlvement peu utlllsee. 
II y a certainement des personnes qul refusent le don d'orga­
nes par prlncipe, pour des ralsons de convlctlons ou de rell­
glon. Mals II y a beaucoup plus de personnes qul, soit ne con­
nalssent pas le probleme du manque d'organes, solt ont des 
hesltatlons ou des cralntes par rapport aux clrconstances ou 
aux modalites du prelevement par exemple. C'est cette cate­
gorle-la de la populatlon qul repondrait favorablement a une 
Information objectlve approprlee. 
Sans faire de l'lncltatlon, II s'agit slmplement d'lnformer sur ce 
qua la medeclne de la transplantatlon peut faire et de laisser 
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ensuite aux gens le cholx de se mettre a dlsposltlon pour un 
don d'organes. Je suls convafncue que beaucoup de person­
nes cholslrafent de faire ce pas par solldarlte humalne, sl al­
les etalent au courant de cette possfblfite et sl alles savalent 
que cette posslblllte permet de sauver des vles humalnes. 
Je vous lnvlte donc a soutenlr ma proposltlon qul lalsse par 
ailleurs toute latltude au Conseil federal de definlr la forme et 
l'ampleur qu'll entend donner a l'lnformatlon de la populatlon. 
Marne sl le Conseil federal dlspose lmplfcltement de la com­
petence necessalre sur la base de l'alfnea 1 er de cet artlcle, 
j'estlme qu'll est bon d'lnscrlre cette competence explfcite­
ment dans la constitutlon, car nous aurons alnsi falt un pas 
en avant. 

Rochat Erle (L, VD), rapporteur: Je ne peux evldemment 
qu'ätre d'accord avec le constat que dresse en debut de son 
Intervention Mme Brunner. J'almerals cependant ajouter une 
autre explfcatlon aux dlfficultes que rencontre Swlsstrans­
plant. Tout d'abord, concernant Swlsstransplant, la questlon 
s'est posee de savolr quel etalt le statut de cette Institution et 
a quol eile correspondalt. En falt, eile correspond surtout a 
une necessite. Nous l'avons dlt, Mme Drelfuss, conselllere 
federale, a donne un exemple europeen, nous avons des 
exemples sulsses: on ne trouve par forcement l'organe la Oll 
est celul qui est capable de le recevoir, et II seralt regrettable 
qu'un organe «vaudols», sf j'ose l'expresslon, ne pulsse ätre 
donne lmmedlatement a un Salnt-Gaflols, alors que c'est 
seulement un Salnt-Gallols qul, a ce moment-la, presente les 
caracterlstlques permettant de recevolr et de conserver cet 
organe. C'est la mäme chose avec les autres pays d'Europe. 
Donc, Swlsstransplant est une necessite. II y a peut-ätre, II y 
a certalnement un nombre de donneurs qul ne va pas en aug­
mentatlon. Mals II y a surtout des dlfflcultes qul sont lfees au 
prelevement mäme des organes. On ne preleve pas un or­
gane n'lmporte comment et n'lmporte oll. II taut une lnfra­
structure s0re, II taut des equlpes prätes a le faire 24 heures 
sur 24. II taut des equipes prätes non seulement a prelever 
l'organe, mals a le conserver, a le transmettre et a le trans­
porter. 
Et les difflcultes qu'ont par exemple les höpltaux a !'heure ac­
tuelfe avec les cafsses-maladle qul ne prennent pas en 
charge le prelevement de l'organe, meme sl alles prennent 
en charge la greffe de cet organe par la sulte, creent dans la 
situatlon ffnanclere que nous connaissons tous dans le do­
maine de la sante publfque, II taut le dire, un certaln rafrai­
chfssement de l'atmosphere. On ne preleve plus avec autant 
de zele, on ne preleve peut-ätre plus en autant d'endrolts 
qu'on le falsalt auparavant. C'est une autre expllcatlon et II 
est vral qu'une competence federale pourralt ätre exercee au 
nlveau des calsses-maladle. 
La premlere phrase de l'allnea 1 er, je l'al dlt dans le debat 
d'entree en matlere, a semble a la commlsslon plus appro­
priee qu'un aflnea 4. D'une part, et c'est la molndre des ral­
sons, parce que, dans un artlcle constltutlonnel, cet encoura­
gement a l'fnformatlon nous semble peut-ätre un peu leger 
par rapport au polds et a la gravlte des trols premlers allneas. 
Mals surtout parce qu'II donne la posslblllte a fa fols d'lnterve­
nfr sur fe plan des calsses-maladle, sur le plan de l'lnforma­
tion, mafs aussl sur le plan des accords fnternatlonaux, sl 
ceux-ci, s'averent necessalres; on vfent d'en avolr un exem­
pfe. 
Dans ce sens-la, apres une longue dlscusslon, apres avolr 
temolgne tout son lnterät pour la propositfon Brunner Chris­
tiane, la commlsslon s'est rallfee au Conseil federal en prefe­
rant la formulatfon plus !arge d'un alfnea 1 er a celle, plus mar­
ginale, d'un allnea 4 qul vous est propose aujourd'hul. 
C'est pour cela qu'au nom de la commission, je vous recom­
mande de vous en tenlr flnalement a la solutlon qul a ete re­
tenue par le Conseil national dans son ensemble. 

Cottier Anton (C, FR): Comme le rapporteur vlent de le dlre, 
la commlssion a eu a trancher une proposltlon semblable du­
rant ses travaux. Le but qul conslste a senslbllfser l'oplnlon et 
a susclter un etat d'esprlt favorable au don d'organes n'est 
pas du tout conteste ni par la commlsslon, nl meme, je pense, 

par le Conseil federal. Mals cette täche est deja comprise 
dans la competence generale de l'aflnea 1 er. La commlssfon 
a estlme qu'fl sufflsalt slmplement de preclser en plenum 
qu'une politlque d'lnformatlon et d'encouragement etalt pos­
slble pour le Conseil federal; mals eile ne voulalt aucune obll­
gatlon. La verslon proposee par la commlsslon ne prlve pas 
le Conseil federal de sa competence, mafs eile ne luf fmpose 
pas non plus d'obllgatlon, alors que la proposftfon Brunner 
Christiane obllgeralt le Conseil federal a aglr. 
La semafne passee, notre Conseil a refuse, dans le but de re­
tabllr l'equllibre budgetafre, un changement d'lmpöts qul ten­
dait a promouvofr la proprlete du logement famfllal et cette 
decfsion, sl dure qu'elfe ait paru, etait approprfee. II ne suffit 
pas de penser aux ffnances dans les grandes decfsfons seu­
lement: l'equfllbre ffnancler se falt aussl par une multltude de 
petltes declsfons Oll de nouvelles depenses de 1 ou 5 millfons 
de francs sont contractees par-cl, par-la. SI vous acceptez la 
proposltlon Brunner Christiane, vous devrez voter chaque 
annee, de fa1ton obUgatolre et necessalre, une nouvelle de­
pense, alors que sl vous sulvez la verslon de la commfsslon, 
la depense ne sera pas obllgatolre. Une actlon d'encourage­
ment et une actlon en matlere de transplantatlon exlste deja 
aujourd'hul. Elle est ffnancee par des fonds publlcs et prlves. 
Or, en Imposant une obllgatlon constltutlonnelle, on se prlve­
ralt aussl de ces fonds prlves. 
C'est la ralson pour laquefle nous estlmons que la proposltlon 
Brunner Christiane dolt ätre rejetee, comme eile l'a ete, par 
allleurs, en commfssfon, par 7 vofx sans opposltfon. Je vous 
lnvite a adopter la proposltlon de la commlsslon. 

Merz Hans-Rudolf (R, AR): Das Entscheidende, nämlich wie 
die Diskussion In der Kommission gelaufen Ist, haben wir erst 
jetzt von Kollege Cottler gehört. Das hat sehr viel Klarheit ge­
bracht. Deshalb halte Ich meine Intervention ganz kurz. 
Ich möchte mich Herrn Cottler anschllessen und Sie bitten, 
dem Antrag Brunner Christiane nicht zuzustimmen. Ich habe, 
Frau Brunner, sehr viel Verständnis fOr Ihr Anliegen. Sie ha­
ben gesagt, dass wir In der Schweiz bezüglich Organspen­
den Im Verhältnis zur Wohnbevölkerung, europäisch gese­
hen, am untersten Ende seien. Man könnte zynischerwelse 
sagen: Wir sind manchmal so egoistisch, dass wir selbst 
beim Organspenden noch zu geizig sind. Das wäre die eine 
Variante. Die vermutlich bessere und zutreffendere Variante 
ist die Tatsache, dass die Organspende nicht propagiert wird, 
dass wir einen Nachholbedarf haben. 
Einmal davon abgesehen, dass sich der Bund hier eine um­
strittene Aufgabe einhandeln würde, die Ihm keine Freunde 
brächte, möchte Ich einen grundsätzlichen Hinweis machen. 
Es gibt zunehmend Anliegen, bei denen wir uns als Gesetz­
geber nicht nur auf das Erlassen von Regelungen oder Ge­
setzen konzentrieren, sondern uns verpflichtet fühlen, ein 
Verfassungs- oder Gesetzgebungsprojekt gleichsam nach 
der Abstimmung noch weiterhin politisch zu begleiten. So 
werden gelegentlich Kommissionen oder ganze Amtsstellen 
geschaffen. Die neueren Beispiele sind das Gleichstellungs­
büro oder der Rassfsmusartfkel. Hier muss man sich ernst­
haft fragen, wie weit die aktive Unterstützung von - überdies 
noch so berechtigten und unumstrittenen - Anliegen durch 
den Staat gehen soll. Meist sollte die private Initiative genü­
gen. 
Bel Initiativen hat es vor den Abstimmungen In der Regel ent­
sprechende Komitees oder Stiftungen, die sich der Sache 
annehmen. Auf dem Gebiet der Transplantatfonsmedlzfn Ist 
dies auch der Fall. Wir können es uns nicht feisten, für jeden 
neuen Verfassungsartikel Ämter oder Stellen zu schaffen. 
Für uns geht es letztffch nur darum, die Kompetenzen zu re­
geln. 
In der Botschaft auf Seite 39 ist kein Hinweis auf die Informa­
tionskampagne enthalten, also hat es offenbar auch der Bun­
desrat nicht so gesehen. Wenn man das In diesem Falle bei 
einem so komplexen Problem tut, dann muss man es entwe­
der richtig tun - dann kostet es Mittel, und zwar personelle 
und finanzielle In grösserem Ausmass - oder davon Abstand 
nehmen. Das Thema Ist zu kompliziert und zu schwierig, als 
dass ein bisschen Imagewerbung genügen würde. 
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Deshalb habe Ich grosse Zweitei und bitte Sie, den Antrag 
Brunner Christiane abzulehnen. 

Brunner Christiane (S, GE): J'almerals quand meme revenlr 
sur un point. J'al change la formulatlon de la proposltlon par 
rapport a celle que j'avals presentee en commlsslon et qul 
parlalt plus largement de toutes les mesures d'encourage­
ment du don d'organes. Cette fols-cl, je propose, d'ailleurs en 
ayant prls acte des dlscusslons en commlsslon, de ne parler 
que d'lnformatlon. 
Je trouve quand meme que, lorsque des membres emlnents 
de la commlsslon dlsent: «On comprend le probleme. Nous 
sommes tout a falt favorables a l'informatlon sur le don d'or­
ganes dans notre pays, mals nous ne sommes pas d'accord 
de payer un sou pour assurer cette Information», l'argument 
est un peu contradlctolre. A mon avls, II s'aglt d'une täche qul 
peut etre reallsee par des organlsatlons prlvees, mals II s'aglt 
aussl que la Confederatlon et l'Etat en tant que tels Informant 
sur un chapltre lmportant de la sante publlque et velllent a ce 
que la populatlon alt un nlveau d'lnformatlon sufflsant pour 
savolr que le don d'organes est utlle, qu'II n'est pas seule­
ment genereux et qu'II pennet de sauver des vles humalnes. 
Dans ce sens, les arguments qul ont ete evoques malntenant 
me desecurlsent un peu quant a la declslon de retlrer ma pro­
posltlon. J'espere donc blen que le Conseil federal va faire 
une declaration un peu plus determlnee sur ce sujet. 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: Avant d'en arrlver a la 
declaratlon sur les Intentions du Conseil federal, j'almerals 
conflrmer qu'a nos yeux, cela n'est pas necessalre pulsque 
la competence de l'allnea 1 er nous pennet de leglferer dans 
ce domalne et donc, par la vole de la leglslatlon, de preclser 
ce qul peut etre falt directement et a tltre subsldlalre par la 
Confederatlon, par exemple en plus des regles sur l'attribu­
tlon des organes. Nous conslderons donc que ya n'est pas 
necessalre sur le plan constltutlonnel. 
Nous avons !'Intention de faire un travail d'information et de 
le preclser dans le texte de lol que nous vous presenterons 
des que la base constitutlonnelle aura ete creee, ce qul per­
mettra de dlscuter de fayon plus approfondie sur la respon­
sablllte propre de la Confederatlon et sa responsablllte sub­
sldlalre par rapport a des organlsatlons. Je partage tout a fait 
l'avls de Mme Brunner que ya ne devralt pas etre la cralnte 
d'une actlvlte nouvelle de la Confederatlon qul devralt faire 
rejeter cette proposltlon. Nous aurons a lnformer, nous 
aurons besoln de moyens pour le faire et nous examlnerons, 
en relatlon avec la lol, comment nous y prendre. 
La questlon est un peu dlfflclle et je comprends que Mme 
Brunner alt un peu de pelne a sulvre la dlscusslon, pulsque 
sa proposltlon, a l'orlglne en commlsslon, allalt beaucoup 
plus loln. On lul a reproche de ne pas clarlfler quelle devalt 
etre la täche de la Confederatlon en matlere d'encourage­
ment du don d'organes. Malntenant que les choses se sont 
redultes a une täche d'lnformatlon de la Confederatlon - ce 
qul nous parait egalement necessalre -, on lul reproche qua­
slment de ne pas envlsager d'autres mesures de promotlon 
qul pourralent s'averer necessalres. II est tout a falt posslble 
que des mesures dolvent etre prlses, par exemple pour cor­
rlger cette lacune de flnancement que lalsse ouverte l'assu­
rance-maladle. Je ne dls pas que c'est l'assurance-maladle 
qul dolt le payer, mals II y a peut-etre la une lacune de flnan­
cement a examlner plus en detall. 
SI je demande neanmolns a Mme Brunner de comprendre 
que je ne peux pas soutenlr sa proposltlon, c'est d'abord a 
cause du caractere non subsldlalre de la formulatlon. C'est 
vralment a la Confederatlon d'lnformer la populatlon sur la 
necesslte du don d'organes. Avec cette formulatlon, nous 
n'avons plus le choix de passer par d'autres organlsations, 
de cholslr d'autres canaux. 
Surtout, je cralndrals de ravlver le de bat qul a eu lleu au Con­
seil national, et de le ravlver cette fols-cl dans le cadre d'une 
campagne pour l'lnscrlption de ce nouvel artlcle dans la cons­
tltutlon, et qul seralt le reproche de cholslr unllateralement le 
partl du receveur potentlel, en dlsant: «la Confederatlon dolt 
a tout prlx velller a ce que les dons d'organes solent en nom-
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bre sufflsant», montrant par la que, pour nous, cette mede­
clne, qul est une medeclne salvatrlce, est une medeclne tel­
lement lmportante qu'elle devlent une des täches prlnclpales 
de la Confederatlon. 
C'est pour garder a cet artlcle constltutlonnel son caractere 
de prlnclpe fondamental et de competence a donner a la 
Confederatlon, que je consldere que cet ajout, tout utlle qu'il 
sott, tout opportunes que solent les actlvltes qu'il decrlt, chan­
geralt a mon avls un peu le caractere du texte dans son en­
semble et pourrait, dans la campagne, faire plutöt obstacle 
que facillter son adoptlon. 
En d'autres termes, le caractere non Indispensable de cet all­
nea, meme sl les actlvites decrltes le sont, me fait souhalter 
qu'II ne sott pas lnscrlt dans la Constltutlon federale. 

Brunner Christiane (S, GE): Je n'entends pas ravlver le de­
bat passlonnel qul a eu lleu au Conseil national. Mon objectif 
etalt d'allleurs tout autre que celul vlse lors de la dlscusslon 
au Consell national. 
Je prends acte que le Conseil federal entend mener une po­
lltlque d'lnformatlon et qu'II nous en presentera le cadre, lors 
de la dlscusslon sur la lol d'appllcatlon. En ce moment, ce qul 
derange le Conseil federal, c'est seulement l'inscrlptlon de 
cette dlsposltlon dans la constltutlon. Je ne partage toutefols 
pas l'oplnlon de Mme Drelfuss, conselllere federale, 
lorsqu'elle dlt que c'est la Confederatlon qul dolt lmperative­
ment le faire. Avec une dlsposltlon telle que je la propose, la 
Confederatlon pourralt aussl deleguer sa competence a 
d'autres organlsmes. Tout cela sera dlscute lors des debats 
sur le projet de lol. 
Prenant acte des declaratlons du Conseil federal, je retlre ma 
proposltlon. 

Präsident: Frau Brunner hat Ihren Antrag zurückgezogen. 

Zlff. II 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. II 
Proposition de la commlssion 
Adherer a la declsion du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vota sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 34 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

An den Nationalrat -Au Conseil national 
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Bundesbeschluss betreffend eine Verfassungsbestlm• 
mung über die Transplantatlonsmedlzln 
Arrite federal concernant un artlcle constltutlonnel sur 
la medeclne de la transplantatlon 

Namentliche Abstimmung 
Vote nomlnatlf 
(Ref.: 2231) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen - Acceptent le projet: 
Aeppll, Aguet, Antllle, Aregger, Banga, Bangerter, Baumann 
Stephanle, Baumberger, Beguelln, Berberat, Bezzola, 
Bircher, Blaser, Blocher, Bonny, Borel, Borer, Bortoluzzl, 
Bosshard, Brunner Tonl, Bührer, Burgener, Carobblo, Cava­
dlnl Adrlano, Columberg, Comby, David, de Dardel, Deiss, 
Dettling, Dormann, Dreher, Ducrot, Dünkl, Dupraz, Durrer, 
Eberhard, Egerszegl, Eggly, Ehrler, Engelberger, Engler, 
Eymann, Fankhauser, Fasel, Fässler, Fehr Hans, Fehr Jac­
queline, Fehr Lisbeth, Filliez, Flscher-Häggllngen, Fischer­
Seengen, Föhn, Freund, Frey Claude, Frlderlcl, Frltschl, 
Gadlent, Giezendanner, Goll, Grobet, Gros Jean-Michel, 
Grossenbacher, Gulsan, Gusset, Gysln Hans Rudolf, Hafner 
Ursula, Hämmerle, Hasler Ernst, Heberleln, Hegetschweiler, . 
Helm, Herczog, Hess Otto, Hess Peter, Hochreutener, Hub­
mann, lmhof, Jaquet, Jutzet, Keller Rudolf, Kofmel, K0hne, · 
Kunz, Langenberger, Lauper, Leemann, Leu, Loeb, Loretan 
Otto, Lötseher, Maspoll, Maurer, Maury Pasquler, Meier 
Samuel, Meyer Theo, Moser, Müller Erich, Müller-Hemm!, 
Nabholz, Oehrll, Pelll, Phillpona, Pldoux, Raggenbass, 
Randegger, Rattl, Rechstelner Paul, Rechstelner Rudolf, 
Rennwald, Roth, Ruckstuhl, Ruf, Rychen, Sandoz Marcel, 
Sandoz Suzette, Schenk, Scheurer, SchlOer, Schmid Odilo, 
Schmid Samuel, Seiler Hanspeter, Semadenl, Simon, 
Speck, Spielmann, Stamm Judlth, Stamm Luzl, Stelnegger, 
Steinemann, Stelner, Stucky, Stump, Suter, Thanel, Theller, 
Thür, Tschäppät, Tschopp, Tschuppert, Vallendar, Vennot, 
Vettern, Vogel, Vollmer, von Allmen, Waber, Weber Agnes, 
Weigelt, Weyeneth, Widmer, Widrig, Wiederkehr, Wlttenwl­
ler, Wyss, Zapfl, Zlegler, Zwygart (158) 

Dagegen stimmen - Rejettent le projet: 
B0hlmann, Christen, Frey Walter, Genner, Gonseth, Gysln 
Remo, Hollenstein, Meier Hans, Schmied Walter, Teuscher, 
von Feiten (11) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstlennent: 
Baumann Ruedl, Bäumlln, Chlffelle, Gross Andreas, Keller 
Christine, Marti Werner, Ostermann, Steffen, Zblnden (9) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Alder, Baader, Baumann Alexander, Binder, Caccla, Cavalll, 
Eplney, Grendelmeler, Gross Jost, Günter, Haerlng Binder, 
Jans, Jeanpr~tre, Lachat, Leuba, Maltre, Mühlemann, Plnl, 
Ruffy, Scharrer Jürg, Strahm (21) 

Präsidium, stimmt nicht - Presldence, ne vote pas: 
Leuenberger (1) 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

Schlussabstimmungen 
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Für Annahme des Entwurfes 
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Amtliches Bulletln der Bundesversammlung 

42 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Schlussabstimmungen 



Vorlage der Redaktionskommissionfiir die Schlussabstimmung 

Bundesbeschluss 
betreffend eine Verfassungsbestimmung 
über die Transplantationsmedizin 

vom 26. Juni 1998 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 23. April 19971, 

beschliesst: 

I 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 24tkcies 

1 Der Bund erlässt Vorschriften auf dem Gebiet der Transplantation von Organen, 
Geweben und Zellen. Er sorgt dabei fUr den Schutz der Menschenwürde, der Per­
sönlichkeit und der Gesundheit. 
2 Er legt insbesondere Kriterien für eine gerechte Zuteilung von Organen fest~ 
3 Die Spende von menschlichen Organen, Geweben und Zellen ist unentgeltlich. Der 
Handel mit menschlichen Organen ist verboten. 

II 

Diei;er Beschluss untersteht der Abstimmung des Volkes und der Stände. 

9030 
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Projet de la Commission de redaction pour le vote final 

Arrete federal 
concemant un article constitutionnel 
sur la medecine de la transplantation 

du 26 juin 1998 

L 'Assemblee federale de la Confederation suisse, 

vu Je message du Conseil federal du 23 avril 19971, 

arrlJte: 

La constitution federale est modifiee comme suit: 

Art. 24decies 

1 La Confederation edicte des dispositions dans le domaine de la transplantation 
d'organes, de tissus et de cellules. Ce faisant, elle veille a assurer la protection de la 
dignite humaine, de Ja personnalite et de la sante. . 

2 Elle veille a une repartition equitable des organes; 

3 Le don d'otganes, de tissus et de cellules humaines est gratuit. l..e" commerce 
d'organes humains est interdit. 

II 

Le present arrete est soumis a la votation du peuple et des cantons. 

39272 
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2., 

Progetto della Commissione di redazione per D voto finale 

Decreto federale 
concemente un articolo costituzionale sulla medicina 
dei trapianti 

de! 26 giugno 1998 

L 'Assemblea federale della Confederazione Svizzera, 

visto il messaggio de! Consiglio federale del 23 aprile 19971. 

decreta: 

I 

La Costituzione federale e modificata come segue: 

ArL 24fkdes 

1 La Confederazione emana prescrizioni in materia di trapianto di organi, tessuti e 
cellule. Provvede in tale ambito alla protezione della dignita umana, della persona~ 
litA e della salute. 

2 Stabilisce criteri affinch6 l'attribµzione degli organi sia equa. 

3 La donazione di organi, tessuti e cellule umane e gratuita. II commercio di. organi · 
umani e vietato. 

II 

II presente decreto sottosta al votp de! popolo e dei Cantoni. 

0538 
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